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Vorwort. 



Die vorliegende Abhandlung befasst sich nur mit dem 
Abolitionsrecht der Landesherren und Senate der freien Städte 
im Deutschen Reich; ausserdeutsches Recht will sie nicht 
darstellen. — Neben der Erörterung der allgemeinen Fragen 
habe ich versucht, die Verschiedenheit des Rechtszustandes 
in den einzelnen Bundesstaaten darzulegen und — auf Grund 
amtlicher Materialien — auch einen Überblick über die 
Handhabung des Abolitionsrechtes in der Praxis der deutschen 
Staa-ten zu geben. Angesichts der grossen Unzuträglich- 
keiten, die aus der tiefgehenden Rechtsverschiedenheit 
zwischen den einzelnen Staaten entspringen, und der Be- 
strittenheit sämtlicher in Betracht kommenden Fragen, so- 
wohl der Grund- wie der Einzelfragen, drängte sich mir 
die Überzeugung auf, dass eine einheitliche Regelung des 
Abolitionsrechtes auf die Dauer kaum entbehrt werden könne. 
Sollte man einer künftigen Regelung etwa den Gedanken 
zu Grunde legen, welchen der König von Bayern in der 
Konstitution vom 1. Mai 1808 als erster der deutschen 
Fürsten aussprach: „Der König kann in Kriminalsachen 
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IV Vorwort. 

Gnade erteilen, die Strafe erlassen oder mildern, aber in 
keinem Fall irgend eine anhängige Streitsache 
oder angefangene Untersuchung hemmen", so 
wäre dies bei den modemen Anschauungen über die Aus- 
übung des Gnadenrechts vor Fällung des Urteils als ein er- 
freulicher Fortschritt zu begrüssen. 

Strassburg i. Eis., Juni 1901. 

Der Verfasser. 
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§1. 

Einleitung. 

Dem deutschen Beichsgericht (3. Strafsenat) unterlag 
vor wenigen Jahren folgender Fall zur Entscheidung:^) 

Ein gewisser H. war vom Landgerichte zu Dessau wegen 
Unterschlagung und strafbaren Eigennutzes zu einer Gefäng- 
nisstrafe von sechs Wochen verurteilt worden. Gegen dieses 
Erkenntnis legte er Revision zum Eeichsgericht ein. Termin 
zur Hauptverhandlung war angesetzt. Acht Tage vor dem 
Termin brachte das 25 jährige Regierungsjubiläum des Herzogs 
von Anhalt einen allgemeinen Gnadenerlass, in welchem nicht 
bloss rechtskräftig erkannte Strafen erlassen, sondern auch 
gewisse Arten von Strafthaten > bezeichnet wurden, wegen 
deren ein Strafverfahren überhaupt nicht einzuleiten, ein etwa 
schwebendes Verfahren aber einzustellen sei, auch wenn be- 
reits ein Urteil oder eine Straffestsetzung ergangen sein 
sollte. Mit Berufung auf diesen Gnadenerlass, unter welchen 
die Handlung des H. fiel, beantragte nun der letztere die 
Einstellung des Verfahrens. Das Eeichsgericht wies diesen 
Antrag ab und sagt in der Begründung seines Urteils: 

Es könne hier, ohne dass man jedoch diese Frage ent- 



*) Vgl. Entscheidungen des ßeichsgerichts in Strafsachen Bd. 28 

S. 419 ff. Die Entscheidung ist auch im Anhang dieser Abhandlung 
abgedruckt. 

Heimberger, Das landesheniiche Abolitionsrecht. 1 
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2 § 1. Einleitung. 

scheiden wolle, ohne weiteres unterstellt werden, dass dem 
Herzog von Anhalt nach der Verfassung des Herzogtums das 
Abolitionsrecht zustehe und dass auch dasselbe weder ihm 
noch anderen Landesherren — entgegen der Meinung einer 
Anzahl juristischer Schriftsteller — durch die Verfassung 
des Deutschen Eeiches und durch sonstige reichsgesetzliche 
Normen entzogen worden sei; aber „jedenfalls sei rechtlich 
nicht zu bezweifeln, dass das vor dem Reichsgericht als Re- 
visionsgericht anhängig gewordene Verfahren nicht durch 
einen landesherrlichen Abolitionsakt gehemmt und zum Er- 
löschen gebracht, das Reichsgericht durch jenen Akt nicht 
gehindert werden könne, in der auf dem gesetzlich geordneten 
Rechtsmittelwege seiner Kognition zugeführten Strafsache 
das ihm durch die Reichsgesetzgebung übertragene richter- 
liche Amt zu bethätigen". Das Abolitionsrecht sei seinem 
Wesen nach eine durch den Souverän des einzelnen Landes 
auszuübende Befugnis der obersten Regierungsgewalt in diesem 
Lande. Aus dieser w^esentlichen Eigenschaft der Abolition 
als eines der bedeutsamsten Ausflüsse der reinen staat- 
lichen Herrschaftsgewalt folge von selbst, dass die 
Abolitionsverfügung nur denjenigen Behörden gegenüber 
Geltung und Wirksamkeit zu beanspruchen vermöge, die der 
Gewalt des Staates, dessen Regent die Abolition ausspreche^ 
unterworfen seien. Das Reichsgericht aber könne nicht zu 
diesen Behörden gezählt werden. Es sei ausschliesslich eine 
Gerichtsbehörde des Reichs; es spreche nicht Recht im 
Namen des Regenten des einzelnen deutschen Bundes- 
staates, sondern im Namen des Deutschen Reiches. Eine 
Verpflichtung, für die Sachen, die auf dem gesetzlich 
geordneten Wege seiner richterlichen Entscheidung unter- 
breitet worden seien, das landesherrliche Abolitionsrecht an- 
zuerkennen und zu berücksichtigen, bestünde für das Reichs- 
gericht nur dann, wenn eine solche aus den Vorschriften der 
Reichsverfassung oder der Reichsgesetze zu entnehmen wäre. 
Dies sei nicht der Fall. „Hieraus" — so schliesst das Er- 
kenntnis — „folgt jedoch für den gegenwärtigen Fall, dass^ 
da der Gnadenerlass des Herzogs von Anhalt erst ergangen 
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§ 1. Einleitung. 3 

ist, nachdem in der vorliegenden Strafsache nicht nur wider 
das land gerichtliche Urteil in formell zulässiger Weise Re- 
vision eingelegt worden, sondern auch bereits der Termin 
zur öffentlichen Verhandlung über die Revision vor dem 
Reichsgerichte angesetzt gewesen ist, das von dem Reichs- 
gerichte eingeleitete Verfahren durch jenen landesherrlichen 
Gnadenerlass nicht mehr gehemmt werden konnte, sondern 
seinem gesetzlich geordneten Abschlüsse nach Massgabe der 
hierüber bestehenden reichsgesetzlichen Normen durch richter- 
liche Entscheidung über die eingelegte Revision zugeführt 
werden musste." 

Das Urteil fand die Zustimmung verschiedener ange- 
sehener juristischer Schriftsteller, vor allem jene L a b a n d s ,^) 
auf dessen Anschauung über die rechtliche Natur der Abo- 
lition es sich im wesentlichen aufbaute. Auch Löwe bezw. 
Hell weg,'-) Georg Meyer^) und von Liszt*) schlössen 
sich dem Urteil an. In Zweifel gezogen wurde seine Richtig- 
keit vom damaligen Oberreichsanwalt Hamm,^) direkt be- 
stritten von Binding.*') 

Mir schienen die vom Reichsgericht kundgegebenen 
Zweifel über das Fortbestehen des Abolitionsrechts überhaupt 
und seine Ansicht über die Zulässigkeit der Abolition im ge- 
gebenen Fall ebenfalls unbegründet. Während ich mich nun 
damit beschäftigte, der ganzen Frage durch eine eingehendere 
Untersuchung über das Abolitionsrecht auf den Grund zu 
kommen, erschien im letzten (33.) Band S. 204 ff. der Ent- 
scheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen ein neues Er- 
kenntnis des gleichen Senates über die Abolition sfrage, in 
welchem ich die von mir inzwischen gewonnene feste Über- 
zeugung von der Unhaltbarkeit jener ersten Entscheidung 



^) Deutsche Juristenzeitung 1896 S. 256/257. 
2) Kommentar zur Str.Pr.O. 10. Aufl. 1900 S. 28 litt. b. 
') Lehrbuch des Deutschen Staatsrechts 5. Aufl. 1899 S. 575. 
*) Lehrbuch 10. Aufl. 1900 § 75 S. 270 Anm. 4. 
«) In „Das Recht" Jahrg. 1897 Nr. 10 S. 141. 
«) Grundriss des Strafrechts 5. Aufl. 1897 § 110 Ziff. VI, 2 
S. 235. 

1* 
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4 § 2. Begriff und rechtliche Natur der Abolition. 

bestätigt fand. ^) Der Senat erkannte seine frühere Auffassung 
als unrichtig an und erklärte die Abolition, soweit der ein- 
zelne Bundesstaat sie kennt, für zulässig und auch gegen- 
über den bereits an das Eeichsgericht als oberste Instanz 
gelangten Strafsachen für wirksam. 

Dieser Wechsel in der Anschauung des Reichsgerichts 
und der lebhafte Streit der Meinungen unter den Theoretikern, 
von denen ein Teil die frühere, ein Teil die spätere Auf- 
fassung des Reichsgerichts mit seinem Ansehen stützt, machen 
es meines Erachtens notwendig, die Frage neuerdings nach 
allen Seiten zu beleuchten, und bestimmen mich, das Er- 
gebnis meiner Untersuchungen zu veröffentlichen. 



§2. 
Begriff und rechtliche Natur der Abolition. 

Die Abolition ist die Niederschlagung eines Strafver- 
fahrens, das noch nicht bis zur Rechtskraft des Urteils vor- 
geschritten ist. Sie wurde von jeher als eine Art der Be- 
gnadigung bezeichnet und zwar der Begnadigung im weiteren 
Sinn. Man stellt sie der Begnadigung im engeren Sinn 
gegenüber, jenem Akt der Staatsgewalt, der sich als ganzer 
oder teilweiser Verzicht auf die Vollstreckung des rechts- 
kräftig festgestellten staatlichen Strafanspruchs begrifflich 
bestimmen lässt. 

Während aber in der Begnadigung im engeren Sinn 
wirklich die Erweisung einer Gnade liegt, kann man dies 
von der Abolition nicht unter allen Umständen behaupten. 
Von „Gnade" lässt sich nur dann sprechen, wenn dem Be- 
gnadigten vom Herrscher ein Vorteil zugebilligt wird, auf 
welchen er keinen Rechtsanspruch hat, mag es sich nun um 
Verleihung eines Ordens oder Titels, oder um den Erlass 
einer rechtskräftig zuerkannten Strafe handeln. Die Abolition 



^) Das Urteil ist auch im Aohang dieser Abhandlung abgedruckt. 
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§ 2. Begriff und rechtliche Natur der Abolition. 5 

aber kann demjenigen, der von der Durchführung des Ver- 
fahrens einen vollständigen Beweis seiner Unschuld erwartet, 
sogar sehr unerwünscht und von erheblichem Nachteil sein. 
Es wird ihm die Möglichkeit der Rechtfertigung abgeschnitten. 
Wenn man trotzdem die Abolition als eine Art der Be- 
gnadigung bezeichnet, so dürfte dies seinen Grund einerseits 
darin haben, dass man, von Ausnahmen abgesehen, schon die 
Entbindung vom Strafverfahren als eine Gunst ansieht, 
andererseits darin, dass für die Kegel die Abolition doch nur 
dort Platz greift, wo thatsächlich ein Strafanspruch vorliegt, 
wenn er auch noch nicht rechtlich festgestellt ist. Der geschicht- 
lichen Entwicklung in Gesetzgebung, Theorie und Praxis 
folgend, wird man daher auch heute noch die Abolition unter 
den Begriff der Begnadigung einreihen dürfen. Damit entfällt 
aber nicht die Notwendigkeit einer scharfen juristischen 
Unterscheidung zwischen Abolition und Begnadigung im 
engeren Sinne. Der Unterschied zwischen beiden liegt in 
folgendem : Die Begnadigung im engeren Sinn ist, wie oben 
erwähnt, ganzer oder teilweiser Verzicht auf die Vollstreckung 
eines Strafanspruchs, dessen Existenz durch ein rechtskräftiges 
Urteil ausser Zweifel gestellt ist. Die in Form der Abolition 
eintretende Begnadigung aber kann man nicht als solchen 
Verzicht ansehen ; denn sie erfolgt, bevor durch rechtskräftiges 
Urteil entschieden ist, ob ein staatlicher Strafanspruch über- 
haupt gegeben ist. Die Abolition .ist daher nicht ein Verzicht 
auf die Vollstreckung, sondern nur ein Verzicht auf die 
Feststellung eines etwa vorhandenen staatlichen 
Strafanspruchs oder, wie Bi n ding (Handbuch I S. 869) 
und im Anschluss an ihn Max Eisler^) sagen, ein Verzicht 
auf das Strafklagerecht. Dieser Verzicht wird stets als 
dauernder Verzicht ausgesprochen und hat die mittelbare 
Folge, dass der staatliche Strafanspruch, wenn er in der That 
vorhanden ist, niemals mehr geltend gemacht und daher nie- 
mals zur Vollstreckung gebracht werden kann. 



^) Die Prozessvoraussetzungen im österreichischen Strafprozesse, 
Grünhuts Zeitschrift 17. Bd. 1890 S. 613. 
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6 § 2. Begriff und rechtliche Natur der Abolition. 

Manche von den älteren Schriftstellern sehen in der 
Abolition einen Strafaufhebungsgrund, einen unmittelbaren 
Verzicht auf die Vollstreckung des Strafanspruchs. Zu ihnen 
.gehört Feuerbach (Lehrbuch 4. Aufl. 1808 § 62, 14. Aufl. 
1847 § 62). Er sagt: „Das Verbrechen wird getilgt 1. durch 
die erlittene Strafe, 2. durch die Begnadigung, Aufhebung 
einer gesetzlich verdienten Strafe durch die höchste Gewalt 
im Staat. Diese geschieht entweder vor vollendeter richter- 
licher Untersuchung oder erlassener richterlicher Erkenntnis 
(Abolition) oder nachträglich, Begnadigung im engeren Sinn." 
Ebenso äussert sich Salchow (Lehrbuch 3. Aufl. 1828 § 33): 
„Zu den rechtlichen Gründen, wodurch das Verbrechen getilgt 
wird, gehört ... 2. die Begnadigung, das ist diejenige Hand- 
lung von Seiten der höchsten Staatsgewalt, durch welche dem 
Verbrecher die gesetzliche Strafe aus blosser Gnade erlassen 
wird. Sie heisst Abolition, im Gegensatz der Begnadigung im 
engeren Sinn, wenn der Straferlass vor gefälltem Urteil erfolgt." 

Andere noch ältere Kriminalisten betonen dagegen richtig 
nicht sowohl die Tilgung des Strafanspruchs durch die Abo- 
lition als vielmehr ihre Einwirkung auf den Prozess. So 
J. S. Fr. Böhmer in den Elementa jurisprudentiae crimi- 
nalis 2. Aufl. Halle 1738. Sectio I cap. XX erörtert „Quibus 
modis Processus criminalis toUatur ac flniatur". § 333 „Im- 
peditur haec (sc. criminum) cognitio, ut nee incipere nee coepta 
ulterius currere queat .... 3. abolitione principis." § 346 
„ToUitur Processus criminalis impetrata abolitione, quae est 
cassatio cognitionis criminalis per modum gratiae ante sen- 
tentiam." § 352 „ . . . A reo impetrata (sc. abolitio) operatur, 
ut hie e numero reorum eximatur et imposterum nee accusatio 
nee inquisitio ejus criminis, cujus accusatus hactenus fuit, 
contra eum suscipi possit." Ähnlich spricht sich G. J. Fr. 
Meister, Principia juris criminalis, Goett. 1792, 2. Aufl. aus 
in Pars IIL cap. XXIII de modis toUendi et finiendi pro- 
cessum criminalem, § 484: „Abolitio, quae reis tribuitur, est 
actus imperii civilis, quo reus e processu criminali nondum 
finito eximitur. Effectus ejus est, ut criminalis cognitio delicti 
sublata et exclusa sit in perpetuum.*' 
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§ 2. Begriff und rechtliche Natur der Abolition. ^ 

Bei Böhmer und Meister ist die Abolition also ein 
Gnadenakt, der eine prozessuale Wirkung ausübt, nämlich 
die Einleitung und die Fortsetzung des Strafverfahrens für 
immer hindert. Damit ist das Wesen der Abolition durchaus 
zutreffend bestimmt. Nur wird man sich heute zur recht- 
lichen Charakterisierung der Abolition eines seit einigen 
Jahrzehnten gebräuchlich gewordenen technischen Ausdrucks 
bedienen und die Abolition als negative Prozessvor- 
aussetzung oder, was ich für richtiger im Ausdruck halte, 
als Prozesshinderungsgrund bezeichnen.^) 

Hat die Abolition den Charakter einer Prozessvoraus- 
setzung, so ist damit aber noch nicht gesagt, dass sie selbst 
eine Einrichtung prozessrechtlicher Natur sein müsse. (Siehe 
darüber den folgenden Paragraphen.) Sie ist vielmehr ein dem 
Staatsrecht angehörendes Gebilde wie das Begnadigungsrecht 
überhaupt. Fraglich kann nur sein, welcher Sparte des 
Staatsrechts sie angehört. Man hat die Begnadigung schon 
als einen Akt der Gesetzgebung, als eine lex specialis, ferner 
als einen Akt der Rechtsprechung und auch schon als beides 
zugleich ^) bezeichnet ; doch ist man in der neuesten Litte- 
ratur, ^) so weit ich sehe, ziemlich einig darüber geworden, 
dass solche Auffassung unhaltbar ist. Ein Akt der Gesetz- 
gebung ist die Begnadigung deswegen nicht, weil durch sie 
weder ein neuer Rechtssatz geschaffen noch ein bestehender 
beseitigt wird. „Sie lässt die bestehenden Rechtsregeln voll- 
kommen unberührt; sie beseitigt oder verändert nur eine 
einzelne Konsequenz, zu welcher die Rechtssätze in 



^) Ähnlich Siebenhaar in der Zeitschrift für die gesamte Straf- 
rechtswissenschaft Bd. 8 S. 466. 

2) Lob, Das Begnadigungsrecht, Worms 1881 S. 7: „Die Be- 
gnadigung ist weder allein Gesetzgebungsgewalt noch allein richterliche 
Gewalt, sie ist gesetzgebende und oberstrichterliche Gewalt zugleich." 

8) Vgl. z. B. Lab and, Staatsrecht 3. Aufl. 1895 Bd. 2 S. 464/65; 
Hugo Meyer, Lehrbuch 5. Aufl. 1895 S. 335; Binding, Handbuchl 
S, 862; Binding, Grundriss des Strafrechts 5. Aufl. 1897 S. 231; 
Gg. Meyer, Staatsrecht 5. Aufl. 1899 S. 573fi'.; Elsas, Begnadigungs- 
recht 1888 S. 210".; a.A. Born hak, Preussisches Staatsrecht 1. Bd. 
1888 S. 532/33. 
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8 § 2. Begriff und rechtliche Natur der Abolition. 

einem konkreten Falle führen." ^) Als ein Akt der Recht- 
sprechung kann sie ebensowenig angesehen werden; ein 
solcher dient der Entscheidung eines Rechtsstreites, und 
darum handelt es sich bei der Begnadigung nicht. Es soll 
durch den Gnadenakt nicht ein Urteil darüber gesprochen 
werden, dass der Begnadigte unschuldig oder minder schuldig 
sei. „Die Begnadigung steht der Schuld- und Rechtsfrage 
völlig unabhängig gegenüber." ^) 

Hermann Seuffert zeigt sich in seinem Artikel 
„Begnadigung" in v. Stengels Wörterbuch des Verwaltungs- 
rechts noch geneigt, in der Abolition einen Gesetzgebungsakt 
zu erblicken. Er sagt: „Erwägt man, dass durch die Abolition 
die Anwendung eines Rechtssatzes auf einen unter denselben 
fallenden Thatbestand ausgeschlossen, dass also eine Norm 
für die Urteilsthätigkeit der Gerichte geschaffen wird, so 
dürfte man geneigt sein, diesem Akte die Bedeutung des 
Rechtsbildungsaktes beizulegen, während die Begnadigung 
im engeren Sinne sich als ein Regierungsakt darstellt." 
Allein es scheint mir nicht zutreffend, dass durch die Abolition 
eine Norm für die Urteilsthätigkeit der Gerichte geschaffen 
werde. Im Gegenteil, die Urteilsthätigkeit der Gerichte wird 
gerade durch die Abolition ausgeschlossen. Die Abolition 
stellt sich der Anwendung eines Rechtssatzes durch die Ge- 
richte hemmend entgegen, ohne dass sie ihrerseits irgendwie 
rechtsbildend wirkte. 

Wenn nun die Begnadigung und mit ihr die Abolition 
weder ein Akt der Gesetzgebung noch der Rechtsprechung- 
ist, kann sie nur ein Akt der Staatsverwaltung und zwar der 
Justizverwaltung sein.^) Sie ist dies zufolge ihrer inneren 
Natur. Die Begnadigung soll der Gerechtigkeit dienen. Was 
der Richter nach dem Buchstaben des Gesetzes zu unter- 



^) Laband a. a. 0. S. 464. 

2) Derselbe a. a. 0. S. 465. 

*) In diesem Sinne auch Laband a. a. 0. S. 465; Gg. Meyer 
a. a. 0.; Ei seh in Stengels Wörterbuch des Verwaltungsrechts, Artikel 
„Justizverwaltung" 2. Ergänzungsband S. 127 Ziff. 6; Elsas, Be- 
gnadigungsrecht S. 18 ff.; Merkel, Lehrbuch S. 247. 
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§ 2. Begriff und rechtliche Natur der Abolition. 9 

nehmen oder auszusprechen gezwungen ist, steht nicht immer 
mit den Forderungen der materiellen Gerechtigkeit im Ein- 
klang. Diese zur Geltung zu bringen ist im Prinzip der 
Zweck der Begnadigung, dieses „Sicherheitsventils desEechts", 
dieser „Selbstkorrektur der Gerechtigkeit", wie I h e r i n g^) sich 
ausdrückt. Allerdings kommt es auch vor, dass weniger aus 
Rücksichten der Gerechtigkeit als aus solchen der Staats- 
klugheit vom Begnadigungsrechte Gebrauch gemacht wird. 
Immerhin aber lässt sich grundsätzlich behaupten, dass die 
Begnadigung, soweit sie nicht etwa missbräuchlich angewendet 
wird, den Interessen des Staates und Volkes dient. Gerade 
aber die Sorge der Eegierung für die Staats- und Volks- 
interessen macht den Begriff der Verwaltung im engeren 
Sinn -) aus, um die es sich hier handelt. Dient die fürsorgende 
Thätigkeit der Regierung dem Zweck, die Strafrechtspflege 
in Einklang zu bringen mit den Forderungen materieller 
Gerechtigkeit oder mit sonstigen Rücksichten des Staats- 
wohls, so fällt sie in den Bereich der Justizverwaltung. 

Gegen diese Auffassung der Begnadigung im allgemeinen 
und damit auch der Abolition im besonderen als eines Aktes 
der Staatsverwaltung wendet sich Binding. ^) Er sagt, 
die Gnade sei auch gegenüber der Privatstrafe denkbar und 
sei dann kein Akt der Staatsverwaltung. Die Geschichte 
des deutschen Begnadigungsrechtes zeige einen relativ 
sehr grossen Anteil des Einzelnen am Begnadigungsrecht; 
selbst nachdem die öffentliche Strafe die Privatstrafe abge- 
löst habe. Man möge nur an die Ledigung der öffentlichen 
Strafen mit Genehmigung des durch das Verbrechen Betroffenen 
denken. Allein dann hat eben die Begnadigung im Laufe 

1) Zweck im Kecht I. Bd. S. 420, 418, 423. 

^) Gg. Meyer, Lehrbuch des Deutschen Verwaltungsrechts 2. Aufl. 
1893, I S. 1. Auch nach der Definition des Begriffs „Verwaltung", die 
Otto Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht 1. Bd. 1895 S. 13, gibt, 
lässt sich die Begnadigung als ein Akt der Staatsverwaltung bezeichnen. 
Verwaltung ist nach ihm „die Thätigkeit des Staates zur Verwirklichung 
seiner Zwecke unter seiner Rechtsordnung". Die Begnadigung ist eine 
solche der Verwirklichung einer der Staatszwecke gewidmeten Thätigkeit. 

8) Grundriss des Strafrechts 1. Teil 5. Aufl. 1897 § 110 S. 231. 
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der Zeit ihren Charakter gewechselt. Privatstrafen haben 
wir nicht mehr, und irgend ein entscheidender Einfluss auf 
die Erteilung oder Nichterteilung der Gnade steht gegen- 
wärtig dem Einzelnen, dem Verletzten, nicht mehr zu. Die 
Gnade ist begrifflich ein Vorrecht des Herrschers geworden; 
der Unterthan kann „Gnade" nicht zu teil werden lassen. 

Ich habe oben die Abolition als einen Verzicht auf 
die Feststellung des etwa vorhandenen Strafanspruchs er- 
klärt. Damit trenne ich mich von der Anschauung Labands,^) 
Gg. Meyers-) u. a., welche, wie schon erwähnt, in der Abo- 
lition ebenfalls einen Verwaltungsakt sehen, gegen ihre Auf- 
fassung als Verzicht aber ausdrücklich Einsprache erheben. 
Gg. Meyer begründet seinen Einspruch nicht; Laband aber 
bemerkt gegen Bin ding: Da nachBindings eigener An- 
schauung der Staat die Pflicht der Strafverfolgung und Straf- 
vollstreckung habe, so wäre die Begnadigung von Bindings 
Standpunkt aus ein Verzicht auf Erfüllung einer Pflicht, also 
ein höchst sonderbarer Verzicht. Ich kann in der Auffassung 
der Abolition als eines Verzichtes den Widerspruch nicht 
finden, den Laband hier als gegeben annimmt. Es ist 
richtig, der Staat hat; wie das Eecht, so auch die Pflicht zu 
strafen. Wenn aber dem Herrschenden durch Gewohnheits- 
recht oder ausdrückliche Verfassungsbestimmung auch das 
Kecht zusteht, im Einzelfalle das Strafrecht nicht auszuüben 
oder — was genau dasselbe ist — auf die Ausübung des 
Strafrechtes zu verzichten, so besteht eben in diesem Falle 
für ihn keine Pflicht zu strafen.^) 

Die Charakterisierung der Abolition als eines Verzichtes 
ist keinesfalls unvereinbar mit ihrer Eigenschaft als Ver- 
waltungsakt. Die Verwaltungsthätigkeit kann sich sehr wohl 
auch als Verzicht äussern. J e 1 1 i n e k ^) führt als Beispiel den 



1) Staatsrecht 3. Aufl. TI S. 465. 

2) Staatsrecht 5. Aufl. S. 575. 

*) In diesem Sinne auch Bin ding, Grundriss a. a. 0. und 
Jellinek, System der subjektiven öffentlichen Rechte 1892 S. 309/10. 
Vgl. auch Birkmeyer, Encyklopädie 1901 S. 1088. 

*) Subjektive öffentl. Rechte S. 318. 
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Erlass von Steuerrückständen zur Vermeidung der Kosten 
der Eintreibung auf. Ein solcher Erlass ist ein Verwaltungs- 
akt, in seinem inneren Wesen aber nichts als ein Verzicht. 
Ebenso verhält es sich mit der Abolition. 

Nach L a b a n d und Gg. M e y e r ' ) ist die Begnadigung ein 
Befehl und zwar die Abolition der Befehl, dass eine Straf- 
verfolgung unterbleiben oder nicht fortgesetzt werden solle. 
Die Begnadigung sei aber kein gewöhnlicher, sondern ein 
eigentümlich gearteter Verwaltungsbefehl, ein ausserordent- 
licher Verwaltungsakt, eine Äusserung eines jus eminens des 
Staates, welches weder durch Gesetz noch Richterspruch ge- 
bunden sei (La band), die Ausübung eines Hoheitsrechtes 
(Gg. Meyer). Ich gebe zu, dass die Begnadigung und damit 
die Abolition ein ausserordentlicher Verwaltungsakt die 
Äusserung eines jus eminens des Staates, die Ausübung 
eines Hoheitsrechtes ist, dass sie nicht gleichsteht etwa dem 
vomChef der Justizverwaltung od er dem Oberstaatsanwalt er- 
teilten Dienstbefehl, eine gewisse Anklage nicht zu 
erheben oder nicht weiter zu verfolgen oder auf Freisprechung 
anzutragen u. s. w., -) ich gebe weiter zu, dass Begnadigung 
i. e. S. und Abolition meist in der Form des Befehles auftreten 
werden und zw^ar desw^egen, weil sie sich in der Regel an 
die eigenen Behörden des Begnadigenden bezw. Abolierenden 
wenden. Allein ich halte diese Form nicht für notwendig 
und wesentlich, und ausserdem ist sie eben nur eine Form. ^) 
Damit, dass die Begnadigung als ausserordentlicher Ver- 
waltungsbefehl, als Ausübung eines jus eminens oder eines 
Hoheitsrechtes bezeichnet wird, ist, wie ich meine, ihr inneres 
Wesen noch nicht erklärt, und dieses besteht eben, wie 
schon oben ausgeführt, in einem Verzicht des Staates auf 
Feststellung bezw. Vollstreckung des Strafanspruchs. Auch 
die Erklärung dieses Verzichtes ist ein ausserordentlicher 



') Laban d, Staatsrecht II S. 465/66; Äleyer, Staatsrecht 
S. 575. 

*) La band a. a. 0. 

') Ahnlich äussert sich der Oberreichsanwalt in der eingangs an- 
geführten Entscheidung des Reichsgerichts Bd. 33 S. 205. 
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Verwaltungsakt, die Ausübung eines Hoheitsrechts. Erscheint 
sie in der Form eines Befehls, so kann dies an dem Wesen 
des Abolitionsaktes als eines Verzichtes nichts ändern und 
jedenfalls als superfluum nicht schaden. Die mit der Sache 
befasste Behörde hat aus dem im Abolitionsakte enthaltenen 
Verzicht auf die Feststellung des etwa vorhandenen Straf- 
anspruches einfach für das Strafverfahren die Folgerung ab- 
zuleiten, welche ihr das Prozessrecht vorschreibt. Sagt ihr 
die Abolitionserklärung ebenfalls, dass sie diese Folgerung 
zu ziehen, nämlich das Verfahren nicht zu eröffnen bezw. 
das eröffnete einzustellen habe, so wiederholt sie nur über- 
flüssigerw^eise eine ohnehin vorhandene prozessrechtliche 
Vorschrift. 

Hätte man die Begnadigung ihrem Wesen nach als 
Befehl aufzufassen, so müsste man in Bezug auf die räum- 
lichen Grenzen des Begnadigungsrechts zu befremdenden 
Folgerungen kommen. Der § 163 G.V.G. bestimmt, dass 
eine Freiheitsstrafe, welche die Dauer von sechs Wochen 
nicht übersteigt, in demjenigen Bundesstaat zu vollstrecken 
ist, in welchem der Verurteilte sich befindet. Wenn nun 
nach dieser Vorschrift ein Preusse, der von einem preussi- 
schen Gerichte zu sechswöchentlicher Gefängnisstrafe ver- 
urteilt wurde, in einer badischen Strafanstalt gefangen ge- 
halten wird, so kann ihn der König von Preussen nicht be- 
gnadigen; denn die badischen Strafvollstreckungsbehörden 
sind den Befehlen des Königs von Preussen nicht unter- 
worfen. Und doch wird kaum jemand bestreiten, dass in 
solchem Falle nur der König von Preussen das Begnadigungs- 
recht ausüben kann und darf. 

Nach alledem glaube ich sagen zu dürfen : Die Aboli- 
tion ist ihrer rechtlichen Natur nach ein als 
Prozesshinderungsgrund (negative Prozessvor- 
aussetzung) sich charakterisierender Akt der 
Justizverwaltung, bestehend in dem Verzicht 
auf Feststellung des etwa vorhandenen staat- 
lichen Strafanspruchs. 



Digitized by VjOOQIC 



§ 3. Ist d. Abolitionsbefugnis d. Landesherren noch geltenden Rechtes ? 13 



§3. 

Ist die Abolitionsbefugnis der Landesherren noch 
geltenden Rechtes? 

Im ersten Jahrzehnt nach der Errichtung des Deutschen 
Reiches sind kaum irgendwo Zweifel darüber laut geworden, 
dass das Äbolitionsrecht des Landesherrn dort, wo es vor der 
Reichsgründung bestand, auch weiterhin in Geltung ge- 
blieben sei. Erst nachdem die Reichsstrafprozessordnung in 
Kraft getreten w^ar, begann man die lebhaftesten Bedenken 
gegen die Möglichkeit des Fortbestehens der landesherrlichen 
Abolitionsbefugnis zu äussern. 

I. Ein erstes und Hauptbedenken entnahm man dem 
§ 6 E.G. z. St.P.O., welcher bestimmt: „Die prozessrecht- 
lichen Vorschriften der Landesgesetze treten für alle Straf- 
sachen, deren Entscheidung in Gemässheit des § 3 nach den 
Vorschriften der Strafprozessordnung zu erfolgen hat, ausser 
Kraft, insoweit nicht in der Strafprozessordnung auf sie 
verwiesen ist." Man behauptete nun, die Vorschriften über 
die Abolition seien prozessrechtlicher Natur. Da sich eine 
Verweisung auf dieselben in der Prozessordnung nicht finde, 
seien sie, entsprechend der Bestimmung in § 6 a. a. 0., ausser 
Kraft getreten. Neuestens hat sich Beling^) in diesem 
Sinne ausgesprochen. Er sagt: „Nur eine „strafprozessrecht- 
liche Vorschrift" kann die Beendigung eines schwebenden 
Verfahrens anordnen ; es handelt sich um Verzicht auf das 
staatliche Straf klagerecht ; eine strafprozessuale Vorschrift 
kann aber nach § 6 E. St.P.0. nicht aus den Partikularrechten, 
sondern nur aus dem Reichsrecht entnommen werden, und 
das Reichsrecht lässt nirgends Abolition zu." 

Mir scheint diese Auffassung nicht richtig. Das Straf- 
prozessrecht ist der Inbegriff der Rechtsregeln über das 



*) Bennecke und Beling, Lehrbuch des Deutschen Reichs- 
strafprozessrechts 1900 S. 610. 
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Verfahren in Strafsachen, die Abolition ein Verzicht auf die 
Feststellung des etwa vorhandenen staatlichen Strafanspruchs 
oder, wie Beling selbst sich ausdrückt, „auf das staatliche 
Straf klagerecht." Mit einem solchen Verzicht ist aber keine 
Eegel über das Verfahren aufgestellt. Der Verzicht zieht 
wohl eine Verfahrensfolge, eine prozessuale Wirkung nach 
sich, nämlich die Einstellung des Verfahrens; aber er selbst 
kann ebensowenig wie andere staatsrechtliche Vorgänge, die 
prozessrechtliche Wirkungen haben, als eine Vorschrift über 
das Verfahren angesehen werden. Wenn — beispielshalber 
— ein Angehöriger irgend eines regierenden Hauses den Thron 
erbt, während er in eine strafgerichtliche Untersuchung ver- 
wickelt ist, so wird das Verfahren gegen ihn sofort einge- 
stellt; denn die Verfassung des Landes erklärt die Person 
des Herrschers für heilig und unverletzlich. Wer wird der 
betreffenden Verfassungsbestimmung prozessrechtliche Natur 
zuschreiben, w^eil ihre Anwendung eine prozessuale Wirkung 
nach sich zieht? 

Ein äusserer Beweis dafür, dass man der Abolition 
nicht prozessrechtliche Natur zuschreiben darf, lässt sich aus 
der Stelle entnehmen, an der sie in den einzelnen Gesetz- 
gebungen behandelt wird. Niemals finden sich Bestimmungen 
über sie in einer Strafprozessordnung;^) auch in den Straf- 
gesetzbüchern ist sie selten erwähnt. Von den deutschen 
Partikularstrafgesetzbüchern , welche bei Einführung des 
Eeichsstrafgesetzbuches ausser Kraft traten, nehmen auf sie 
Bezug nur das Strafgesetzbuch für Sachsen-Altenburg von 
1841 Art. 73, für Braunschweig von 1840 § 68 (seit 1843 
auch in Lippe eingeführt) und das Thüringische Strafgesetz- 
buch von 1850 Art. 69. Dagegen wird der Abolition bezw. 
der Begnadigung im allgemeinen in den Ländern, in welchen 
sie ausdrücklich zugelassen ist, immer in der Verfassungs- 



^) Ortloff, Das Begnadigungsrecht im konstitutionellen Rechts- 
staate, Goltdammers Archiv 45. ßd. 1897 S. 222 meint allerdings, wenn 
die Reichsgesetzgebung die Abolition hätte zulassen wollen, so wäre in 
der St.RO. allein für sie der Platz gewesen. 
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Urkunde gedacht und zwar zumeist in dem Abschnitt, der 
vom Landesherrn oder von der Ausübung der Staatsgewalt 
handelt. So in Preussen unter Titel III „Von dem Könige", 
Württemberg 7. Kap. „Von Ausübung der Staatsgewalt", 
Oldenburg 1. Abschnitt „Von dem Grossherzogtum, dem 
Grossherzog und dem Staatsministerium", Meiningen Tit. 7 
„Allgemeine Bestimmungen", Altenburg 2. Abschn. 1. Abt. 
„Der Landesherr", Koburg Abschn. VII „Von der Ausübung 
der Staatsgewalt", Schwarzburg- Sondershausen I „Von dem 
Fürsten", Schwarzburg - Rudolstadt IL Absch. „Von dem 
Fürsten", Waldeck Tit. II „Von dem Fürsten und dem 
fürstlichen Haus", Eeuss j. L. 2. Abschn. .,Von dem Landes- 
herrn", Schaumburg - Lippe Tit. 2 „Von dem Landesfürsten 
und dem fürstlichen Haus", Bremen III „Wirksamkeit des 
Senats und der Bürgerschaft". 

Diese sedes materiae weist unverkennbar darauf hin, 
dass man die Abolition nicht als einen prozessrechtlichen 
Vorgang, sondern als einen Kegierungsakt ansieht, und wenn 
auch in der Verfassung von Sachsen (Königreich), Braun- 
schweig und Eeuss ä. L. die Erwähnung der Abolition unter 
dem Titel „Von der Rechtspflege" sich findet, so ist damit 
noch nicht ihre Einreihung unter das Prozessrecht ausge- 
sprochen, sondern nur zum Ausdruck gebracht, in welcher 
Weise dem Landesherrn eine direkte Einwirkung auf die 
Rechtspflege zusteht. 

Es dürfte sich daher nicht rechtfertigen lassen, die Be- 
stimmung über die Abolition, wo sie sich in einer Landes- 
gesetzgebung findet, als „prozessrechtliche Vorschrift" anzu- 
sehen, die nach § 6 E.G. z. StP.O. als aufgehoben zu gelten 
hätte. 1) 

IL Man macht nun weiter geltend, die Strafprozess- 
ordnung habe in ihrer Eigenschaft als Reichsgesetz nicht 
bloss die prozessrechtlichen Vorschriften der Landesgesetze 
beseitigt, sondern alle landesrechtlichen Bestimmungen, welche 
mit ihr im Widerspruch stünden. Die Abolition aber sei mit 



1) So auch Löwe, Kommentar 10. Aufl. 1900 S. 197 Anm. 2. 
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dem Geist und den Normen der Strafprozessordnung nicht 
vereinbar und müsse daher, wenn auch nicht auf Grund des 
§ 6 a. a. 0., so doch aus dieser allgemeinen Erwägung als 
nicht mehr zu Eecht bestehend erachtet werden.^) 

Von den verschiedenen Gründen, welche die Abolition 
als angeblich unvereinbar mit den Normen der St.P.0. er- 
scheinen lassen, wäre an sich Stengleins Bedenken am ein- 
leuchtendsten, „dass das Abolitionsrecht zu den Eechten ge- 
höre, welche gegen den Geist der Zeit streiten und deshalb 
mehr und mehr beschränkt und in Wegfall gebracht wurden". 
Gegen den Geist der Zeit streitet das Abolitionsrecht; aber 
ob es in der That in Wegfall gebracht wurde, dies ist eben 
die Frage, und die hauptsächlich von John, Jastrow und 
Ortloff für den Wegfall vorgebrachten Gründe scheinen mir 
nicht durchschlagend zu sein. 

1. Zunächst sagt John (S. 109): „Die Strafprozessordnung 
hat darüber Vorschriften getroffen, unter welchen Voraus- 
setzungen die Verhandlungen über einen Straffall, nachdem 
mit demselben die Gerichte befasst wurden, vor Erlass eines 
rechtskräftigen Urteils unterbrochen werden können. (Vgl. 
z. B. St.P.O. §§ 203, 229.) Nimmt man nun den Fortbestand 
des Abolitionsrechtes an, so müsste man die ebenbezeichneten 
Vorschriften der St.P.O. noch durch folgenden Rechtssatz 
erweitern: Ausser in den von der Strafprozessordnung vor- 
gesehenen Fällen wird ein Strafverfahren dadurch unter- 
brochen, dass auf Grund bestehender Landesgesetze das 
Abolitionsrecht in Anwendung gebracht wird. Eine solche 
Ergänzung des Keichsgesetzes würde aber einem Widerspruch 
mit demselben gleichzuachten sein." 

John beachtet nicht, dass die St.P.O. durchaus keine 
irgendwie erschöpfende Aufzählung der Voraussetzungen ent- 
hält, unter welchen eine Einstellung des Verfahrens erfolgen 



^) Vgl. John, Strafprozessordnung 1884 S. 109; Jastrow, 
Gerichtssaal 1882 S. 532 fif.; St eng lein, Kommentar zur St.P.O. 
§ 6 E.G. Nr. 2 (3. Aufl. 1898 S. 101); Ortloff, Das Begnadigungs- 
recht im konstitutionellen Rechtsstaat, Goltdammers Archiv 45. Bd. 
1897 S. 92 ff. und 213 ff. 
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muss. Sie spricht nicht einmal prinzipiell aus, dass beim 
Mangel von Prozessvoraussetzungen Einstellung anzuordnen 
sei, sondern erwähnt die Einstellung nur in vereinzelten Fällen 
wie in §§ 203, 208, 259, 433. Den § 229 als Beispiel anzu- 
führen, wie John thut, ist überdies verfehlt, da sich dieser 
Paragraph lediglich auf die Unterbrechung der Hauptver- 
handlung wegen Ausbleibens des Angeklagten bezieht Als 
selbstverständlich muss man daher annehmen, dass abgesehen 
von den in der St.P.0. ausdrücklich erwähnten Fällen das 
Gericht das Verfahren immer einzustellen habe, wenn sich 
der Mangel einer Prozessvoraussetzung ergibt, also auch 
wenn Abolition eintritt. 

2. John (S. 110) meint ferner: „Abolitionsrecht, zur Gel- 
tung gebracht lediglich durch das persönliche Ermessen des 
Landesherm, und Kabinetsjustiz sehen sich ähnlich wie ein 
Ei dem anderen, und die Selbständigkeit der Gerichte ist mit 
dem einen ebensowenig zu vereinbaren wie mit dem anderen. 
Hat nun das G.V.G. die Selbständigkeit der Gerichte wahren, 
hat dasselbe jede Art von Kabinetsjustiz beseitigen wollen, 
— ein Gedanke, der, wenn auch sehr allgemein — , so doch 
in §1 G.V.G. zum Ausdruck gekommen ist, so wird auch 
mit diesem dem G.V.G. zu Grunde liegenden Gedanken das 
Abolitionsrecht unvereinbar erscheinen." 

' Wenn ich auch Johns Bedenken über die möglichen Un- 
zuträglichkeiten des Abolitionsrechts teile, so finde ich doch 
keine Anhaltspunkte dafür, dass auch der Gesetzgeber sie 
geteilt habe und das Abolitionsrecht habe ausschliessen wollen. 
Der § 1 G.V.G. genügt als Beleg nicht. Der in § 1 aus- 
gesprochene Gedanke findet sich fast dem Wortlaut nach in 
einer ganzen Anzahl deutscher Verfassungen, die unmittelbar 
vor oder nach der betreffenden Bestimmung ausdrücklich das 
Abolitionsrecht statuieren. 

So bestimmt das Staatsgrundgesetz für Coburg-Gotha 
vom 3. Mai 1852 in § 135: „Die Richter sind unabhängig 
und keiner anderen Autorität als der des Gesetzes unter- 
worfen. Cabinetsjustiz ist unstatthaft", und § 140 sagt: 
„Dem Herzog steht zu, erkannte Strafen aufzuheben oder zu 

Heimberger, Das landesherrliche Abolitionsrecht. 2 
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mildern, auch das Verfahren gegen den Beschuldigten, noch 
ehe das Verbrechen oder Vergehen untersucht oder über die 
Bestrafung erkannt worden ist, niederschlagen und einstellen 
zu lassen." — Die Verfassung für Reuss ä. L. vom 28. März 
1867 erklärt in § 37 : „Die richterliche Gewalt wird von den 
Gerichten innerhalb der Grenzen ihrer Kompetenz unabhängig 
und selbständig geübt. Kabinets- und Ministerialjustiz ist 
unstatthaft". Trotzdem heisst es gleich darauf in § 45: „Der 
Landesherr hat in Strafrechtsfällen das Eecht der Abolition". 

— Das Staatsgrundgesßtz für Keuss j. L. vom 14. April 1852 
räumt in § 7 dem Landesherrn das Eecht ein, „die gericht- 
liche Untersuchung niederzuschlagen" und spricht dessunge- 
achtet in § 43 von der vollen Unabhängigkeit der Gerichte: 
„Dieselben entscheiden, ohne irgend eine fremde Einwirkung^ 
nach den bestehenden Eechten und Gesetzen". — Verfassungs- 
urkunde für das Königreich Sachsen vom 4. Sept. 1831 
§ 47 : „Sie (die Gerichte) sind bei Ausübung ihres richter- 
lichen Amtes innerhalb der Grenzen ihrer Kompetenz von 
dem Einfluss der Eegierung unabhängig" und § 52: „Der 
König hat in strafrechtlichen Fällen das Eecht der Abolition". 

— Ähnlich sprechen sich aus die Verfassungen für Wal deck 
vom 17. August 1852 §§ 12 und 74, für Württemberg 
vom 25. September 1819 §§ 93 und 97, für Altenburg vom 
29. April 1831 §§ 8 und 46, für Braunschweig vom 
12. Oktober 1832 §§ 193 und 208. 

Man hat also die Abolitionsbefugnis des Landesherrn 
sehr wohl vereinbar gefunden mit der Selbständigkeit und 
Unabhängigkeit der Gerichte. Gerade durch die angeführten 
Verfassungsbestimmungen deutscher Staaten, die dem Gesetz- 
geber nicht unbekannt gewesen sein können, musste dieser 
veranlasst werden, sich bestimmter auszudrücken, wenn er 
dem Abolitionsrecht entgegentreten wollte. Wenn der Gesetz- 
geber aber lediglich durch den Ausdruck desselben Grund- 
gedankens, welchen die an der Abolition festhaltenden Ver- 
fassungen aussprechen: „Die richterliche Gewalt wird durch 
unabhängige, nur dem Gesetze unterworfene Gerichte aus- 
geübt", die Abolition als abgeschafft erklärt haben soll, 
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SO möchte doch durch eine derartige Interpretation die Pflicht 
des Gesetzgebers, seinen Willen zu unzweifelhaftem Ausdruck 
zu bringen, allzu anspruchslos gewürdigt sein. 

Überdies beruht ja das Abolitionsrecht des Landesherrn 
auf dem Gesetz, sei es dem geschriebenen oder ungeschriebenen, 
und wenn der Kichter auf Grund der vom Landesherrn aus- 
gehenden Abolition das Verfahren einstellt, so gehorcht er 
damit dem Gesetz. Der § 1 G.V.6. will nur besagen, dass die 
Gerichte keinen Einwirkungen nachzugeben haben, die nicht 
auf gesetzlicher Grundlage fussen. Würde der Eegent von 
einem Gericht ein Erkenntnis in bestimmtem Sinne fordern, 
so wäre dies natürlich ein gesetzwidriges Verlangen, dem 
der Richter nicht nachgeben dürfte. Die Abolition aber ist 
eine auf gesetzlicher Grundlage beruhende Handlung des 
Begenten. 

3. Noch schwächer wirkt Johns drittes Bedenken. Er 
sagt (S. 109): „Die Form, in welcher das Abolitionsrecht bisher 
in einzelnen Staaten allein geltend gemacht werden durfte, 
ist eine solche, dass sie heute nicht mehr wohl in Anwendung 
gebracht werden kann. Wenn beispielsweise die Braun- 
schweigische Landschaftsordnung § 208 bestimmt, dass der 
Landesfürst angefangene Untersuchungen nur dann nieder- 
schlagen dürfe, nachdem das Oberappellationsgericht sich gut- 
achtlich darüber geäussert habe, so ist die Möglichkeit, von 
dem Abolitionsrecht Gebrauch zu machen, mit der Beseitigung 
des Oberappellationsgerichtes selbst geschwunden, und falls das 
Abolitionsrecht mit der Strafprozessordnung überhaupt zu verein- 
baren sein sollte, müsste erst eine neue Verfassungsbestimmung 
für die Ausübung dieses Kechtes neue Formen darbieten." 
Diese Beweisführung ist allzu äusserlich. Die Braun- 
schweigische Landschaftsordnung will doch weiter nichts, als 
dass der Landesherr vom Abolitionsrecht nur Gebrauch mache 
nach gutachtlicher Äusserung des obersten Gerichtshofes des 
Landes. Der Name dieses Gerichtshofes thut nichts zur 
Sache. Ob letzterer, wie zur Zeit der Erlassung der Land- 
schaftsordnung, Oberappellationsgericht heisst, oder ob er, so 
seit dem Braunschweigischen Gerichtsverfassungsgesetz vom 

2* 
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21. August 1849, die Bezeichnung „Obergericht" führt, oder 
ob man ihn nun seit dem 1. Oktober 1879 „Oberlandesgericht'^ 
nennt, ist äusserst unerheblich. 

Als weiteres Beispiel bringt John die Vorschrift der 
preussischen Verfassungsurkunde Art. 49 Abs. 3: „Der 
König kann bereits eingeleitete Untersuchungen nur auf 
Grund eines besonderen Gesetzes niederschlagen**. John be- 
hauptet: „Das hiesse doch: Nach den Vorschriften der 
preussischen Strafprozessgesetze ist die Abolition überhaupt 
unzulässig. Es bedarf eines besonderen Landesgesetzes, wenn 
die auf Grund des landesgesetzlichen Strafprozessgesetzes 
an die Gerichte gelangten Strafsachen in anderer als durch 
die Prozessgesetze vorgesehenen Weise erledigt werden 
sollen. Heute sind aber die Gerichte auf Grund des Eeichs- 
gesetzes mit den Strafsachen befasst. Ein Landesgesetz kann 
daher auch nicht den Gerichten vorschreiben, dass sie anders 
handeln sollen, als die Strafprozessordnung bestimmt — und 
dass sie anders handeln würden, wenn sie, statt so zu 
handeln, wie die Strafprozessordnung dies bestimmt, gar nicht 
handelten, das ist wohl klar." 

Johns Beweisführung ist nicht richtig. Vor allem trifft es 
nicht zu, dass nach den Vorschriften der preussischen Straf- 
prozessgesetze die Abolition überhaupt unzulässig sei. Nach 
diesen Gesetzen ist sie weder zulässignoch unzulässig ; die preussi- 
schen Strafprozessgesetze kümmern sich um die Abolition gar 
nicht, ebensowenig wie heutigentags die Beichsstrafprozess- 
ordnung. Neben den preussischen Strafprozessgesetzen oder viel- 
mehr über ihnen steht aber ein anderes Gesetz, die Verfassung, 
welche dem König die Abolitionsbefugnis zugesteht unter der 
Voraussetzung, dass er die Zustimmung der übrigen gesetz- 
gebenden Faktoren dazu findet. Die Gesetzesform ist nicht etw^a 
deswegen gefordert, weil man in der Abolition eine Abänderung 
der Strafprozessgesetze erblickt, die nur auf dem Wege der Ge- 
setzgebung vor sich gehen könnte, sondern weil man einer" 
missbräuchlichen Anwendung der Abolition vorbeugen möchte, 
gerade wie man in Braunschweig, Bremen und Württemberg 
zu diesem Zweck die Einholung eines gerichtlichen bezw. 
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ministeriellen Gutachtens vorschreibt. In Preussen ist nur 
die Erfüllung einer strengeren Form verlangt. So wenig also 
in einem Abolitionsgesetz eine Abänderung preussischer Pro- 
zessgesetze zu erblicken war, ebensowenig könnte ein solches 
als Versuch zur Änderung der Reichsstrafprozessordnung an- 
gesehen werden. Wenn seit 1879 die preussischen Gerichte 
auf Grund Reichsgesetzes mit den Strafsachen bcfasst 
sind, so wird dadurch die verfassungsmässige . Befugnis des 
Königs von Preussen, in der Form eines Gesetzes Nieder- 
schlagung eintreten zu lassen, gar nicht berührt. Sie ist ein 
zwar auf den Prozess wirkendes, aber ausserhalb der Prozess- 
ordnung stehendes Recht. 

Weitere Bedenken gegen das Fortbestehen des Abolitions- 
r echtes bringt Jastrow^) und zwar behauptet er, 

4. das Abolitionsrecht sei ausgeschlossen durch § 16 des 
G.V.G. : „Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen 
werden". Allerdings stehe der Satz zunächst in Verbindung 
mit dem unmittelbar vorhergehenden „Ausnahmegerichte sind 
unstatthaft", allein sein Inhalt beschränke sich doch keines- 
wegs auf das Verbot, jemand statt des gesetzlichen Richters 
einem anderen Richter zu überliefern ; vielmehr schliesse er 
das Verbot in sich, jemand dem gesetzlichen Richter zu ent- 
ziehen, ohne ihn einem anderen Richter zu überweisen. Bei 
anderer Auslegung wäre der Satz auch überflüssig ; denn was 
er alsdann besage, sei schon in dem voraufgegangenen Ver- 
bot von Ausnahmegerichten enthalten. 

Jastro.w hat mit diesem Bedenken bisher wenig Beifall 
gefunden. 2) Ein Recht darauf, vor den Richter gestellt zu 
werden, hat niemand; es hat nur jeder das Recht zu ver- 
langen, dass, wenn er vor den Richter gestellt wird, dieser 
der gesetzlich zuständige Richter sei. AVeiter will § 16 
a. a. 0. gar nichts sagen. Übrigens kann auch bei dieser 



^) Gerichtssaal 1882 S. 532 fi'. 

*) Gegen ihn Binding, Handbuch I S. 871 Anm. 8; Sieben- 
haar, Zeitschrift f. d. ges. Strafrechtswissenschaft Bd. 8 S. 488; 
Elsas, Begnadigungsrecht 1888 S. 81 ; Lab and, Staatsrecht 3. Aufl. 
1895 2. Bd. S. 469. 
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Auffassung der Satz „Niemand darf seinem gesetzlichen 
Kichter entzogen werden" gegenüber dem unmittelbar vorher- 
gehenden „Ausnahmegerichte sind unstatthaft" nicht als über- 
flüssig bezeichnet werden. Man hat es eben für notwendig 
gehalten den Grundsatz von der Unzulässigkeit der Aus- 
nahmegerichte nach jeder Richtung klar zu stellen und hat 
deshalb den erwähnten Satz noch eigens angefügt. Vgl. 
über Herkunft und Bedeutung beider Sätze Elsas a. a. 0. 
S. 81/83. Übrigens liegt auch folgende Erklärung nicht gar 
zu ferne: Der Satz „Ausnahmegerichte sind unstatthaft" be- 
deutet, dass nicht für einen bestimmten Fall ein ausser- 
ordentliches Gericht besonders zusammengesetzt werden darf, 
während der andere Satz verbietet, jemand dem zuständigen 
Gericht zu entziehen und einem anderen, wenn auch ordent- 
lichen, aber unzuständigen Gerichte zu tiberweisen. Würde 
z. B. jemand, zu dessen Aburteilung das Landgericht Strass- 
burg zuständig ist, dem Landgerichte Metz zur Aburteilung 
überwiesen, so würde man da nicht wohl von einem Aus- 
nahmegericht sprechen. Das Gericht in Metz ist ein ordent- 
liches Gericht, nur wäre der Angeklagte seinem gesetzlichen 
Richter entzogen und einem unzuständigen überwiesen. 

5. Einen anderen Einwand entnimmt Jas tro w dem § 152 
Str.P.O. Derselbe verpflichte die Staatsanwaltschaft, soweit 
nicht gesetzlich ein anderes bestimmt sei, wegen aller ge- 
richtlich strafbaren und verfolgbaren Handlungen einzu- 
schreiten , sofern zureichende thatsächliche Anhaltspunkte 
vorliegen. „Gesetzlich ein anderes zu bestimmen" sei die 
Landesgesetzgebung nur insoweit berechtigt, als ihr die Ge- 
setzgebung im Strafrecht oder Strafprozess zustehe, also nur 
in äusserst beschränktem Umfang, und nur soweit könne sie 
die Abolition als einen Ausschliessungsgrund für die Straf- 
verfolgung und für das Einschreiten der Staatsanwaltschaft 
aufstellen; für den Prozess nach erhobener Klage sei jedoch 
auch hier die Abolition unzulässig, da ein durch Klage an- 
hängig gemachtes Verfahren nur auf dem durch die Straf- 
prozessordnung vorgezeichneten AVege zu Ende gebracht 
werden dürfe. 
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Auch Ortloff entnimmt seine Einwände in der Haupt- 
sache dem § 152 Str.P.O. und kommt zu dem Resultate,*) 
dass „in dem ordentlichen, durch das G.V.G. und die 
Str.P.O. als durchgreifende gemeinrechtliche Normgebung 
geordneten Strafverfahren behufs Verwirklichung aller 
reichs- wie landesrechtlichen, nicht ausdrücklich durch die 
Einfuhrungsgesetze ausgenommenen und vorbehaltenen landes- 
gesetzgeberischen Strafnormen die Niederschlagung strafrecht- 
licher Verfolgung durch die Reichsgesetzgebung als beseitigt 
zu erachten sei". 

AUeiu der § 152 hat mit dem Abolitionsrecht weder un- 
mittelbar noch mittelbar etwas zu thun. Er stellt einfach 
das sogenannte Legalitätsprinzip auf, die Verpflichtung der 
Staatsanwaltschaft, alle begangenen strafbaren Handlungen 
von Amtswegen zu verfolgen. Das Begnadigungsrecht des 
Landesherrn bleibt durch den Paragraphen völlig unberührt. 
Ich möchte zum Nachweis der Berechtigung dieser Ansicht 
auf den Rechtszustand in verschiedenen deutschen Bundes- 
staaten vor Einführung der Reichsstrafprozessordnung Bezug 
nehmen. So war beispielshalber das Legalitätsprinzip aus- 
gesprochen in der Strafprozessordnung für das Königreich 
Sachsen von 1855 Art. 20, für Coburg-Gotha von 1857 Art. 
45, für Sachsen- Weimar von 1850 bezw. 1854 Art./45, für 
Anhalt von 1853 Art. 45, für Altenburg von 1854 (.4rt. 25. 
Dabei bestand in all diesen Staaten unbestritten die Abo- 
litionsbefugnis des Landesherrn. Nun läge es freilich nahe 
zu sagen, dass es sich hier um zwei gesetzliche Bestimmungen 
des gleichen Landes handle, die sich gegenseitig ergänzen 
und einschränken, während ein solches Verhältnis zwischen 
Reichsstrafprozessordnung und Landesverfassung nicht ge- 
geben sei. Aber die Reichsstrafprozessordnung wollte doch 
zunächst nur an die Stelle der Landesprozessordnungen treten 
und Rechtsverhältnisse, die ausserhalb dieser lagen, unberührt 
lassen, und wenn sie eine inhaltlich gleiche Bestimmung ent- 
hält wie die Landesprozessordnungen, so ist nicht anzu- 



1) Goltdammers Archiv 45. Bd. S. 227. 



Digitized by VjOOQIC 



24 § 3. Ist d. Abolitionsbefugnis d. LandesherreD noch geltenden RechtCB ? 

nehmen, dass dieselbe eine andere und wesentlich weiter- 
greifende Bedeutung haben sollte als in den bisherigen Ge- 
setzgebungen, hier also, dass mit der Aufstellung des Lega- 
litätsprinzips in § 152 zugleich die Aufhebung des Abolitions- 
rechtes ausgesprochen werden wollte. Es wäre auch einiger- 
massen wunderlich, wenn ein immerhin wichtiges Eecht 
wie die Abolitionsbefugnis der Landesherren so ganz still- 
schweigend beseitigt worden wäre, einfach durch Herüber- 
nehmen einer selbstverständlichen und unverfänglichen Vor- 
schrift aus den bisherigen Gesetzgebungen. Ein solches 
Verfahren käme doch sozusagen einer Übertölpelung ziemlich 
nahe. Die abolitionsberechtigten Landesherren hätten zur 
Aufnahme einer Bestimmung, die in. ihren eigenen Prozess- 
ordnungen unbeschadet der Abolitionsbefugnis enthalten war^ 
ihre Einwilligung gegeben, um hinterher plötzlich darüber 
belehrt zu werden, dass sie damit ahnungslos auf eines ihrer 
landesherrlichen Rechte verzichtet haben. Derartiges darf 
nicht angenommen werden. Wo die Beschneidung einzel- 
staatlicher Befugnisse in Frage stand, hat man sich doch zu- 
meist deutlich erklärt. 

6. Jastrow zieht als Stütze seiner Ansicht einige Vor- 
schriften des Einführungsgesetzes zur Str.P.O. heran und 
sucht folgendermassen Beweis zu führen : Das E.G. zur Str.P.O. 
hat verschiedene landesrechtliche Bestimmungen, die zwar 
strafprozessualische Einflüsse äussern, aber unzweifelhaft dem 
Staatsrecht angehören, ausdrücklich zu konservieren für nötig 
befunden, da sie sonst als der Strafprozessordnung wider- 
sprechend nicht fortgelten würden. Eine solche ausdrückliche 
Konservierung des Abolitionsrechtes findet sich nicht, also 
ist es für aufgehoben zu erachten. 

Die Beispiele Jastrows sind folgende : Einmal die Ziff. 1 
des § 6 E.G. z. Str.P.O. : „Unberührt bleiben die landesgesetz- 
lichen Bestimmungen über die Voraussetzungen, unter welchen 
gegen Mitglieder einer gesetzgebenden Versammlung während 
der Dauer einer Sitzungsperiode eine Strafverfolgung einge- 
leitet oder fortgesetzt werden kann". Diese Bestimmung be- 
weist für Jastrow aber gar nichts; sie lässt nur erkennen, 
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dass der Gesetzgeber — und zwar mit vollem Recht — die 
erwähnten landesrechtlichen Vorschriften als solche prozess- 
rechtlichen Charakters angesehen hat, und diese bedurften 
nach Abs. 1 des § 6,^) sollten sie in Geltung bleiben, der 
Aufrechterhaltung. Die Frage, ob zu einer gewissen Zeit 
ein Strafverfahren eingeleitet und eine Verhaftung vorge- 
nommen oder ob beides auf bestimmte Zeit hinausgeschoben, 
feiner ob ein eingeleitetes Verfahren einstweilen unterbrochen 
werden soll, um dann wieder aufgenommen zu werden, sind 
Fragen, die lediglich das Verfahren betreffen, und sind daher 
prozessrechtlicher Natur, mögen sie auch auf staatsrechtliche 
Erwägungen zurückgehen und in einer Verfassungsurkunde 
entschieden sein. 

Auch die Berufung auf § 4 E.G. z. Str.P.O. in Verbindung 
mit den Motiven zu § 5 E.G. z. G.V.G. vermag keine bessere 
Begründung zu liefern. § 4 sagt: „In Ansehung der Landes- 
herren .... finden die Bestimmungen der Strafprozessord- 
nung nur insoweit Anwendung, als nicht besondere Vor- 
schriften der Hausverfassungen oder der Landesgesetze ab- 
weichende Bestimmungen enthalten." Die Motive zu § 5 
a. a. 0. bemerken : „Die Bestimmungen des Entwurfs im Zu- 
sammenhange mit den entsprechenden Vorschriften der Ein- 
führungsgesetze zu C.P.O. § 3 und zur Str.P.O. § 4 bezwecken 
die Aufrechterhaltung solcher Landesrechtsnormen, welche in 
Abweichung von den allgemeinen Landesgesetzen besondere, 
die Zuständigkeit der Gerichte und das Verfahren berüh- 
rende Privilegien und Exemtionen hinsichtlich der Landes- 
herren und der Mitglieder der landesherrlichen Familien 
statuieren. Zu solchen Exemtionen gehört z. B. der in den 
meisten deutschen Staaten durch ausdrückliche Verfassungs- 
bestimmungen anerkannte Grundsatz von der Unverletzbarkeit 
und Heiligkeit der Person des Landesherrn, infolgedessen 
eine Strafgerichtsbarkeit über die Landesherren überhaupt 



^) „Die prozessrechtlichen Vorschriften der Landesgesetze treten 
für aUe Strafsachen, deren Entscheidung in Cxemässheit des § 3 nach 
den Vorschriften der Strafprozessordnung zu erfolgen haben, ausser Kraft, 
insoweit nicht in der Strafprozessordnung auf sie verwiesen ist." 
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nicht existiert." Hieraus folgert Jastrow: „Der Gesetzgeber 
hat also die Auffassung gehabt, dass der landesstaatsrecht- 
liche Grundsatz von der Unverletzbarkeit der Landesherren, 
so selbstverständlich es ist, dass er fortzugelten habe, doch 
einer direkten Konservierung bedürfe, da er andernfalls als 
den Grundsätzen der Str.P.O. widersprechend nicht fortgelten 
würde." 

Wenn man zunächst den Wortlaut des Gesetzes (§ 4 
a. a. 0.) selbst ansieht, so ergibt sich aus demselben keines- 
wegs, dass es sich um Aufrechterhaltung des Grundsatzes von 
der Unverletzbarkeit des Landesherrn handle, sondern um 
Aufrechterhaltung gewisser strafprozessrechtlicher Bestim- 
mungen z. B. der Vorschriften über die Zeugenvernehmung 
des Landesherrn und über die Form seiner Beeidigung. Wenn 
ich aber den Wortlaut der Motive betrachte, so kann ich nur 
sagen, dass das vom Verfasser der betreffenden Stelle ge- 
brachte Beispiel unrichtig gewählt ist. Die Motive bemerken 
ja, es sei die Aufrechterhaltung solcher landesrechtlicher 
Normen bezweckt, welche „besondere die Zuständigkeit 
der Gerichte oder das Verfahren berührende Privilegien 
und Exemtionen statuieren*^ Zu den Exemtionen, welche die 
„Zuständigkeit" oder das „Verfahren" berühren, gehört aber 
doch der Grundsatz von der Unverletzbarkeit des Landes- 
herrn mit nichten. Darüber braucht man kein Wort zu ver- 
lieren. Könnte man wohl, wenn der § 4 E.G. z. Str.P.O. 
nicht geschrieben wäre, vernünftigerweise auf die Idee 
kommen, der Landesherr müsse nun gegebenenfalls für seine 
Handlungen strafrechtlich zur Verantwortung gezogen werden ? 

Mit vollem Recht sagt Siebenhaar in seiner Abhandlung 
in der Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft 
Bd. 8 S. 465 ff. „Erläuterung des Artikel 49 Abs. 3 der 
preussischen Verfassung": „Eine so geschraubte Beweis- 
führung wie die von J a s t r o w ist nicht leicht wiederzufinden".^) 

in. Birkmeyer wirft — ohne weitere Ausführung — 
in seinem Lehrbuch des Strafprozessrechts (S. 33 K 7) ge- 



') A. a. 0. S. 488 Anm. 73. 
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legentlich die Frage auf: „Wie steht es eventuell mit ihr 
(der Abolition) nach § 2 KG. z. Str.G.B.?"i) Die Frage ist 
deswegen nicht unveranlasst, weil, wie schon oben erwähnt, 
in der That verschiedene Partikularstrafgesetzbücher der 
Abolition gedenken und zwar jenes für Sachsen-Altenburg 
und das thüringische Strafgesetzbuch unter dem Kapitel „Von 
den Gründen, welche die Strafbarkeit ausschliessen oder 
tilgen" und hier wieder speziell unter dem Titel „Erlöschen 
der Strafbarkeit" (Art. 73 bezw. 69), das Strafgesetzbuch für 
Braunschweig und Lippe unter dem Titel „Tilgung der Straf- 
barkeit" (§ 68). Alle erklären sie in fast wörtlicher Über- 
einstimmung (welche von der gemeinsamen Anlehnung an 
das kgl. sächsische Strafgesetzbuch von 1838 herrührt) : „Wer 
wegen einer verbrecherischen Handlung die erkannte Strafe 
erlitten, Niederschlagung der Untersuchung oder Begnadigung 
erlangt hat, kann wegen dieser That nicht wieder zur Unter- 
suchung und Strafe gezogen werden". — Birkmeyers Frage 
ist auf alle Fälle unschwer zu beantworten* Angenommen, 
das Abolitionsrecht sei eine strafrechtliche „Materie", so 
würde seinem Fortbestehen durch das Eeichsstrafgesetzbuch 
kein Eintrag gethan; denn das Begnadigungsrecht ist kein 
„Gegenstand des Strafgesetzbuches für das Deutsche Keich". 
Das E.Str.G.B. behandelt das Begnadigungsrecht überhaupt 
nicht; also bleibt in dieser Hinsicht das Landesstrafrecht in 
Kraft. Allein das Begnadigungsrecht kann gar nicht als 
„strafrechtliche Materie" angesehen werden; es gehört viel- 
mehr, wie schon oben ausgeführt, dem Staatsrecht an, und 
wenn auch einzelne Partikularstrafgesetzbücher des Begnadi- 
gungsrechtes gedenken, so geschieht dies nicht etwa, um 
Normen über dasselbe aufzustellen ; sie setzen vielmehr seine 
Existenz als die eines anderweitig geregelten Eechtsinstitutes 
voraus und bestätigen nur seine selbstverständliche Wirkung 
für den Verbrecher. 



^) § 2 a. a. O.: „Mit diesem Tage tritt das Bundes- (Reichs-) und 
Landesstrafrecht, insoweit dasselbe Materien betrifft, welche Gegenstand 
des Strafgesetzbuches für den Norddeutschen Bund (das Deutsche Reich) 
sind, ausser Kraft." 



Digitized by VjOOQIC 



28 § 4' Fortsetzung. Der Inhaber des staatlichen Strafanspruches. 



§4. 

Fortsetzung. Der Inhaber des staatlichen 
Strafanspruches. 

Eine besondere Stellung nimmt in unserer Frage v. Kries ^) 
ein. Er verneint den Fortbestand des landesherrlichen Abo- 
litionsrechtes gegenüber den durch Reich sgesetz bedrohten 
Handlungen, während er ihn anerkennt gegenüber den landes- 
gesetzlich bedrohten Strafthaten. Diese Auffassung geht bei 
ihm unmittelbar zurück auf seine Stellungnahme in der Frage, 
wer Inhaber der durch die Klageerhebung geltend gemachten 
strafrechtlichen Ansprüche sei, ob das Reich oder die Einzel- 
staaten. ^) Er sagt hierüber: „Bei den durch Reichsgesetz 
bedrohten Handlungen stehen sie (die Ansprüche) grund- 
sätzlich dem Reich zu; nur ihre Geltendmachung wird 
(grösstenteils) den Einzelstaaten überlassen"; dagegen bemerkt 
er hinsichtlich der durch Landesgesetz bedrohten Handlungen: 
„Der strafrechtliche Anspruch steht hier nicht grundsätzlich 
dem Reich zu und ist dem Bundesstaat nur überlassen, sondern 
es ist ein Anspruch des Bundesstaates". Hieraus ergibt sich 
für V. Kries, dass bei reichsgesetzlich bedrohten Handlungen, 
nach seiner Ansicht also Strafansprüchen des Reiches gegen- 
über, die landesherrliche Abolitionsbefugnis nicht wirksam 
werden könne. 

Auch diese Einschränkung des Abolitionsrechtes scheint 
mir unbegründet. Um ihre Unhaltbarkeit darzuthun, muss 
ich mit V. Kries auf seine Grundfrage zurückgehen: Wer 
ist der Inhaber der Strafansprüche, das Reich 
oder die Einzelstaaten? 

Auffälligerweise hat diese Frage bisher in der Litteratur 
verhältnismässig wenig Beachtung gefunden. Man setzt augen- 
scheinlich die Antwort auf dieselbe immer als etwas Selbst- 



^) Lehrbuch des Deutschen Strafprozessrechts 1892 S. 104 flf. 
2) Ebenda S. 102-104. 
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verständliches voraus. So sagt z. B. der Oberreiclis- 
anwalt in seinem Antrag zu dem in der Einleitung er- 
wähnten zweiten Urteil des Reichsgerichts vom 12. März 
1900, Entsch. d. E.G. in Str.S. Bd. 33 S. 206 oben: „Auch 
das Keichsgericht als Revisionsinstanz entscheidet, obwohl 
eine Gerichtsbarkeit des Reiches in seiner verfassungsmässigen 
Überordnung über die Einzelstaaten darstellend, nicht über 
Strafansprüche und Strafklagerechte des Reiches, son- 
dern über solche der Einzelstaaten". Eine Begründung gibt 
er hierzu nicht. Das Reichsgericht selbst scheint mir der 
gleichen Ansicht zu sein. Es erklärt in der angeführten 
Entscheidung S. 210 im Anschluss an die Darlegung des 
Oberreichsanwaltes : „Die strafprozessuale Aufgabe des Reichs- 
gerichts ist im wesentlichen keine andere als die der Straf- 
gerichte der Einzelstaaten. Diese ist ... . die rechtliche 
Geltendmachung des staatlichen Strafrechtes . . . .; die Auf- 
gabe des Strafprozesses in jedem einzelnen Falle besteht 
darin, zu ermitteln und festzustellen — für das Reichsgericht 
nachzuprüfen — , ob ein Anspruch des Staates auf Bestrafung 
des Angeklagten bestehe oder nicht." „Hieraus ergibt sich, 
dass, wenn die massgebende Instanz eine Erklärung dahin 
abgegeben hat, sie wolle den staatlichen Strafanspruch nicht 
geltend machen, der dem Richter von Staats wegen erteilte 
Auftrag, im einzelnen Falle das Recht zu finden, erledigt und 
gegenstandslos geworden ist. Dies gilt auch gegenüber dem 
Reichsgericht." Es kann kaum bezweifelt werden, dass das 
Reichsgericht unter dem „staatlichen Strafanspruch" einen 
solchen des Einzelstaates, nicht des Reiches versteht, zumal 
es sich genau an die Ausführungen des Oben-eichsanwaltes 
anlehnt, der ausdrücklich von den Strafansprüchen der Einzel- 
staaten im Gegensatz zu jenen des Reiches spricht. Auch 
von Liszt^) nennt die Einzelstaaten Träger des Strafan- 
spruches, soweit es sich nicht um Fälle handelt, zu deren 
Aburteilung das Reichsgericht in erster und letzter Instanz 
berufen ist, oder um Fälle, die vor die Konsular-, Schutz- 



1) Lehrbuch 10. Aufl. 1900 S. 270 § 75 Z. III, 2. 
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gebiets-, Marinegerichte u. s. w. gehören, Merkel (Lehr- 
buch S. 173 Z. 4) äussert sich : „In Deutschland kann sowohl 
das Reich wie jeder Gliedstaat Subjekt von Strafansprüchen 
sein. Das letztere ist auch möglich in Bezug auf Delikte, 
welche nach dem Reichsstrafrecht zu beurteilen sind". 
Neuestens hat Birkmeyer^) die Frage kurz berührt. Er 
schreibt bei denjenigen Verbrechen, welche das Reichsgericht 
in erster Instanz abzuurteilen hat, den Strafanspruch dem 
Reich selbst zu, bezüglich der übrigen Verbrechen, auch wenn 
sie reichsgesetzlich mit Strafe bedroht sind, jenem Bundes- 
staat, in welchem das Verbrechen begangen wurde. 

Eingehender befassen sich mit der Frage, soviel ich sehe, 
nur Binding (Handbuch I S. 477 flf.) und v. Kries an der 
angegebenen Stelle. 2) Letzterer stimmt im wesentlichen mit 
Binding überein. Beide erklären, — von v. Kries habe ich 
dies schon erwähnt — , dass das Reich und nicht die Einzel- 
staaten Inhaber derjenigen Strafansprüche sei, welche aus 
reichsgesetzlich bedrohten Handlangen stammen. Allerdings 
übe das Reich seine Strafrechte in Person nur soweit aus, 
als es Strafgerichtsbarkeit erster Instanz besitze ; im übrigen 
aber überlasse es den Gerichtsherren der deutschen Staaten 
ihre prozessuale Geltendmachung und Durchführung. 

Ich halte diese Auffassung nicht für richtig, glaube 
vielmehr, dass die deutschen Einzelstaaten, geradeso wie sie 
vor ihrem Zusammenschluss zum Norddeutschen Bund bezw. 
zum Deutschen Reich Inhaber der Strafansprüche waren, 
dies auch nach Gründung des Bundes und Reiches geblieben 
sind. 

Es ist, denke ich, ein allseitig anerkannter Satz, dass 
dem Reich an Rechten nur dasjenige zukommt, was ihm in 
der Reichsverfassung oder später ausdrücklich beigelegt 
worden ist. In Bezug auf das Strafrecht ist ihm durch 
Art. 4 Z. 13 der Reichsverfassung übertragen „die gemein- 



^) Das Strafrecht; in Birkmeyers Encyklopädie der Rechtswissen- 
schaft, Berlin 1901 S. 1031. 

') Lehrbuch S. 102 — 104 und früher im Archiv für öffentliches 
Recht 5. Bd. 1890 S. 346 ff. 
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same Gesetzgebung aber das Strafrecht und das gerichtliche 
Verfahren", ferner nach den Einleitungsworten des Artikels 
das Recht der „Beaufsichtigung" in diesen Angelegenheiten. 
Damit ist nun keineswegs gesagt, dass die zum Eeich zu- 
sammentretenden Bundesstaaten dem Beich ihre aus straf- 
baren Handlungen entspringenden Strafansprüche abtreten 
wollten. Was die Bundesstaaten durch Übertragung der 
Gesetzgebung und Beaufsichtigung in Strafsachen auf das 
Reich zu schaffen bezweckten, war Einheit des Rechts, nicht 
Einheit der Strafgewalt. Man hielt es für wünschenswert, 
dass in dem neugegründeten Bunde die strafrechtlichen 
Begriffe, die Strafarten und das Strafverfahren nicht nach 
Einzelstaaten verschieden, sondern im ganzen Bundes- oder 
Reichsgebiete dieselben seien. So übertrug man dem Reiche 
die Befugnis, die strafrechtlichen Thatbestände, die Straf- 
folgen und das Strafverfahren „gemeinsam"^) festzulegen. 
Wie man zur Zeit des Deutschen Bundes z. B. ein einheit- 
liches Wechselrecht schaffen wollte, so wünschte man jetzt 
ein gemeinsames Strafrecht. Der Unterschied zwischen der 
Einführung der Wechselordnung und des Reichsstrafgesetz- 
buches ist nur der, dass die Wechselordnung erst durch 
Landesgesetz in den Einzelstaaten in Kraft trat, während 
hinsichtlich des Strafgesetzbuches die einzelnen Staaten von 
vornherein bei dem Abschluss der Reichsverfassung vertrags- 
mässig dem Reiche die Macht zugestanden hatten, das Gesetz 
mit verbindlicher Kraft für alle Bundesstaaten unmittelbar 
ohne Zuhilfenahme der Landesgesetzgebung auszustatten. — 
Das Reich stellt also im Interesse der Rechtseinheit die 
Normen auf, nach welchen die Einzelstaaten in strafrecht- 
licher Beziehung von ihren Unterthanen Gehorsam fordern. 
Die gegenteilige Auffassung, dass die Bundesstaaten 
sich ihrer Strafgewalt bis auf den geringen Rest, der ihnen 



^) Ich glaube, man kann gerade aus dem Worte „gemeinsam" 
(gemeinsame Gesetzgebung), welches sich nur in Ziff. 13 des Art. 4 
findet, entnehmen, dass es den Bundesstaaten um nichts weiter als eine 
einheitliche Eegelung des materiellen und formellen Rechts zu thun war. 
Vgl. auch Hänel, Staatsrecht I S. 461. 
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etwa nach § 2 E.G. z. StG.B. noch bliebe, zu gunsten des 
Keiches entäussert hätten, würde die Annahme eines Ver- 
zichtes auf eines der wichtigsten staatlichen Eechte be- 
deuten, eines Verzichtes, der fast einer Aufgabe der selb- 
ständigen staatlichen Existenz gleichkäme. Ich weiss zwar 
wohl, dass man seit der Reichsgründung den deutschen 
Bundesstaaten den Charakter als Staaten auch schon abge- 
sprochen, ferner dass man ihnen zwar diesen Charakter zu- 
gestanden, aber die Souveränität gestrichen hat mit der Be- 
gründung, sie sei nicht wesentliches Merkmal des Staatsbe- 
griflfs. ^) Diese Frage zu erörtern ist nicht meine Sache. 
Aber wenn ein Staat seinem Anspruch auf Gehorsam ge- 
genüber seinen Unterthanen und damit auf Bestrafung 
des Ungehorsams entsagt, indem er diesen Anspruch einem 
anderen Staatswesen zu dessen eigenem Rechte überträgt 
und sich also der Möglichkeit beraubt, mit Wirksamkeit zu 
befehlen d. h. seinen Herrscherwillen nötigenfalls zwangs- 
weise zur Durchführung zu bringen, dann kann er wohl 
kaum mehr als Staat betrachtet werden. ^) Die Aussicht, 
von jenem anderen Staatswesen im Wege der Delegation 
das zur Fristung des staatlichen Lebens nötige Quantum 
Zwangsgewalt übertragen zu bekommen, könnte den Verlust 
an eigenem Herrschaftsrecht, welches auch nach Laban d 
(I S. 59 ff.) für den Staat wesentlich ist, nicht ersetzen. 
Ihren Charakter als „Staaten" abzulegen entsprach nun 
sicherlich nicht der Absicht der Staaten, die im Jahre 1870 
den ewigen „Bund" mit dem Namen „Deutsches Reich" 
schlössen. Noch heute werden Reichskanzler und Staats- 
sekretäre nicht müde, dem Reichstage gegenüber zu be- 



1) Laban d, 3. Aufl. I. Bd. S. 65. 

^) Anders liegr die Sache, wenn ein Staat durch eine Gerichts- 
konvention einem anderen Staat die Ausübung der Gerichtsbarkeit 
ganz oder teilweise überträgt, wie dies z. B. seitens Waldeck, Schwarz- 
burg-Sondei*shausen , Anhalt, Lippe gegenüber Preussen geschehen ist. 
Hier begibt sich der betreffende Staat nicht seiner Ansprüche; er 
delegiert nur einen anderen zur vereinbarungsmässigen Ausübung der- 
selben. 
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tonen, dass das £eich kein Einheitsstaat, sondern ein 
föderatives Staatengebilde sei. Auch in der Erklärung 
Preussens im Bundesrat (gegen das Programm der frei- 
sinnigen Partei) vom 5. April 1884, der sich alle Bundes- 
regierungen anschlössen, ^) und in der kaiserlichen Botschaft 
an den Reichstag vom 30. November 1885 -) kommt die 
gleiche Anschauung zum Ausdruck. 

Nach der Auffassung, die Binding und v. Kries ver- 
treten, muss man zu dem Ergebnisse kommen, dass die 
deutschen Bundesfursten, den König von Preussen einge- 
schlossen, Vasallen des Reiches sind. Sie haben ihre Straf- 
gewalt, wenn ich mich eines lehenrechtlichen Ausdruckes be- 
dienen darf, dem Reiche „aufgetragen", um sie dann von 
diesem zur Ausübung wieder verliehen zu erhalten. Es möge 
doch jemand mit dieser Theorie der preussischen oder auch 
einer anderen Regierung unter die Augen gehen ! Die Einzel- 
staaten sind nach Binding und v. Eries sozusagen die 
Exekutionsorgane, welche an ihren Unterthanen die Strafe 
dafür zu vollziehen haben, dass diese dem Reiche den Ge- 
horsam verweigerten. Ich kann mir unmöglich denken, dass 
die deutschen Staaten, als sie 1870 zu einem „Bund" zu- 
sammentraten, die Begründung eines derartigen Verhältnisses 
beabsichtigt haben sollten. 

HäneH) entscheidet die vorwürfige Frage, sich gegen 
Binding wendend, folgendermassen : „Wenn das Strafrecht 
ein doppeltes Moment vom Standpunkt des subjektiven Rechtes 
des Staates aus enthält: das Recht auf Gehorsam gegen seine 
durch Strafandrohungen geschützten Normen und das Recht 
der strafenden Vergeltung des Ungehorsams, so schliesst es 
das Wesen des Bundesstaates in keiner Weise aus, dass das 
Recht der Strafgesetzgebung und das Recht der vollziehenden 
Vergeltung als zwischen dem Reich und den Einzelstaaten 
verteilte Kompetenzen erscheinen. ... Im regelmässigen sub- 



») Annalen des Deutschen Reichs 1886 S. 350 ff. 
«) Ebenda S. 352 ff. 

») Deutsches Staatsrecht I. Bd. 1892 S. 465. 
Heimberger, Das landesherrliche Abolitionsrecht. 
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jektivrechtlichen Sinne, im Gegensatze des eigenen und des 
nur ausgeübten fremden Eechtes sind die vollziehenden Rechte 
der Strafgewalt so sehr eigenes Recht der Einzelstaaten, als 
die gesetzgebenden Rechte der Strafgewalt das des Reiches.'' 
Hänel erkennt also nicht an, dass die vollziehende Strafgewalt 
ein bloss abgeleitetes Recht der Einzelstaaten sei ; allein auch 
er schreibt dem Reich, nicht den Einzelstaaten, das Recht 
auf Gehorsam zu, und infolgedessen stellt sich das Verhältnis 
wiederum so, dass die Einzelstaaten lediglich Exekutivorgane 
sind, welche, allerdings kraft eigenen Rechtes, ihre Unter- 
thanen dafür strafen, dass sie dem Reich nicht Gehorsam 
geleistet haben. 

Sollte sich nicht gerade aus der thatsächlichen Regelung 
des Instituts der Begnadigung ein Schluss auf den Inhaber 
des Strafanspruches ziehen lassen? Es zweifelt niemand daran, 
dass die Landesherren bezw. die Senate der Einzelstaaten das 
Begnadigungsrecht besitzen; Bin ding sagt selbst, dasselbe 
sei von der Reichsgesetzgebung völlig unberührt geblieben. 
Ist der nächstliegende Schluss hieraus nicht der, dass die 
EJnzelstaaten, nachdem sie auf den Strafanspruch verzichten 
können, auch dessen Inhaber sein müssen ? ^) Diese Folgerung 
dürfte mindestens ebenso natürlich sein als die Annahme 
Bindings,^) den Einzelstaaten sei das Begnadigungsrecht 
deswegen verblieben, weil in ihre Hände das Reich die An- 
wendung auch der gemeinen Strafgesetze gelegt habe. 

Für die Ansicht, die Strafansprüche seien den Bundes- 
staaten vom Reich bloss delegiert, Hesse sich vielleicht der 
Umstand geltend machen, dass Art. 4 R.V. in seinen Ein- 
leitungsworten dem Reich ein Recht der Beaufsichtigung in 
den in Ziffer 13 genannten Angelegenheiten einräumt. Allein 
dieses Beaufsichtigungsrecht hat das Reich nicht zum Zweck 
der Kontrolle darüber, ob die i h m erwachsenen Strafansprüche 
von den Einzelstaaten in der That auch zur Vollstreckung 



^) Auch Birkmeyer, Encyklopädie S. 1031 folgert in dieser 
Weise. 

2) Grundriss des Strafrechts 5. Aufl. 1897 S. 233. 
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gebracht werden, sondern damit es die vereinbarte einheit- 
liche Anwendung des gemeinsamen Rechtes auf die den 
Einzelstaaten entstandenen Ansprüche und die Erfüllung der 
von den Bundesstaaten übernommenen Verpflichtung, „das 
im Bundesgebiet geltende Recht zu schützen** (vgl Einleitung 
der Reichsverfassungl überwachen könne. — Auch der Art, 77 
der Reichsverfassung, der für den Fall der Justizverweigerung 
in einem Bundesstaate als oberste Beschwerdeinstanz den 
Bundesrat mit der Vollmacht, Abhilfe zu schaffen, einsetzt, 
kann nicht für die gegnerische Ansicht verwertet werden; 
denn er ist eine bis auf das Wort ^Bundesrat*^. welches an 
die Stelle von „Bundesversammlung*" gesetzt wui-de, wörtliche 
Nachbildung des Art. 29 der Wiener Schlussakte, und dem 
Deutschen Bunde hat man Strafansprüche aus den Uber- 
tretungjen der Gesetze der Einzelstaaten kaum beisrelegt, 
wenn man auch dem Bundesorgan ein Recht des Eingieifens 
bei Justizverweigerung übertragen hatte. 

Bei der Wichtigkeit der erörterten Frage mufs ich die 
Gründe, mit welchen Bin ding und v. Kries ihre Ansicht 
stützen, im einzelnen einer Betrachtung unterziehen. 

Bin ding ^) verweist zunächst darauf, dass kein einziges 
Reichsstrafgesetz der Teilung des Reiches in Staaten Ge- 
wicht beilege, und dass nirgends die Frage auch nur ge- 
streift werde, welchem deutschen Staate das Strafrecht er- 
wachsen solle. Daraus ergebe sich, dass seine, B i n d i n g s , Auf- 
fassung über den Inhaber des Strafrechtes jene des Reiches 
selbst sei. Ich kann dieser Anschauung nicht beipflichten. 
Bei der oben gekennzeichneten Aufgabe der Reichsstrafgesetze, 
gemeinsames Recht zu schalfen, besteht für dieselben kein 
Anlass, der Einzelstaaten und ihrer Strafansprüche besonders 
zu gedenken. Dass das Reich aus einzelnen Staaten bestehe, 
und wem eintretenden Falls der Strafanspruch zukomme, 
setzen die Reichstrafgesetze als bekannt voraus. 

Übereinstimmend berufen sich Bind in g und v. Kries 
auf den Umstand, dass in den Auslieferungsverträgen das 



1) Handbuch I S. 478. 

3* 
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Reich gegenüber den fremden Staaten von seinen Ange- 
hörigen und von seinen Behörden spreche, dass es sich also 
um Verwirklichung seiner Ansprüche handeln müsse. ^) Auch 
dieser Beweis steht auf schwachen Füssen. Es handelt sich 
hier offensichtlich nur um einen der Kürze wegen gebrauchten 
Ausdruck. Oder sollte wirklich jemand annehmen, es habe 
das Landgericht in Königsberg oder das Schöffengericht in 
Jena als eine Behörde des Reiches bezeichnet werden wollen ? *) 
Überdies stehen den citierten beiden Auslieferungsverträgen 
eine grosse Anzahl anderer gegenüber, in welchen das Reich 
nicht von seinen Angehörigen und seinen Behörden spricht, 
Auslieferungsverträge, die zeitlich vor und nach den beiden 
aufgeführten liegen, und in denen ausdrücklich von den ver- 
schiedenen Staaten und Regierungen des Deutschen Reiches 
die Rede ist. Ich will des Beispiels halber nennen den Vertrag 
mit Grossbritannien vom 14. Mai 1872 Art. 1, 3, 4, mit Luxem- 
burg vom 9. März 1876 Art. 1, 3, 4, 9 Abs. 3, ^) mit Schweden 



*) Binding führt insbesondere den Auslieferungsvertrag mit 
Brasilien vom 17. Sept. 1877 Art. 2 Abs. 2 an: „Jedoch verpflichten 
sich die Hohen vertragenden Teile, ihre respektiven Angehörigen, welche 
irgend eines der im Art. 1 aufgeführten Verbrechen oder Vergehen be- 
gangen haben, in Untersuchung ziehen und vor Gericht stellen zu 
lassen ..." und den Auslieferungsvertrag mit der Schweiz v. 24 Jan. 
1874, Art. 1: ,, Die Hohen vertragenden Teile verpflichten sich, sich ein- 
ander . . . diejenigen Personen auszuliefern, welche von den Behörden 
eines der vertragenden Teile . . . verurteilt u. s. w. sind." 

*) John, Strafprozessordnung I S. 178 ff., scheint der einzige ge- 
wesen zu sein, der in den bundesstaatlichen Gerichten fleichsbehörden 
sah. Gegen ihn Bierling, Zeitschrift für die ges. Strafrechtswissen- 
schaft X S. 311 fi". und La band, 3. Aufl. 2. Bd. S. 357 Anm. 1. 

®) A.rt. 1: „Die Hohen vertragenden Teile verpflichten sich durch 
gegenwärtigen Vertrag, sich einander in allen nach den Bestimmungen 
desselben zulässigen Fällen diejenigen Personen auszuliefern, welche 
wegen einer der nachstehend aufgezählten, im Gebiete des ersuchenden 
Staates begangenen und daselbst strafbaren Handlungen, sei es als 
Thäter oder Teilnehmer, verurteilt oder in Anklagezustand versetzt oder 
zur gerichtlichen Untersuchung gezogen worden sind und im Gebiet des 
anderen Teils sich aufhalten ..." 

Art. 3: „Kein Deutscher wird von Seiten der Regierungen des 
Deutschen Reiches an die Luxemburgische Regierung und von Seiten 
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und Norwegen vom 19. Januar 1878 Art 1, 2, 4, 13 Abs. 2, 
mit Spanien vom 2. Mai 1878. Art 1, 3, 4. Wenn es in dem 
Vertrage mit Luxemburg Art. 9 Abs. 3 (vgl. die Anmerkung) 
heisst, dass die Auslieferung namens eines nicht an Luxem- 
burg grenzenden zum Deutschen Reich gehörigen 
Staates beantragt wird, so geht, meine ich, daraus 
gerade das Gegenteil von dem hervor, was Bind in g und 
V. Kries aus den Auslieferungsverträgen folgern wollen: Es 
handelt sich nicht um die Sicherung von Strafansprüchen 
des Reiches, sondern der einzelnen Bundesstaaten. 

In gleicher Übereinstimmung begegnen sich B i n d i n g und 
V. Kries in folgender Beweisführung: Es könne vorkommen, 
sagt V. Kries,^) dass zwar durch die Begehung eines Ver- 
brechens dem Inland ein strafrechtlicher Anspruch erwachse, 
dass aber zunächst noch zweifelhaft sei, von welchem Bundes- 
staat die Geltendmachung erfolgen werde, so wenn von einem 
Ausländer oder einem im Inland nicht wohnenden Inländer 
im Ausland ein Verbrechen begangen werde und eine Er- 
greifung nicht stattgefunden habe. Hier werde das zuständige 
Gericht vom Reichsgericht bestimmt (St.P.O. § 9 Abs. 1 a. E.) 
und erst durch diese Zuweisung erhalte der betreffende 
Einzelstaat ein festes Verhältnis zur Sache. Der Anspruch 

dieser kein Luxemburger an eine Regierung des Deutschen Reiches aus- 
geliefert werden ..." 

Art. 4: „Die Auslieferung soll nicht stattfinden, wenn die von 
einer Regierung des Deutschen Reiches reklamierte Person in Luxem- 
burg, die seitens der Luxemburgischen Regierung reklamierte Person in 
einem der Staaten des Deutschen Reichs wegen derselben strafbaren 
Handlung, wegen deren die Auslieferung beantragt wird, in Unter- 
suchung gewesen und ausser Verfolgung gesetzt worden, oder sich noch 
in Untersuchung befindet oder bereits bestraft worden ist." 

Art. 9 Abs. 3: „Die gedachte Frist soll drei Wochen betragen, 
wenn die Auslieferung namens eines zum Deutschen Reiche gehörigen 
Staates, welcher nicht an Luxemburg grenzt, oder namens Luxemburgs 
bei einem solchen Staate beantragt wird." 

Die citierten Bestimmungen der übrigen Verträge lauten mutatis 
mutandis mit Ausnahme des letztangeführten Art. 9 Abs. 3 ebenso wie 
die Bestimmungen des Vertrages mit Luxemburg. 

1) Lehrbuch S. 102/103. 
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könne vorher nur dem Eeich zugestanden haben. Binding*) 
drückt die Sache so aus : Jedes Strafrecht verlange zu seiner 
Entstehung einen Inhaber. Subjektlose Strafrechte gab es 
ebensowenig wie subjektlose Rechte überhaupt. Werde nun 
von einem im Inlande nicht wohnhaften Inländer oder Aus- 
länder im Auslande ein Verbrechen begangen, so erhalte 
durch dies Verbrechen zunächst kein deutscher Bundesstaat 
ein Strafklagerecht. Nichtsdestoweniger begründe das Ver- 
brechen ein Strafrecht, und als Subjekt desselben könne nur 
das Deutsche Reich angesehen werden. 

Die hierin liegende Folgerung kann ich nicht als be- 
rechtigt anerkennen. Daraus, dass zunächst noch unsicher 
ist, welcher der Bundesstaaten aus dem Strafanspruch klagen 
werde, kann unmöglich geschlossen werden, dass keinem der 
Anspruch zustehe. Man versetze sich einen Augenblick in 
die Zeit vor der Gründung des Deutschen Reiches und 
nehme beispielshalber an, es habe ein Angehöriger irgend 
eines der deutschen Staaten in Frankreich ein Münzver- 
brechen begangen. Es ist nun noch vollständig ungewiss, 
welcher der Staaten des Verbrechers habhaft werden und 
die Klage gegen ihn erheben wird. Soll deswegen keinem 
von ihnen der Strafanspruch zukommen, und wer soll ihn 
dann haben? An einer die verschiedenen Staaten zusammen- 
fassenden Einheit, der man ihn beilegen könnte, fehlt es. 
Soweit überhaupt aus ausländischen Strafthaten dem Inland 
ein Strafanspruch entsteht,-) erwächst er entweder, wie bei 
Münzdelikten, jedem einzelnen der Staaten oder jenem Einzel- 
staat, gegen welchen die Handlung speziell sich richtet. Die 
Bestimmung im § 9 Abs. 1 a. E. d. St.P.O. ist weiter nichts 
als eine Vorschrift zur Verhütung von Kompetenzstreitig- 
keiten. 

Besonderes Gewicht legen Binding^) und v. Kries*) 
der Erscheinung bei, dass die Zuständigkeit der einzelnen deut- 

') Handbuch I S. 480. 

^) Vgl. hierzu die Ausführungen unten in § 8. 

3) S. 479. 

*) S. 109. 
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sehen Staaten zur Verfolgung der nach Eeichsrecht straf- 
baren Handlungen keine bestimmte und feste, sondern eine 
wechselnde sei; dasselbe Strafverfolgungsrecht könne gleich- 
zeitig mehreren Bundesstaaten zustehen; dann bewirke die 
Ausübung des Rechtes seitens des einen die Ausschliessung 
der anderen. Femer lasse das Verschwinden des Zuständig- 
keitsgrundes für den einen Staat, etwa die Verlegung des 
Wohnsitzes vor der Klageerhebung, das Verfolgungsrecht 
desselben untergehen, ebenso die Verbindung eines solchen 
Falles mit einem vor das Reichsgericht in erster Instanz 
gehörigen. „Kurz", sagt v. Kries, „es erscheint in allen 
Beziehungen als etwas Gleichgültiges, ob die Klageerhebung 
durch den einen oder den anderen Staat erfolgt", und schliesst 
daraus, wie Binding schon vor ihm gethan hat, dass es sich 
eben stets um dasselbe Strafrecht, nämlich jenes des Reiches, 
handle, das nur sein abgeleitetes Subjekt ändere oder zu 
seinem unmittelbaren Inhaber zurückkehre. 

Auch dieses Argument dürfte nicht stichhaltig sein. Die 
Möglichkeit des Wechsels der Zuständigkeit zur Strafver- 
folgung zwingt keineswegs zur Annahme eines über den 
Einzelstaaten stehenden Strafanspruchsberechtigten. Die 
Sache liegt vielmehr so : Die Bundesstaaten haben bei ihrem 
Zusammenschluss zum Deutschen Reich diesem die Ermäch- 
tigung gegeben, in einem Strafprozessgesetz Regeln über die 
Zuständigkeit der Gerichte ohne Rücksicht auf die Grenzen 
des Einzelstaates aufzustellen. Mit der Aburteilung ihrer 
Strafansprüche durch einen der Bundesstaaten, gleichviel 
welchen, konnten sich alle umsomehr zufrieden geben, als bei 
der Einheitlichkeit des Strafrechtes es vollkommen einerlei 
war, wer auf den gegebenen Thatbestand den entsprechen- 
den Paragraphen des Strafgesetzbuches anwendete. Wenn 
man schon vor dem Reichsstrafgesetzbuch mit der Bestrafung 
in einem anderen der jetzigen Bundesstaaten auch den ein- 
heimischen Strafanspruch als getilgt erachtete, um wie viel 
•mehr wird man sich jetzt der Entscheidung eines solchen 
Bundesstaates hinsichtlich des eigenen Strafanspruches unter- 
•werfen, nachdem man sich mit den anderen Staaten zu einem 
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Reich und zu einheitlicher Rechtsprechung verbunden hat! 
Und so sage auch ich: „Es erscheint in allen Beziehungen 
als etwas Gleichgültiges, ob die Klageerhebung durch den 
einen oder den anderen Staat erfolgt", nur meine ich, es sei 
für die strafanspruchsberechtigten Bundesstaaten ohne 
Belang, wer von ihnen die Klage erhebe, während v. Kries 
sagt, es sei dem Reiche gleichgültig, wer den ihm allein 
zustehenden Strafanspruch geltend mache. 

V. Kries folgert noch weiter: Dieselbe Strafsache wechsle 
im Instanzenzug ihre staatsrechtliche Zugehörigkeit; sie ge- 
höre in der ersten Instanz dem Einzelstaat, in der Revisions- 
instanz dem Reich, und in dieser letzteren sei den Behörden 
des ersteren jede Einwirkung auf die Sache entzogen, v. K r i e s 
hält es nicht für ausgeschlossen, dass die — vielleicht auf 
direkte Anweisung der Landesjustizverwaltung eingelegte — 
Revision vom Oberreichsanwalt zurückgenommen würde. AU 
das sei unbegreiflich, wenn es sich bei den Strafsachen um 
Angelegenheiten des einzelnen Bundesstaates handle; es er- 
kläre sich aber von selbst, wenn die Strafansprüche grund- 
sätzlich Sache des Reiches und nur der Selbstverwaltung der 
Bundesstaaten überlassen seien. 

Ich begreife nicht, wie man in dieser Weise die Ver- 
fassung des Reiches und Stellung und Zweck des Reichsgerichts 
verkennen kann. Davon dass eine Strafsache, die durch Ein- 
legung der Revision ans Reichsgericht gelangt, ihre staats- 
rechtliche Zugehörigkeit wechsle, kann auch nicht im ent- 
ferntesten die Rede sein. Das Reichsgericht als Revisions- 
instanz dient dem Zweck, die durch die Gleichheit der Straf- 
gesetze allein noch keineswegs gesicherte Einheitlichkeit der 
Rechtsprechung im Reich zu fördern. Statt dass jeder ein- 
zelne Staat von einem eigenen obersten Ländesgericht Recht 
sprechen lässt, schuf man eine gemeinsame Spitze der Recht- 
sprechung im Reichsgericht, von welchem die einzelnen 
Staaten entscheiden lassen sollen, ob ihre Gerichte ihnen 
mit Recht einen Strafanspruch zu- oder aberkannt haben. 
Bei dieser, wie ich meine, natürlichen Auffassung der. Sach- 
lage kann man nicht zu der Idee kommen, die ans Reichs- 
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gericht gebrachte Revisionssache' wechsle ihre staatliche Zu- 
gehörigkeit; sie bleibt Strafsache des Bundesstaates, aus 
welchem sie stammt; es ist nur ein Reichsorgan, das im 
Interesse gleichmässiger Rechtsprechung zu ihrer Entscheidung 
berufen ist. 

Abgesehen von allem anderen spricht für die Eigenschaft 
solcher Strafsachen als bundesstaatlicher Angelegenheiten 
schon die Regelung der Frage der Kostentragung. Der 
§ 506 St.P.O. bestimmt, dass in den zur Zuständigkeit des 
Reichsgerichts in erster Instanz gehörigen Sachen die von 
der Staatskasse zu tragenden Kosten der Reichskasse aufzu- 
erlegen sind. Hieraus ergibt sich, dass in den Revisions- 
sachen, sofern nicht der Angeklagte kostenpflichtig wird, die 
Kosten der Kasse des betreifenden Bundesstaates zur Last 
fallen. Wie wäre letzteres zu begreifen, wenn, wie v. Kries 
sagt, „die Strafsache in der Revisionsinstanz dem Reich ge- 
hört" ? V. Kries behauptet sogar, dass in der Revisionsinstanz 
den Behörden des Einzelstaates jede Einwirkung auf die 
Sache entzogen sei. Es stände ihnen also nicht einmal die 
Möglichkeit offen, durch Zurücknahme einer aussichtslosen 
Revision ihrem Staate die Prozesskosten /u ersparen. 

Zur Erhärtung seiner Ansicht bezieht sich v. Kries noch, 
wie erwähnt, auf die Berechtigung des Oberreichsanwalts, 
eine — vielleicht auf direkte Anweisung der Landesjustiz- 
verwaltung eingelegte — Revision zurückzunehmen, was sich 
nur daraus erklären lasse, dass die Strafansprüche Sache des 
Reiches seien. Wenn diese Schlussfolgerung richtig sein sollte, 
müsste doch zuerst nachgewiesen werden, ob die Reichsan- 
waltschaft in der That eine solche Revision zurückziehen 
kann. Der Nachweis, den v. Kries hierfür liefert, scheint mir 
nicht gelungen.^) Zunächst, sagt er, gehe die erwähnte Be- 
fugnis der Reichsanwaltschaft aus dem erörterten staats- 
rechtlichen Verhältnis zwischen Reich und Einzelstaaten 
hervor. Dass v. Kries dieses Verhältnis nicht richtig auf- 
fasst, glaube ich im vorstehenden dargethan zu haben. Es 



^) Lehrbuch S. 643/644. 
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ergebe sich die Befugnis aber auch aus § 345 St.P.O., nach 
welchem die Zurücknahme der Revision nach Beginn der 
Hauptverhandlung nur mit Zustimmung des Gegners erfolgen 
könne. Diese zu erklären müsse jedenfalls der Reichsanwalt 
befugt sein; denn man könne weder annehmen, dass die Ein- 
willigung der Staatsanwaltschaft beim Landgericht eingeholt 
werden müsse, noch dass die Zurücknahme für den Ange- 
klagten überhaupt unmöglich sei. Habe aber die Reichs- 
anwaltschaft die Befugnis in der einen Weise, so habe sie 
dieselbe auch in der anderen. 

Darauf entgegne ich: In dem Fall, den v. Kries im Auge 
hat, handelt es sich um Zurücknahme der vom Angeklagten 
eingelegten Revision. Gibt der Angeklagte durch den 
Wunsch, die Revision zurückzunehmen, zu erkennen, dass er 
sich bei dem angefochtenen Urteil beruhige, so besteht für 
den Staat kein Anlass, der Zurücknahme zu widersprechen; 
denn sein Anspruch wird durch eine solche Zurücknahme nicht 
berührt, ebensowenig wie die etwa von ihm, dem Staat selbst 
bezw. der Staatsanwaltschaft, eingelegte Revision. Der Ober- 
reichsanwalt kann also sehr wohl der Zurücknahme des Rechts- 
mittels durch den Angeklagten zustimmen, da er dadurch 
den betreffenden Einzelstaat in seinem Strafanspruch nicht 
im geringsten beeinträchtigt. Wie aber hieraus auch die Be- 
fugnis des Oberreichsanwalts zur Zurücknahme der von einer 
Staatsanwaltschaft eingelegten Revision soll abgeleitet werden 
können, ist mir unklar. Auch Ullmann^) stützt sich auf 
§ 345 in gleichem Sinne wie v. K r i e s. Aber ich verstehe in 
der That nicht, was mit diesem Paragraphen zu beweisen 
sein soll. Derselbe sagt zwar im allgemeinen, dass die Zurück- 
nahme eines Rechtsmittels auch nach Beginn der Hauptver- 
handlung noch zulässig ist, wenn der Gegner zustimmt; aber 
hierbei ist doch vorausgesetzt, dass die Zurücknahme über- 
haupt zulässig sei. Ist sie dies nicht, dann hat auch die 
Vorschrift des § 345 keine Bedeutung. 

Ob der Oberreichsanwalt eine Revision zurückziehen darf, 



1) Lehrbuch S. 587. 
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hängt von der Entscheidung der Vorfrage ab, wem der Straf- 
anspruch zukommt. Steht er dem Einzelstaat zu, dann kann ihn 
der Oberreichsanwalt nicht durch Zurücknahme der Bevision 
illusorisch machen. Hält er ihn fiir unbegründet, so zwingt 
ihn niemand, denselben zu vertreten. Er gibt lediglich das 
seiner Überzeugung entsprechende Gutachten ab, und das 
Gericht entscheidet. \) 

Von Bindings Folgerungen ist die letzte diese: Daraus, 
dass schon mit der Eechtskraft des Urteils in einem von 
mehreren strafklageberechtigeu Staaten, nicht erst mit der 
Strafvollstreckung alle weiteren Strafklagerechte untergingen, 
ergebe sich, dass sie alle nur zur Geltendmachung des einen 
dem E eiche zustehenden Strafrechtes dienten. Dieser Schluss 
ist nicht zwingend. Aus dem Untergang der verschiedenen 
Straf klagerechte ergibt sich nur. dass sie nunmehr ent- 
behrlich geworden sind. Mag der Strafanspruch dem Reich 
oder einem oder mehreren Bundesstaaten zustehen — sobald 
er festgestellt ist. bedürfen der oder die Anspruchsberechtigten 
ihres Klagerechtes nicht mehr. AVas sollten sie denn mit dem- 
selben beginnen? Würde der Staat, dessen Gerichte den 
Strafanspruch rechtskräftig festgestellt haben, denselben weder 
vollstrecken noch auch Begnadigung erteilen, sondern über- 
haupt nichts unternehmen, so könnte der anspruchsberechtigte 
Staat auf Grund des Art. 19 der Eeichsverfassung durch An- 
rufung des Bundesrates Zwang gegen den säumigen Staat 
veranlassen ; aber eines Klagerechtes bedürfte er nicht mehi\ 
um nun etwa von seinen Gerichten den Strafanspruch noch 
einmal behufs Vollstreckung feststellen zu lassen. 

Nach alledem ist keiner der Gründe, auf die sich B i n d i n g 
und V. Kries stützen, von zwingender Kraft; keiner recht- 
fertigt die Annahme, dass das Eeich Inhaber aller Straf- 
ansprüche sei, welche gemeinen deutschen Strafgesetzen ent* 



^) Gegen die Berechtigung der Keichsanwaltschaft zur Zurück- 
nahme der Revision auch Löwe zu g 3:t4 n. 6; Stenglein zu § 344 
n. 12; ßeliug, L3hrbuch § 105 S. 447 Anm. 9. Für die Be- 
rechtigung ausser v. Kries und Ulimann a. a. O. auch Bin ding. 
Grundriss des Stra^rozessrechts 4. Aufl. 1900 S. 239. 
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springen. Damit fällt natürlich auch die v. K r i e s 'sehe Folge- 
rung, welche den Anlass zu diesem Exkurs über den Inhaber 
des Strafanspruches bildet und welche besagt, dass reichs- 
gesetzlich bedrohten Handlungen gegenüber das landesherr- 
liche Abolitionsrecht nicht platzgreifen könne, in sich zu- 
sammen. 

Es soll mit den vorstehenden Ausführungen indessen 
nicht gesagt sein, dass dem Eeich überhaupt keine Straf- 
ansprüche erwachsen können. Soweit strafbare Handlungen 
begangen werden in einem Eeichsteile, der nicht zugleich 
bundesstaatliches Gebiet darstellt, d. h. in den deutschen 
Schutzgebieten, kann der Strafanspruch natürlich nur dem 
Reiche entstehen; das Gleiche muss gelten von den Ver- 
brechen, welche in deutschen Konsulargerichtsbezirken von 
den der Konsulargerichtsbarkeit Unterworfenen verübt werden, 
sowie von jenen Straflhaten, deren sich die der kaiserlichen 
Marinegerichtsbarkeit unterstehenden Personen schuldig 
machen. Soweit die Konsular-, Schutzgebiets- und Marine- 
gerichte und deren höhere Instanzen mit einer solchen Straf- 
sache befasst sind, kann von einer Abolition seitens eines 
deutschen Landesherrn keine Rede sein. Wie es mit der 
Möglichkeit der Abolition sich verhält, wenn eine derartige 
Strafsache vor das Gericht eines Bundesstaates gebracht 
wird, werde ich unten in § 8 erörteren. 

Strafansprüche entstehen dem Reiche auch aus den in 
Elsass-Lothringen verübten strafbaren Handlungen. Das 
Reichsland besitzt keine eigene Staatsgewalt wie ein Bundes- 
staat, Inhaber derselben ist das Reich, vertreten durch den 
Kaiser. Ob und inwieweit in Elsass-Lothringen Abolition 
möglich ist, wiewohl das Reich als solches ein Abolitionsrecht 
nicht kennt, ergibt sich aus dem folgenden Paragraphen. 

Schliesslich wäre noch zu erwägen, ob dem Reiche nicht 
die Strafansprüche aus jenen Verbrechen zustehen, für deren 
Aburteilung das Reichsgericht in erster und letzter Instanz 
zuständig ist. Allein für die Frage der Zulässigkeit der 
Abolition ist es ganz gleichgültig, wie diese Vorfrage ent- 
schieden wird. Aus den Gründen, die unten in § 8 dar- 
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gelegt werden, ergibt sich, dass gegenüber diesen Strafsachen 
keinem Landesherrn eine Abolitionsbefugnis zusteht, mag der 
Strafanspruch dem einzelnen Bundesstaate oder dem Reiche 
erwachsen.*) 



§5. 

Die Abolition nach dem Rechte der einzelnen 
deutschen Bundesstaaten. 

Die Erörterungen in den vorausgegangenen Paragraphen 
haben ergeben, dass das landesherrliche Abolitionsrecht 
durch die Eeichsgesetzgebung nicht beseitigt wurde. Es 
ist nun zu untersuchen, in welchen Bundesstaaten und in 
welchem Umfang ein Abolitionsrecht besteht. Die Stellung 
nämlich, welche die deutschen Einzelstaaten in der Frage 
der Abolition einnehmen, ist sehr verschieden. Es lassen 
sich unter ihnen mehrere Gruppen unterscheiden. 

I. In einer Anzahl von Staaten findet sich das Abo- 
litionsrecht ohne jede Einschränkung; jedoch besteht inso- 
fern ein Unterschied, als dasselbe dem Herrscher in manchen 
Staaten ausdrücklich, in anderen stillschweigend, in einer 
dritten Klasse unter dem Begriff der Begnadigung im allge- 
meinen beigelegt ist. 

1. Ausdrücklich in der Verfassung anerkannt ist die 



^) Der Strafanspruch aus den vom Reichsgericht in 1. Instanz ab- 
zuurteilenden Verbrechen dürfte dem Reich selbst zustehen. Die Zu- 
weisung derselben an das Reichsgericht, die Übertragung der Begnadigung 
in diesen EäUen an den Kaiser, der Umstand, dass es sich um Straf- 
thaten handelt, welche die Existenz des Reiches selbst angreifen, all dies 
lässt darauf schliessen, dass der Strafanspruch aus diesen Handlungen 
dem Reich selbst eingeräumt wurde. Birkmeyer (Encyklopädie 1901 
S. 1031) äussert sich in gleichem Sinne, und von Liszt (Lehrbuch 
10. Aufl. 1900 § 75 Z. III, 2 S. 270) ist wohl ebenso zu verstehen. 
Auch die Motive zum Grerichtsverfassungsgesetz (Hahn, Materialien 
1. Bd. 1. Abt. S. 137) scheinen mir dafür zu sprechen. 
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Unbeschränkte Abolitionsbefiignis in den Fürstentümern 
Reuss ä. L. ') und Reuss j. L. 

Gesetz, die Verfassung des Fürstentums Reuss älterer 
Linie betreffend, vom 28. März 1867 § 45: „Der 
Landesherr hat in Strafrechtsfällen das Reclit der 
Abolition (Niederschlagung des Prozesses), sowie der 
Verwandlung, Minderung und des Erlasses der Strafe, 
kann aber zuerkannte Strafen nicht schärfen". 

Revidiertes Staatsgrundgesetz für das Fürstentum 

Reuss jüngerer Linie vom 14. April 1852 § 7: „Der 

Landesherr kann Strafen erlassen und mildern, auch 

die gerichtliche Untersuchung niederschlagen". 

2. Stillschweigend hat sich der Regent das unbeschränkte 

Recht der Abolition vorbehalten in Anhalt, Lippe und 

Schwarzburg-Rudolstadt. Auch Lübeck möchte 

ich hierher zählen. Ausserdem gehören in diese Gruppe die 

beiden Grossherzogtümer Mecklenburg. 

In den Verfassungsurkunden dieser Länder — soweit 
sie solche haben — ist weder von der Begnadigung im all- 
gemeinen noch von der Abolition im besonderen die Rede. 
Trotzdem muss die Berechtigung des Regenten zur Abolition 
angenommen werden und zwar auf Grund folgender Erwä- 
gung: Die Abolition ist ^\ie die Begnadigung im engeren 
Sinne eine der vielen in der Staatsgewalt liegenden und aus 
ihr von selbst sich ergebenden Befugnisse. Unumschränkter 
Träger der Staatsgewalt ist in der Monarchie der Herrscher. 
Beschränkungen bestehen für ihn nur insoweit, als er sich solche 
durch eine Verfassung auferlegt hat. Wenn er nun in der 
Verfassung die Abolition nicht erwähnt, so hat er sich eben 
nach dieser Richtung eine Beschränkung seiner Herrscher- 
gewalt nicht geschaffen, ebensowenig wie er sich hinsichtlich 
des Begnadigungsrechtes im engeren Sinne beschränkt hat, 
wenn er seiner in der Verfassung keine Erwähnung thut. 



^) Ebenso O. Liebmann, Das Strafrecht des Fürstentums 
Reuss ä. L. in Marquardsens Handbuch 3. Bd. 2. Halbbd. 2. Abt. 
S. 184 § 9. 
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Im Herzogtum Anhalt ffeht man, wie der in der Ein- 
leitung mitgeteilte Fall zeigt, von dieser Auffassung aus.^) 
Indessen fehlte es früher in Anhalt auch nicht an ausdrück- 
licher Anerkennung des Abolitionsrechtes. So besagten die 
demokratischen Verfassungsurkunden fiir die Herzogtümer 
Anhalt-Dessau und Anhalt-Bernburg von 1848, die aber 
beide 1851 wieder aufgehoben wurden, jene in § 66, diese 
in § 83: „Der Herzog hat das Recht der Begnadigung, 
Strafmilderung und Abolition*', und in dem Anhaltischen 
Strafgesetzbuch von 1850, das 1864 auf das vormalige Her- 
zogtum Anhalt-Bernburg ausgedehnt wurde, heisst es in 
Art. 69: „Wer Niederschlagung der Untersuchung wegen eines 
Verbrechens erlangt, kann wegen des nämlichen Verbrechens 
nicht wieder zur Untersuchung und Strafe gezogen werden". 

In dem Grundgesetz für das Fürstentum Schwarz- 
burg-Rudolstadt vom 21. März 1854 § 1 wii'd ausdrück- 
lich betont, dass der Fürst alle Rechte der Staatsgewalt in 
sich vereinige und dass er in der Ausübung derselben nur 
insoweit beschränkt sei, als er sich in dem Landesgrund- 
gesetz an die Mitwirkung des Landtags gebunden habe. 
Also muss ihm das Recht der Abolition, nachdem er sich in 
Ansehung derselben eine Beschränkung nicht auferlegt hat, 
zustehen.^) Die Zulässigkeit der Abolition hat übrigens 
noch besonderen Ausdruck gefunden in der Verordnung, die 
Strafvollstreckung, die Einreichung von Gnadengesuchen und 
die Mitteilungen in Strafsachen betreifend, vom 20. Sept. 1879 
(Gesetzsammlung 1879 S. 455).^) 



1) Vgl. auch A. Pietscher, Das Staatsrecht des Herzogtums 
Anhalt, in Marquardsens Handbuch 3. Bd. 2. Halbbd. 1. Abt. S. 138 
unten § 2: „Sein (des Staatsoberhauptes) Begnadigungsrecht umfasst 
auch die Abolition". 

*) Ebenso, Klinghammer, Das Staatsrecht des Fürstentum» 
Schwarzburg-ßudolstadt in Marquardsens Handbuch 3. Bd. 2. Halbbd. 
2. Abt. S. 147 unten: „Da eine verfassungsmässige Beschränkung nicht 
besteht, so muss dem Fürsten das Begnadigungsrecht im weitesten 
Sinne zugeschrieben werden, also auch das Recht der Niederschlagung 
-der Untersuchung . . .** 

^) § '^- „Gesuche um Niederschlagung einer Untersuchung und 
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Was die freie und Hansestadt Lübeck anbelangt, so ist 
in ihrer Verfassung vom 5. April 1875 Art. 4 und 18 dem 
Senat die alleinige Ausübung der Staatsgewalt übertragen, 
soweit nicht die Verfassung ausdrücklich eine Mitwirkung 
der Bürgerschaft oder des Bürgerausschusses vorschreibt. 
In bezug auf die Ausübung des Begnadigungsrechtes ist 
eine Mitwirkung der bezeichneten Organe nicht gefordert, 
und es steht daher dem Senat allein das Begnadigungsrecht 
in vollem Umfange zu.^) 

Dass in den beiden Grossherzogtümern Mecklenburg 
dem Landesherrn die Abolitionsbefugnis zukommt, unterliegt 
keinem Zweifel. Durch die landständische Verfassung dieser 
Staaten ist der Regent in seinem Begnadigungsrecht nicht 



Begnadigungsgesuche sind, wenn es sich um Niederschlagung einer zur 
Zuständigkeit des Schwurgerichts oder der Strafkammer gehörigen 
Untersuchung oder um eine durch die Staatsanwaltschaft zu voll- 
streckende Strafe handelt, bei der Staatsanwaltschaft des Landgerichts, 
wenn es sich um Niederschlagung einer amts- oder schöflfengerichtlichen 
Untersuchung oder um eine durch den Amtsrichter zu vollstreckende 
Strafe handelt, bei dem betreffenden Amtsrichter schriftlich oder münd- 
lich anzubringen. Derartige Gesuche können auch zum Protokoll des 
Gerich tsschreibers angebracht werden. Der Gerichtsschreiber hat das 
Oesuch alsdann der zuständigen Staatsanwaltschaft bezw. dem zuständigen 
Amtsrichter ungesäumt vorzulegen." 

§ 8. „Die Überreichung von Abolitions- und Begnadigungsgesuchen 
-an das Ministerium behufs Einholung der landesherrlichen Entschliessung 
erfolgt durch die zuständige Staatsanwaltschaft bezw. durch den zu- 
ständigen Amtsrichter mittels gutachtlichen Berichts unter gleichzeitiger 
Vorlegung der Untersuchungsakten." 

*) So auch K 1 ü g m a n n , Das Staatsrecht der freien Stadt Lübeck 
in Marquardsens Handbuch 3. Bd. 2. Halbbd. 3. Abt. S. 44. Vgl. 
übrigens zur Bestätigung des Obigen die Bekanntmachung des Senates 
vom 6. August 1879, betreffend die Strafbefristungen und Begnadigungen 
{Gesetzsammlung Bd. 46 S. 196), welche bestimmt: „Begnadigungsge- 
suche bezüglich gerichtlich erkannter Strafen sind bei dem für die 
Strafvollstreckung zuständigen Beamten, Gesuche um Nieder- 
schlagung einer Untersuchung im Wege der Gnade bei dei:. 
Staatsanwaltschaft einzureichen. Das Gesuch ist . . . von der Staats- 
-anwaltschaft mittels gutachtlichen Berichts . . . dem Senat zu über- 
senden. " 
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beschränkt, und die Landesgesetze enthalten auch keine Vor- 
schriften, nach welchen die Ausübung des Niederschlagungs- 
rechtes an besondere Voraussetzungen gebunden wäre. 

3. Im Herzogtum Sachsen-Meiningen ist das Abo- 
litionsrecht in der Verfassung unter der allgemeinen Bezeich- 
nung „Begnadigung" mit vorbehalten. ^) 

Grundgesetz für die vereinigte landschaftliche Ver- 
fassung des Herzogtums Sachsen - Meiningen vom 
23. August 1829 § 106: „Das Eecht der Begnadigung 
in Strafsachen steht nur dem Landesherm zu". 
Eine ausdrückliche Anerkennung des landesherrlichen 
Niederschlagungsrechtes findet man indessen in einigen Ge- 
setzen ausserhalb der Verfassungsurkunde; doch statuieren 
jene Gesetze das Abolitionsrecht nicht erst, sondern beziehen 
sich nur auf dasselbe als auf etwas schon Vorhandenes. In 
diesem Sinne kommt in Betracht das zeitlich vor der Ver- 
fassung liegende Edikt Xr. 2 vom 21. Januar 1829, die Ver- 
fassung und den Geschäftsgang des Landesministeriums und 
des Geheimratskollegiums betreffend, Art. 20: „Wir betrachten 
zwar die Macht, Abolitionen und Begnadigungen in Straf- 
sachen zu erteilen, als ein wesentliches Landesherrliches Eecht, 
allein Unser Landesministerium soll 1) Uns dergleichen in 
der Eegel nicht in Antrag bringen, ohne dass das Oberlandes- 
gericht mit seinem Gutachten vernommen worden ist ... ." 
Dieser Vorbehalt des vorherigen Gehörs des Oberlandes- 
gerichtes ist in der Folge durch § 30 Ziff. 4 des Gesetzes 
vom 16. Dezember 1878, betreffend Ausführungsbestimmungen 
zum deutschen Gerichtsverfassungsgesetze vom 27. Januar 
1877, beseitigt worden.-) 

') Ebenso Kirch er, Das Staatsrecht des Herzogtums Sachsen- 
Meiningen, Marquardsens Handbuch 3. Bd. 2. Halbbd. 2. Abt. S. 33. 

^ §30: „Die bisherige Zuständigkeit des Appellationsgerichtes . . . 
4) für die regelmässige Begutachtung der Straferiass-, Abolitions- 
u. s. w. Gesuche geht auf das Oberlandesgericht nicht mit über." 

Die Form der Anbringung von Abolitionsgesuchen und die Zu- 
etändigkeit für deren Begutachtung ist jetzt näher geregelt in dem Aus- 
schreiben des herzogl. Staatsministeriums, Abteilung der Justiz, vom 
7. Oktober 1879. 

Heimberger, Das landesherrliche Abolitionsrecht. 4 
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IL Der im vorstehenden behandelten Gruppe am nächsten 
steht in Bezug auf unumschränkte Handhabung des Äbolitions- 
rechtes die freie und Hansestadt Bremen. Der Senat hat 
freie Niederschlagungsbefugnis, nur verlangt die Verfassung 
für den Fall der Gewährung einer Abolition ein vorgängiges 
Gutachten des für die betreffende Sache zuständigen Gerichtes. 
Verfassung der freien und Hansestadt Bremen vom 
17. November 1875 § 57; „Zum Wirkungskreise des 
Senates als der Regierung des Bremischen Staates ge- 
hört . . . . i. Begnadigung, Milderung und Abolition in 
Strafsachen nach vorgängigem Gutachten des dafür zu- 
ständigen Gerichtes." 

An das gerichtliche Gutachten ist der Senat nicht ge- 
bunden. Er kann gegen das Gutachten Abolition verweigern 
und gewähren. Die Verfassung verlangt von ihm nur, dass 
er das Gericht höre, bevor er Abolition erteilt. Will er von 
vornherein ein Abolitionsgesuch ablehnen, so bedarf er des 
gerichtlichen Gutachtens überhaupt nicht. Doch wird that- 
sächlich ein Gutachten des Gerichts auch dann regelmässig 
eingefordert, wenn die Ablehnung des Gesuches von vorn- 
herein zu erwarten ist. ^) 

III. In einer grösseren Anzahl von Staaten ist der 
Landesherr zwar bei den meisten strafbaren Handlungen in 
Ausübung des Abolitionsrechtes unbeschränkt, in jenen Fällen 
aber nicht, bei welchen es sich um Verfassungsverletzungen, 
insbesondere durch Minister, oder um Dienstverbrechen der 
Beamten im allgemeinen handelt, und zwar ist in solchen 
Fällen entweder eine Abolition überhaupt nicht zulässig oder 
doch nur mit Zustimmung des Landtages. 

Zu dieser Gruppe gehören das Königreich Sachsen, Hessen^ 
Sachsen- Weimar-Eisenach, Oldenburg, Sachsen -Altenburg^ 
Koburg-Gotha, Schwarzburg-Sondershausen, Waldeck, Schaum- 
burg-Lippe. 

Unter den genannten Staaten muss wieder in zweifacher 
Eichtung unterschieden werden. Einmal lässt sich bei ihnen 



^) Mitteilung der Justizkommission des Senats. 
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die Zulässigkeit der Abolition im allgemeinen nicht auf 
gleiche Weise erkennen, und dann zeigt sich, wie schon be- 
merkt, ein Unterschied insofern, als manche Staaten bei Ver- 
fassungs- und Amtspflichtverletzungen die Abolition überhaupt 
ausschliessen, während andere sie mit Zustimmung der Volks- 
vertretung zulassen. 

1. Die Zulässigkeit der Abolition im allgemeinen ergibt 
sich bei den vorerwähnten Staaten in verschiedener Weise. 
a) Durch ausdrückliche Verfassungsbestimmuug ist die 
Niederschlagung gestattet im Königreich Sachsen, in 
Coburg - Gotha, ^) Waldeck und Schaumburg- 
Lippe. 2) 

Veifassungsurkunde für das Königreich Sachsen 
vom 4. September 1831 § 52: „Der König hat in straf- 
rechtlichen Fällen das Recht der Abolition, sowie der 
Verwandlung, Minderung oder des Erlasses der Strafe, 
kann aber zuerkannte Sti-afen nicht schärfen." § 150: 
„Der König wird (nämlich bei Ministerap^lagen) nicht 
nur die Untersuchung niemals hemmen . . . ." 

Staatsgrundgesetz für die Herzogtümer Coburg 
und Gotha vom 3. Mai 1852 § 140: „Dem Herzog 
steht zu, erkannte Strafen aufzuheben oder zu mildem, 
auch das Verfahren gegen den Beschuldigten, noch ehe 
das Verbrechen oder Vergehen untersucht oder über 
die Bestrafung erkannt worden ist, niederschlagen 
und einstellen zu lassen."^) § 176: „Eine Abolition 



*) So anch Forkel. Das Staatsrecht der Herzogtümer Sachsen- 
Koburg und Gotha, Marquardsens Handbuch 3. Bd. 2. Halbbd. 2. Abt. 
S. 117. 

*) Ebenso Bömers, Das Staatsrecht des Fürstentums Schaumburg- 
Lippe, Marquardsens Handbuch 3. Bd. 2. Halbbd. 1. Abt, S. 169. 

') Über den Geschäftsgang bei Abolitionsgesuchen bestimmt § 4 der 
.Verordnung vom 1. September 1879 (gemeinschaftliche Gesetzsammlung 
Nr. 397) das Nähere: „Abolitions- und Begnadigungsgesuche sind bei 
dem Staatsanwalt, bezw. in den Fällen, in welchen dem Amtsrichter die 
Strafvollstreckung zusteht, bei diesem anzubringen oder einzureichen. 
Der Staatsanwalt bezw. der Amtsrichter trifft die nötigen Verfügungen 
wegen Aufschubs der Untersuchung oder Strafvollstreckung und reicht 

4* 
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hinsichtlich der Verfassungsverletzung findet nicht 
statt. ^* 1) 

Verfassungsurkunde für das Fürstentum Wal deck 
vom 17. August 1852 § 12: „Der Fürst hat das Recht 
der Begnadigung und der Strafmilderung, sowie der 
Amnestierung und der Abolition. Im Falle einer nach 
§ 66 erhobenen Anklage^) kann derselbe dieses Eecht 
nur mit Zustimmung der Stände ausüben." 
An dem Abolitionsrecht des Fürsten zu Waldeck und 
Pyrmont haben auch die Accessionsverträge mit Preussen 
vom 18. Juli 1867, 24. November 1877 und 2. März 1887 
wegen Übernahme bezw. Fortführung der Verwaltung der 
Fürstentümer Waldeck und Pyrmont durch Preussen nichts 
geändert. Der Art. 4 dieser Verträge bestimmt nämlich: 
„Letzterem (dem Fürsten) bleibt das Begnadigungsrecht in 
den verfassungsmässigen und gesetzmässigen Grenzen vor- 
behalten". Böttcher, der Bearbeiter des Waldeck'schen 
Staatsrechtes in Marquardsens Handbuch 3. Band 2. Halb- 
band 1. Abt. S. 154 behauptet zwar, das Recht der Abolition 
sei hinfällig geworden, während das Recht der Amnestierung 
unter dem dem Fürsten vorbehaltenen Begnadigungsrecht 
mitbegriflfen sei. Einen Grund für seine Annahme gibt 
Böttcher nicht an. Ich kann mir auch keinen solchen denken. 
Die Verträge mit Preussen behalten dem Fürsten das Be.- 
gnadigungsrecht in den verfassungs- und gesetzmässigen 
Grenzen vor. In diese Grenzen hinein fällt, wie § 12 der 



das Gesuch selbst nebst Akten und kürzlicher Begutachtung hierauf 
unmittelbar an das Staatsministerium behufs Vermittlung der darauf zu 
fassenden landesherrlichen Entschliessung ein." Werden die Gesuche 
unmittelbar an den Landesherrn oder das Staatsministerium gerichtet, 
wie es meistens der Fall ist. so pflegt dennoch eine gutachtliche Äusse- 
rung von den gedachten Behörden eingefordert zu werden (Mitteilung 
des Herzoglich Sächsischen Staatsministeriums). 

^) Es ist hier, wie sich aus §§ 163 ff. ergibt, Verfassungsverletzung 
durch irgend einen Staatsbeamten, nicht bloss durch Minister gemeint. 

^ § 66; „Er (der Landtag) hat das ftecht, gegen die verantwort- 
lichen Mitglieder der Staatsregierung wegen Verfassungsverletzung . . . 
Anklage zu erheben ..." 
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Verfassungsurknnde zeigt, auch das Abolitionsrecht. Sonstige 
Gesetze, die ihm entgegenstünden, gibt es nicht. Wenn 
Böttcher die Befugnis zur Amnestierung bestehen lassen 
will, so ist erst recht nicht einzusehen, warum das Abolitions- 
recht untergegangen sein soll. Denn eine Amnestierung 
schliesst ja Abolitionen in sich; oder nimmt Böttcher an, 
dass die Amnestie notwendig nur eine Vielheit von Begnadi- 
gungen im engeren Sinne darstelle? Das wäre doch wohl 
durch nichts begründet. 

Verfassungsgesetz für das Fürstentum Schaum- 
burg-Lippe vom 17. November 1868 Art. 10: „Dem 
Fürsten steht das Recht der Begnadigung, Strafmilderung 
und Abolition zu, unbeschadet jedoch des durch das Ge- 
setz vom 2. Januar 1849 für den Fall der Anklage eines 
Regierungsmitgliedes dem Landtage eingeräumten Zu- 
stimmungsrechtes." 

b) Unter der allgemeinen Bezeichnung „Begnadigung", 
aber mit der erwähnten Beschränkung bezüglich der Ver- 
fassungsverletzungen, ist die Abolition zugelassen in Olden- 
burg und Sachsen-Altenburg. ^) Bei Sachsen-Alten- 
burg ergibt sich ihre Zulässigkeit überdies noch per argu- 
mentum e contrario aus dem Verbot der Abolition für Dienst- 
verbrechen. 

Revidiertes Staatsgrundgesetz für das Grossherzogtum 
Oldenburg vom 22. November 1852 Art. 10: „DerGross- 
herzog übt das Recht der Begnadigung; in Fällen jedoch, 
welche auf einer von dem Landtage erhobenen Anklage 
beruhen, nur mit Zustimmung des Landtages." 

Grundgesetz für das Herzogtum Sachsen- Alten- 
burg vom 29. April 1831 § 8: „Dem Herzog steht das 
Recht der Begnadigung in Strafsachen zu." § 84 Abs. 2: 
„Die wegen Dienstverbrechen eingeleiteten Unter- 
suchungen werden niemals niedergeschlagen." 

c) In den Verfassungsurkunden für Hessen, Sachsen- 



*) Ebenso Sonnenkalb, Das Staatsrecht des Herzogtums Sachsen- 
Altenburg, Marquardsens Handbuch 3. Bd. 2. Halbbd. 2. Abt. S. 99. 
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Weimar -Eisenach und Schwarzburg -Sonders- 
hausen ist nirgends positiv zum Ausdruck gebracht, dass 
dem Landesherrn das Eecht der Abolition oder auch nur der 
Begnadigung im engeren Sinne zukomme. Die oben unter 
I, 2 aufgeführten Erwägungen treffen aber auch hier zu und 
lassen die Begnadigung in ihrem ganzen Umfang als ein 
selbstverständliches Recht des Herrschers erscheinen. Ausser- 
dem ist die landesherrliche Abolitionsbefugnis hier noch per 
argumentum e contrario aus dem Verbot der Abolition bezw. 
der Begnadigung überhaupt für den Fall der Verfassungs- 
verletzung und des Dienstverbrechens nachzuweisen. 

Verfassungsurkunde für das Grossherzogtum Hessen 
vom 17. Dezember 1820 Art. 50: „Untersuchungen gegen 
Staatsdiener wegen Dienstverbrechen können nicht nieder- 
geschlagen werden." 

Revidiertes Grundgesetz über die Verfassung des 
Grossherzogtums Sachsen- Weimar-Eisenach vom 
15. Oktober 1850 § 59 : „Der Landesfürst übt rücksicht- 
lich aller vor dem Staatsgerichtshofe zu verhandelnden 
Angelegenheiten das Recht, die Untersuchung nieder- 
zuschlagen, und das Recht der Begnadigung nur im 
Wege eines Gesetzes mit Zustimmung des Landtages aus."^) 
Landesgrundgesetz für das Fürstentum Schwarz- 
burg-Sondershausen vom 8. Juli 1857 § 57 Abs. 3: 
„Zu gunsten von Mitgliedern des Ministeriums, gegen 
welche eine Anklage durch den Landtag erhoben 
worden ist, kann das Begnadigungsrecht des Fürsten 
nur mit Zustimmung des Landtages ausgeübt werden." 
Es unterliegt kaum einem Zweifel, dass die Bestimmung 
in der zuletzt angeführten Verfassung sich nicht bloss auf 
die Begnadigung i. e. S., sondern auch auf die Abolition be- 



^) Seit Einführung des Gerichtsverfassungsgesetzes können vor dem 
Staatsgerichtshofe nur noch Anklagen gegen Departementschefs wegen 
Verfassungsverletzung, nicht wegen kriminell strafbarer Handlungen 
-verhandelt werden; infolgedessen ist das Abolitionsrecht des Landes- 
lierrn auch nur hinsichtlich der Verfassungsverletzungen durch 
Departementschefs an die Zustimmung des Landtages gebunden. 
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zieht, umsomehr, als die letzterein die Eechte des Landtages 
noch tiefer eingreifen würde als die erstere. 

2. Wie sich schon aus den aufgeführten Verfassungsbe- 
stimmungen ersehen lässt, ist bei Verfassungsverletzungen 
bezw. Amtsverbrechen die Abolition 

a) gänzlich ausgeschlossen im Königreich Sachsen, in 
Hessen, Coburg-Gotha und Sachsen- Altenburg; 

b) mit Zustimmung des Landtages gestattet in Sachsen- 
Weimar-Eisenach , Oldenburg , Schwarzburg - Sondershausen, 
Waldeck und Schaumburg-Lippe. 

IV. Eine doppelte Beschränkung des im allgemeinen 
ausdrücklich vorbehaltenen Abolitionsrechtes kennen die 
Verfassungen von Württemberg und Braunschweig 
Sie verlangen nämlich erstens, dass die Herrscher von diesem 
Eechte nur Gebrauch machen nach gutachtlicher Äusserung 
einer Behörde, und verbieten zweitens die Abolition einer 
Untersuchung wegen Verfassungsverletzung. 

In Württemberg ist die betreffende Behörde das Justiz- 
ministerium. 

Verfassungsurkunde vom 25. September 1819 § 97: 
„Auf gleiche Weise kann auch, wenn nach dem Gut- 
achten des königlichen Justizministeriums hinlängliche 
Gründe dazu vorhanden sind, vermöge des dem Könige 
zustehenden Abolitionsrechtes, noch ehe das Verbrechen 
oder Vergehen untersucht oder über die Bestrafung 
erkannt worden ist, alles Verfahren gegen den Be- 
schuldigten eingestellt und niedergeschlagen werden." 
„Der König wird jedoch bei Ausübung sowohl des 
einen (nämlich des Begnadigungsrechtes i. ß. S.) als 
des anderen Rechtes darauf Rücksicht nehmen, dass 
dem Ansehen und der Wirksamkeit der Strafgesetze 
dadurch nicht zu nahe getreten wird." 

§ 205: „Der König wird (nämlich bei Verfassungs- 
verletzungen) nicht nur die Untersuchung niemals 
hemmen " ^) 

^) Vgl. Gaupp, Das Staatsrecht des Königreichs Württemberg, 
Marquardaens Handbuch 3. Bd. 1. Halbbd. 2. Abt. S. 70/71. 
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Braunschweig verlangt ein Gutachten des obersten Ge- 
richtshofes des Landes. 

Neue Landschaftsordnung für das Herzogtum Braun- 
schweig vom 12. Oktober 1832 § 208: „Der Landes- 
fürst kann in strafrechtlichen Sachen begnadigen, die 
Strafe mildern oder erlassen, aber in keinem Falle 
schärfen, und eine angefangene Untersuchung nur^ 
nachdem das Oberappellationsgericht sich gutachtlich 
darüber geäussert hat, niederschlagen." 

§ 111: „Die Abolition einer Untersuchung wegen 
verletzter Verfassung ist unzulässig, und der Verurteilte 
kann im Staa-tsdienste nicht wieder angestellt werden.'' 
An die Stelle des in § 208 der Landschaftsordnung ge- 
nannten Oberappellationsgerichtes ist jetzt, wie ich schon 
oben in § 3 Ziff. II, 3 erwähnt habe, das Oberlandesgericht 
getreten. Das Gutachten ist vom Strafsenate des Ober- 
landesgerichtes zu erstatten.^) 

Gebunden ist der Herzog an das gerichtliche Gutachten 
nicht. Er ist nur verpflichtet, das Gericht zu hören, bevor 
er eine Abolition erteilt. Anders scheint mir die Sache in 
Württemberg zu liegen. Dort kann die Niederschlagung er- 
folgen, „wenn nach dem Gutachten des königlichen Justiz- 
ministeriums hinlängliche Gründe dazu vorhanden sind". 
Der König bindet sich hier in der Verfassung an das Gut- 
achten des Ministeriums.-) Fände er die Zustimmung des 
Justizministers nicht und wollte dennoch abolieren, so bliebe 
ihm, wie in anderen Fällen, in welchen er seinen Willen 
gegen jenen des verantwortlichen Ministers durchsetzen will, 



1) § 43 des Ausf.G. z. G.V.G. vom 1. April 1879 Nr. 11 (Gesetz- 
und Verordnungasammlung 1879 S. 144): „Bei Gesuchen um Nieder- 
schlaguDg der eingeleiteten Untersuchung wird das erforderliche gericht- 
liche Gutachten von dem Strafsenate des Oberlandesgerichtes erstattet." 
Vgl. auch Otto, Das Staatsrecht des Herzogtums ßraunschweig, 
Marquardsens Handbuch 3. Bd. 2. Halbbd. 1. Abt. S. 105. 

^) So auch Mohl, Das Staatsrecht des Königreichs Württemberg 
2. Aufl. 1840 1. Teil S. 219; Hugo Meyer, Lehrbuch 5. Aufl. 
S. 339; Ortloff in Goltdammers Archiv 45. Bd. S. 225. 
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nur das Mittel, den Justizminister zu entlassen und einen 
gefugigeren zu ernennen. 

In Württemberg begegnet der seltene Fall der Über- 
tragung des Abolitionsrechtes auf das Justizministerium. 
Es ist nämlich durch Kgl. Entschliessung vom 23. Febr. 1872 *) 
dem Justizminister die Tollmacht erteilt worden, in den 
Fällen der §§ 95 und 97 RStG.B.,-) wenn nach dempflicht- 
mässigen Ermessen des Justizministeriums hinlängliche 
Gründe vorhanden sind, im Namen des Königs alles Ver- 
fahren gegen den Beschuldigten einzustellen und niederzu- 
schlagen, unter der beschränkenden Bestimmung, dass in 
zweifelhaften Fällen die höchste Entschliessung einzuholen 
sei. Diese Vollmacht ist (nach Mitteilung des kgL württemb. 
Justizministeriums) von dem jetzt regierenden König aus- 
drücklich aufrecht erhalten worden. 

V. Preussen verlangt besondere Betrachtung. Während 
nämlich die anderen Staaten die Abolition entweder zu- 
lassen oder nicht zulassen, ohne Eücksicht darauf, in welchem 
Stadium des Verfahrens sich die niederzuschlagende Straf- 
sache befindet, stellt Preussen einen Einschnitt im Verfahren 
fest, bis zu welchem der König frei niederschlagen kann, 
von welchem ab er jedoch nur im Wege der Gesetzgebung, 
also unter Mitwirkung des Landtags, Abolition gewähren 
darf. 

Verfassungsurkunde für den preussischen Staat vom 
31. Januar 1850 Art. 49 Abs. 3: „Der König kann 
bereits eingeleitete Untersuchungen nur auf Grund eines 

besonderen Gesetzes niederschlagen". 

Auf „bereits eingeleitete" Untersuchungen erstreckt sich 



^) Abgedruckt im Württemberg. Gerichtsblatt Bd. 5 S. 178. 

*) § 95. „VVer den Kaiser, seinen Landesherrn oder während 
seines Aufenthalts in einem Bundesstaate dessen Landesherrn beleidigt, 
wird u. 8. w." 

§ 97. „Wer ein Mitglied des landesherrlichen Hauses seines Staates 
oder den Regenten seines Staates oder während seines Aufenthaltes in 
einem Bundesstaate ein 3Iitglied des landesherrlichen Hauses dieses 
Staates oder den Regenten dieses Staates beleidigt u. s. w." 
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also das freie Abolitionsrecht des Königs nicht. Nun fragt 
sich, was man unter einer „bereits eingeleiteten" Unter- 
suchung zu verstehen habe. Die Meinungen sind darüber 
geteilt. In einer Abhandlung „Erläuterung des Artikels 49 
Absatz 3 der preussischen Verfassung, unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Frage, welche Untersuchungen „bereits 
eingeleitete" sind" (Zeitschrift für die gesamte Strafrechts- 
wissenschaft 8. Bd. 1888 S. 465 ff.) entwickelt Hugo Sieben- 
haar an der Hand der preussischen Kriminalordnung von 
1805, dann der königlichen Verordnung vom 3. Januar 1849 
über die Einführung des mündlichen und öffentlichen Ver- 
fahrens mit Geschworenen in Untersuchungssachen, es sei die 
„bereits eingeleitete Untersuchung" des Art. 49 Abs. 3 a. a. 0. 
gleichbedeutend mit der „eröffneten" Untersuchung im Sinne 
der §§ 11, 47, 48 der Verordnung vom 3. Januar 1849; die 
„Eröffnung der Untersuchung" in ihrer damaligen Bedeutung 
komme aber gleich der „Eröffnung des Hauptverfahrens" 
im Sinne der Reichsstrafprozessordnung, und so habe der 
Gerichtsbeschluss, welcher das Hauptverfahren vor dem er- 
kennenden Richter eröffne, zur Wirkung, dass die Unter- 
suchung einer Strafsache eine „bereits eingeleitete" im Sinne 
des Art. 49 Abs. 3 der Verfassungsurkunde sei, dass also vor 
dem Beschluss einseitige Niederschlagung durch den König 
statthaft, nach demselben aber zur Niederschlagung ein „be- 
sonderes Gesetz", sonach die Mitwirkung der Kammern er- 
forderlich sei. Siebenhaars Anschauung ist mehrfach auf 
Widerspruch gestossen, zunächst bei Weismann,^) dann 
bei Hermann Seuffert,^) von Stengel^) und Hugo 
Meyer.*) Sie alle sehen die Untersuchung als „bereits ein- 
geleitet" auch dann an, wenn die gerichtliche Voruntersuchung, 
wo eine solche stattfindet, eröffnet ist, so dass also in all den 



^) Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft ßd. 9 1889 
S. 404/405. 

2) Artikel „BegnadiguDg" in v. Stengels Wörterbuch 1. ßd. S. 148 
Anm. 2. 

^) Staatsrecht des Königreichs Preussen 1894 S. 134. 

*) Lehrbuch 5. Aufl. 1895 S. 339 Anm. 28. 
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Fällen, in welchen Voruntersuchung eröffnet wird, die Not- 
w^endigkeit eines „besonderen Gesetzes" zum Zwecke der 
Abolition nicht erst mit dem Beschluss auf Eröffnung des 
Hauptverfahrens, sondern schon mit dem Beschluss auf Er- 
öffnung der Voruntersuchung eintritt. Hugo Meyer geht 
sogar soweit, unter der „bereits eingeleiteten Untersuchung" 
auch das Ermittelungsverfahren mitzuverstehen. 

So wünschenswert auch die möglichste Einschränkung 
des Abolitionsrechtes ist, so kann ich doch den Widerspruch 
gegen die Ansicht Siebenhaars nicht als begründet an- 
sehen. Um zu ermitteln, was die preussische Verfassung 
unter dem Ausdruck „bereits eingeleitete Untersuchung" ver- 
stehe, muss man, wie Siebenhaar richtig gethan hat, in 
der Strafprozessordnung Umschau halten, die zur Zeit der 
Verkündung der Verfassung in Geltung stand. Die Verord- 
nung vom 3. Januar 1849, durch welche damals das Straf- 
verfahren geregelt war, verwendet nun zwar den Ausdruck 
„eingeleitete Untersuchung" regelmässig nicht, sondern hat 
dafür die Bezeichnung „eröffnete Untersuchung" und „Er- 
öffnung der Untersuchung" (§§ 11, 39, 40, 41, 48 u. a.). 
Allein die Ausdrücke „eingeleitete" und „eröffnete" Unter- 
suchung sind vollständig gleichbedeutend. Dies findet zum 
Überfluss seine Bestätigung dadurch, dass — was Sieben- 
haar entgangen zu sein scheint — die Verordnung selbst 
(§ 47) gelegentlich den Ausdruck „Einleitung der Unter- 
suchung" an Stelle von „Eröffnung der Untersuchung" braucht. 

Die Einleitung oder Eröffnung der Untersuchung ist nun 
im damaligen preussischen Strafverfahren genau das gleiche 
wie im gegenwärtigen Strafprozess die Eröffnung des Haupt- 
verfahrens. Sie bedeutet nicht etwa nur so viel wie die Er- 
öffnung der Voruntersuchung. Die Verordnung vom 3. Ja- 
nuar 1849 kennt die „Voruntersuchung" ebenfalls und zwar 
in dem gleichen Sinn wie die Eeichsstrafprozessordnung, aber 
sie scheidet sie sehr scharf von der „Untersuchung". So 
wenig man daher damals „Untersuchung" und „Vorunter- 
suchung" auf die gleiche Stufe stellen durfte, ebensowenig ist 
es zulässig, die eröffnete Voruntersuchung von heute mit der 
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„eingeleiteten Untersuchung" von damals als gleichbedeutend 
zu behandeln und daraus zu folgern, dass die Abolition schon 
dann den Weg der Gesetzgebung erfordere, wenn die Vor- 
untersuchung eröflfnet sei. Ich sage daher in Übereinstim- 
mung mit Siebenhaar: In Preussen kann der König, so 
lange der Beschluss auf Eröffnung des Hauptverfahrens nicht 
erlassen ist, frei das Verfahren niederschlagen.^) 

Der § 49 Abs. 3 a. a. 0. scheint sich zwar zunächst 
nur auf Abolitionen im Einzelfall zu beziehen, aber es kann 
kaum bezweifelt werden, dass er auch auf allgemeine Am- 
nestien anzuwenden ist. Erlässt der König eine solche, so 
kann sie nur für jene Fälle wirken, in welchen das Haupt- 
verfahren noch nicht eröffnet ist. Wünscht man ihr weiteren 
Umfang zu verleihen, so muss man den Weg der Gesetz- 
gebung beschreiten.^) 

Es mag sich schliesslich noch die Frage erheben, ob die 
Niederschlagung einer „bereits eingeleiteten Untersuchung" ge- 
gebenenfalls nicht durch eine Notverordnung (Art. 63 Verf. 
Urk.) erfolgen könne. Ich halte dies nicht für unzulässig, 
vorausgesetzt natürlich, dass die Bedingungen für den Erlass 
einer Notverordnung vorliegen: Gefährdung der öffentlichen 
Sicherheit oder ein ungewöhnlicher Notstand. Ein solcher 
Notstand u. s. w. wird selten genug eintreten, aber die theo- 
retische Möglichkeit muss man immerhin zugeben. — Dass 
§ 49 ein „besonderes Gesetz" verlangt, hindert die Mög- 
lichkeit der Notverordnung nicht. Diese ist ja dazu bestimmt, 



^) Diese Auffassung des § 49 Abs. 3 der Verfassung findet sich 
auch bei Rönne, Das Staatsrecht der preussischen Monarchie 3. Aufl. 
1. Bd. 1869 S. 327 Anm. 1: „Als ,eingeleitet' im Sinne des Abs. 3 des 
Art. 49 der Verf. Urk. kann eine Untersuchung erst dann angesehen 
werden, wenn darch förmlichen Beschluss des Gerichtes die Einleitung 
ausgesprochen ist (V. v. 3. Januar 1849 §§ 11 und 47 — 48)." In der 
4. Aufl. 1. Bd. 1881 S. 541 Anm. 3: „Als ,eingeleitet* im Sinne des 
Abs. 3 des Ai-t. 49 der Verf.Urk. kann eine Untersuchung erst dann 
angesehen werden, wenn durch förmlichen Beschluss des Gerichtes die 
Eröffnung des Hauptverfahrens ausgesprochen ist (vgl. Reichsstrafprozess- 
ordnung § 196)." 

2) Vgl. auch Rönne a. a. 0. 4. Aufl. 1. Bd. S. 542. 
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im Notfall an die Stelle der sonst gebotenen Gesetzgebung 
zu treten.^) 

VI. Eine eigenartige Stellung in der Frage des Äbo- 
litionsrechtes nimmt Elsass-Lothringen ein. Hier ist 
nämlich niemals eine Abolition im Einzelfall möglich, sondern 
nur in der Form einer allgemeinen Amnestie, sei es, dass für 
eine Gesamtheit von Personen oder für bestimmte Kategorien 
strafbarer Handlungen die Verfolgung niedergeschlagen wird.-) 
Diese Besonderheit beruht auf dem noch massgebenden fran- 
zösischen Recht. 

Durch die Friedenspräliminarien vom 26. Februar 1871 

^) Gegen die Zulässigkeit der NotverordnuDg: Rönne, Staatsrecht 
4. Aufl. 1. Bd. S. 543; Siebenhaar a.a.O. S. 497. Dafür: Matters- 
dorf in der Zeitschrift für internationales Privat- und Strafrecht 2. Bd. 
1892 S. 572. Der von letzterem angeführte Fall aus der Praxis kann 
aber m. E. nicht zur Begründung der Zulässigkeit der Notverordnung 
als Beispiel verwendet werden. Mattersdorf sagt, man bestreite viel- 
fach die Zulässigkeit der Notverordnung deshalb, weil es undenkbar sei, 
dass die für den Erlass einer Notverordnung erforderliche Voraussetzung : 
„Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit oder Beseitigung eines 
ungewöhnlichen Notstandes" im Falle des Art. 49 gegeben sein könne. 
Dieser Einwand werde widerlegt durch folgenden Fall : Ein Österreicher 
hatte auf deutschem Gebiet eine Majestätsbeleidigung gegen den deut- 
schen Kaiser begangen, wurde steckbrieflich verfolgt, auf österreichi- 
schem Gebiet durch preussische Polizeibeamte festgenommen und in 
das Gefängnis zu Ratibor eingeliefert. Das Landgericht Batibor er- 
öffnete das Hauptverfahren. Österreich verlangte die Freilassung des 
Verhafteten, da derselbe auf ungesetzliche Weise in den Bereich der 
preussischen Staatsgewalt gekommen sei, und seine Rückschaflfung auf 
österreichisches Gebiet. Zur Beseitigung des Notstandes, der sich hier 
tbatsächlich in Gestalt eines völkerrechtlichen Konflikts zumal in Zeiten 
hoher politischer Spannung ergeben kann, bedarf man aber nicht einer 
gnadenweisen Niederschlagung des Verfahrens. Das Begnadigungsrecht 
des Herrschers braucht man gar nicht in Anspruch zu nehmen. Es 
fehlt einfach an der Zulässigkeit des Strafverfahrens, also an einer 
Prozessvoraussetzung, und infolgedessen muss das Gericht, sobald es von 
diesem Mangel Kenntnis erhält, von Amtswegen das Verfahren ein- 
stellen. Wie wollte man denn sonst in Staaten, die eine Abolition nicht 
kennen, z. B. Bayern und Baden, einen solchen Fall behandeln? 

*) Vgl. Leoni, Das öffentliche Recht des Reichslandes Elsass- 
Lothringen, Freiburg 1892 S. 50. Laband, Staatsrecht II S. 471. 
Elsas a. a. 0. S. 70;71. 
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bezw. durch den Friedensvertrag vom 10. Mai 1871 wurde 
Elsass-Lothringen und damit die Staatsgewalt in demselben 
von Frankreich an das Deutsche Eeich abgetreten. Namens 
des Reiches wird die Staatsgewalt vom Kaiser ausgeübt.^) 
Ihr Inhalt ist, soweit nicht das Reich Änderungen eintreten 
liess, der gleiche wie zur Zeit der französischen Herrschaft. 
Hinsichtlich des Begnadigungsrechtes sind von deutscher Seite 
irgendwelche Änderungen gegenüber dem früheren französi- 
schen Eechtszustand nicht vorgenommen worden, und so gilt 
denn noch, was der s^natus consulte vom 25. Dezember 1852 
Art. 1 sagt: „L'empereur a le droit de faire gräce et d'accorder 
d'amnistie". *) Unter gräce versteht man in Frankreich nur 
die Begnadigung im engeren Sinne, unter Amnestie eine 
Mehrzahl von Begnadigungen im engeren Sinne oder von 
Abolitionen oder von Begnadigungen im engeren Sinne und 
Abolitionen. Eine Entscheidung des Kassationshofes vom 
26. August 1853 (bei Dalloz, Eecueil periodique et critique 
de jurisprudence. Annee 1853, cinquieme partie n. 16. Am- 
nistie) sagt hierüber : „ . . . Attendu que la gräce est un 
acte de clemence special, accorde ä un condamne personnelle- 
ment, et qui fait remise d'une peine prononc6e et devenue 
irrevocable; — que Tamnistie, au contraire, est une faveur 
coUective appliquee ä tous les inculpes d'une meme categorie 
de crime ou de delit, et faisant remise aussi bien des pour- 
suites ä exercer que des condamnations prononcees . . ."•'^) 

^) Gesetz betr. die Vereinigung von Elsass und Lothringen mit 
dem Deutschen Reiche vom 9. Juni 1871 § 3. 

*) Vgl. auch Möller, Sammlung der in Elsass-Lothringen gelten- 
den Gesetze 2. Bd. Französische Einzelgesetze. Strassburg 1881 S. 743: 
25. Dez. 1852, Senatsbeschluss, welcher die Verfassung vom 14. Januar 
1852 auslegt und abändert. Art. 1. Der Kaiser hat das Recht zu be- 
gnadigen und Amnestie zu erteilen. 

^) Vgl. auch Dalloz, Repertoire methodique et alphabetique de 
legislation. Tome troisieme. Paris 1846. Amnistie n. 9: „L'amnistie, 
selon le nouveau Denisart, est l'acte par lequel le prince defend de faire 
ou de continuer aucunes poursuites, ou bien d'executer des condamnations 
contre plusieurs personnes coupables, designees seulement par le genre 
de delit qu'elles ont commis .... On voit par ces definitions que 
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Ein französisches Gesetz vom 17. Juni 1871 bestimmte 
zwar in Art. 1 : Les amnisties ne peuvent etre accordees que 
par une loi, aber für Elsass-Lothringen hat dasselbe keine 
Bedeutung, da es erst nach der Vereinigung des Reichslandes 
mit dem Deutschen Reiche erschienen ist. 

Unzutreffende Ansichten über das Abolitionsrecht in 
Elsass-Lothringen finden sich bei Bin ding, ^) Hugo Meyer,-) 
Lob, ^) Arndt,*) Bennecke und Beling.'^) Binding — 
ihm stimmen Hugo Meyer und Beling zu — widerspricht 
sich selbst, wie mir scheint. Im Handbuch I S. 866 sagt 
er: „Der Kaiser übt die Staatsgewalt in Elsass-Lothringen 
aus, d. h. die durch französisches Staatsrecht normierte 
Staatsgewalt, die an das Deutsche Reich abgetreten ward. 
Da weder die Reichsverfassung noch die Strafprozessordnung 



Tamnistie difföre de la gräce en ce que celle-ci est individuelle et ne 
s'accorde qu'apres jugement ä des personnes qu'elle designe, tandis que 
celle-lä est coUective et s'applique au dclit plutot qu'aux personnes 
qu'elle ne nomme pas d'ordinaire qu'autant qu'elle les excepte de ses 
dispositions ou les place dans une categorie particuliere. — 

Repertoire, tome vingt - sixieme. Paris 1852 S. 511 ss. Art. 
Gräce et commutation de peine. Note 2. 1. La gräce est individuelle: 
eile diff^re en cela de l'amnistie qui est plutot coUective et d'interet 
general. 3. La gräce vient apr^s un jugement definitif, l'amnistie peut 
la preceder. — In gleichem Sinne Gabriel Dufour, Traite general 
de droit administratif 2. Aufl. 1. Bd. Paris 1854 S. 24/25. 

Das Ministerium für Elsass-Lothringen, Abteilung für Justiz und 
Kultus, teilte mir mit, dass im Jahre 1892 auf das Gesuch eines bei 
einem elsass-lothringischen Landgerichte in Untersuchung gewesenen 
Angeschuldigten um Niederschlagung des anhängigen Strafverfahrens 
dem Gesuchsteller vom Ministerium der Bescheid erteilt worden sei, dass 
nach der in Elsass-Lothringen bestehenden Gesetzgebung die Nieder- 
schlagung einer einzelnen bei Gericht anhängigen Untersuchung nicht 
erfolgen könne. 

1) Handbuch 1 S. 866, Grundriss 5. Aufl. 1897 S. 234. 

*) Lehrbuch 5. Aufl. 1895 S. 338 Anm. 26. 

^) Begnadigungsrecht S. 25. 

*) Verfassung des Deutschen Reiches 1895 S. 127 Abs. 1. Ver- 
ordnungsrecht des Deutschen Reiches 1884 S. 237. 

*) Lehrbuch des deutschen Reichsstrafprozessrechtes 1900 S. 610 
Anm. 2. 
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dem Kaiser ein Eecht der Niederschlagung anhängiger Pro- 
zesse einräumt, besitzt der Kaiser auch für Elsass-Lothringen 
nur ein Begnadigungsrecht im engeren Sinne." Was Bin- 
ding hier ausspricht, kann nicht zusammenstimmen. Auf 
der einen Seite gibt er zu, dass der Kaiser die durch fi-an- 
zösisches Eecht normierte Staatsgewalt ausübe. In dieser 
aber ist das Amnestierungsrecht enthalten. Auf der anderen 
Seite bestreitet er dem Kaiser dieses Recht, weil es ihm 
weder von der Reichsverfassung noch von der Strafprozess- 
ordnung eingeräumt worden sei. — Wollte man Bin ding 
folgen, dann müsste man dem Kaiser auch das Begnadigungs- 
recht i. e. S. absprechen. Reichsverfassung und Strafprozess- 
ordnung räumen ihm für Elsass-Lothringen auch dieses Recht 
nicht ein. Der Kaiser leitet es eben aus dem französi- 
schen Recht ab. Im Grundriss (S. 234) meint Bin ding: 
,,Das höchstpersönliche kaiserlich-französische Abolitionsrecht 
bestand nicht mehr, als das Deutsche Reich mit der zweifellos 
schon legitimierten Republik seinen Frieden schloss", es habe 
daher auch nicht auf den deutschen Kaiser übergehen können. 
Ich halte es für durch nichts bewiesen, dass das Abolitions- 
recht ein höchstpersönliches Recht des französischen Kaisers 
gewesen sei; es ist ein Recht, das dem jeweiligen Staats- 
oberhaupte zukam. Und warum soll gerade nur das Abo- 
litionsrecht und nicht auch das Recht de faire gräce, das 
Begnadigungsrecht im engeren Sinne, ein solches höchstper- 
sönliches Recht des französischen Kaisers darstellen? Die 
beiden Rechte werden dem Kaiser in dem gleichen Sätzchen 
beigelegt. Ich meine, Binding müsste entweder den Über- 
gang beider Rechte an den deutschen Kaiser bestreiten oder 
bezüglich beider ihn zugeben. Hugo Meyer meint, dass dem 
Kaiser das Begnadigungsrecht in Elsass-Lothringen „nui* 
nach Massgabe des Reichsgesetzes vom 9. Mai (soll Juni 
heissen) 1871 zustehe". Gewiss ! Dann hat er aber das Recht 
zu amnestieren; denn jenes Gesetz überträgt ihm die Aus- 
übung der Staatsgewalt; diese aber ist durch das französische 
Recht bestimmt und enthält nach diesem Recht die Befugnis 
zu amnestieren. 



Digitized by VjOOQIC 



§. 5. Die Abolition d. d. Rechte d. einzelnen deutsch. Bundesstaaten. 55 

Lob, der dem Kaiser nur ein Begnadigungsrecht in 
engerem Sinne zuschreibt, berücksichtigt ebenfalls nicht, dass 
das Begnadigungsrecht des Kaisers für Elsass-Lothringen 
sich nach französischem Recht bemisst, und Arndt geht zu 
weit, wenn er dem Kaiser ein unbeschränktes Abolitionsrecht 
beilegt. 

VII. In einigen wenigen Staaten ist die Abolition gänz- 
lich ausgeschlossen und zwar in Bayern, Baden und 
Hamburg. Indessen ist Bayern der einzige Staat im 
Deutschen Reich, in welchem die Unzulässigkeit der Abolition 
vollständig ausser Zweifel steht. 

Bayerische Verfassungsurkunde vom 26. Mai 1818 
Tit. VIII § 4: „Der König kann in strafrechtlichen 
Sachen Gnade erteilen, die Strafe mildern oder erlassen; 
— aber in keinem Falle irgend eine anhängige Straf- 
sache oder angefangene Untersuchung hemmen.'* ^) 

Diese Verfassungsstelle ist nicht etwa so aufzufassen, 
als ob der König das Recht zur Abolition sich insolange vor- 
behalten habe, als die Behörden mit einer Strafsache sich 
noch nicht beschäftigten. Theorie und Praxis gehen in 
Bayern ausnahmslos von der Anschauung aus, dass auch vor 
der Befassung der polizeilichen , staatsanwaltschaftlichen, 
richterlichen Behörden mit einer Strafsache Abolition nicht 
gewährt werden könne. ^) Wie weit das Gnadenrecht des 
Königs geht, sagt die Stelle ja ausdrücklich: Der König 
kann die Strafe mildern oder erlassen; mehr zu thun, hat er 
sich versagt. 



*) Diese Stelle ist entnommen au» der Konstitution für das König- 
reich Bayern von 1808, die in Titel 5 § IV erklärte: „Der König kann 
in Kriminalsachen Grnade erteilen, die Strafe erlassen oder mildem; 
aber in keinem Falle irgend eine anhängige Streitsache oder angefangene 
Untersuchung hemmen, viel weniger eine Partei ihrem gesetzlichen 
Hichter entziehen." 

«) Moy, Staatsrecht des Königreichs Bayern 1840 1. Bd. § 44 
S. 134: „Der König kann in strafrechtlichen Sachen Grnade erteilen. 
Yerf.ürk. Tit. VllI § 4. Das Begnadigungsrecht umfasst Straferlassung 
und Strafmilderung, nicht aber Amnestie vor oder während der Unter- 
■suchung." P ö z 1 , Lehrbuch des bayer. Verfassungsrechts 5. Aufl. 1877 § 162 
Heimberger, Das landesherrliche Abolitionsrecht. 5 
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Die badische Verfassungsurkunde vom 22. August 1818 
bestimmt in Art. 15 Abs. 3: 

„Der Grossherzog kann erkannte Strafen mildem 
oder ganz nachlassen, aber nicht schärfen." 

Hätte sich der Grossherzog das Begnadigungsrecht im 
allgemeinen beigelegt oder hätte er in der Verfassung von 
der Begnadigung überhaupt nicht gesprochen, so bestände 
kein Zweifel, dass er sich die ganze Fülle des Begnadigungs- 
rechts habe vorbehalten wollen, also auch das Abolitionsrecht. 
Nachdem er aber im einzelnen aufführt, was er sich an Be- 
gnadigungsbefugnissen vorbehält, und hierbei das Abolitions- 
recht nicht nennt, so muss angenommen werden, dass er auf 
dasselbe verzichte, sowohl für den Einzelfall wie für ganze 
Amnestien. 

Man ist in Baden in früheren Jahren dieser Ansicht nicht 
gewesen. Nach einer Mitteilung des badischen Ministeriums 
der Justiz, des Kultus und des Unterrichts haben in Baden 
früher zahlreiche Abolitionen stattgefunden und zwar bei Ge- 
legenheit allgemeiner Amnestien bis zum Jahre 1857 , in 
Einzelfilllen bis 1865, seit dieser Zeit jedoch nicht mehr. 
Die derzeitige Praxis des Ministeriums geht bezüglich der 
Frage der Abolition einzelner Strafsachen von der Anschauung 
aus, dass ein Eingreifen des Landesherm in den Lauf des 



Anm. 7 S. 423: „Unzulässig ist die Niederschlagung der Untersuchung 
sowie das Verbot der Einleitung einer solchen (Abolition oder Am- 
nestie.)" — Seydel, Bayerisches Staatsrecht 2. Aufl. 1896 Bd. 1 S. 535: 
„Der König kann in strafrechtlichen Sachen lediglich Gnade erteilen, 
die Strafe mildern oder erlassen." 

Das bayer. Justizministerium teilt mir mit: „Personen, die sich an 
die allerhöchste Stelle Bayerns mit der Bitte wenden, es möge „aus 
Gnade von der Einleitung eines Strafverfahrens abgesehen" oder ea 
niöge „die Einleitung eines Strafverfahrens verboten werden", wird vom 
Staatsministerium der Justiz ausnahmslos eröffnet, dass ihrem Gesuch, 
im Hinblick auf Titel VIII § 4 der Verf. Urkunde eine Folge nicht ge- 
geben werden könne und dass es ihnen überlassen werde, an die aller- 
höchste Stelle ein Gesuch um Begnadigung zu stellen, wenn in dem 
drohenden Strafverfahren eine. Strafe gegen sie ausgesprochen werden 
soHte.« 
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Strafverfahrens nicht zulässig sei. Zu der Frage, ob durch 
allgemeine Amnestie Abolition erteilt werden könne, Stellung 
zu nehmen, hatte das Ministerium seit dem Jahre 1857 
keinen Anlass. 

Bezüglich Hamburgs glaube ich die gleiche Ansicht 
aussprechen zu müssen wie hinsichtlich Badens. Die Ver- 
fassung der freien und Hansestadt Hamburg vom 13. Oktober 
1879 sagt in Art. 24: 

„Das Eecht, eine Strafe durch Begnadigung zu mildern 
oder zu erlassen, steht dem Senate zu." 

Hätte man dem Senate auch das Abolitionsrecht über- 
tragen wollen , so wäre dies hier jedenfalls zum Ausdruck 
gekommen.^) 

Mit dieser meiner Anschauung über die Unzulässigkeit 
der Abolierung durch den Senat stehe ich indessen im Wider- 
spruch mit der in der Senatskommission für die Justizver- 
waltung in Hamburg herrschenden Auffassung. Der Vorstand 
der Senatskommission teilt mir mit, dass „der Senat von 
Hamburg das Abolitionsrecht stets besessen und bis zur 
Trennung der Justiz von der Verwaltung im Jahre 1869 in 
häufiger Anwendung ausgeübt habe, auch unter der Herrschaft 
der Verfassung vom 28. September 1860, welche (in Art. 4)^) 
in betreff des Begnadigungsrechtes genau so laute wie die 
jetzige. Daraus dürfte sich unzweifelhaft ergeben, dass es 
nicht in der Absicht des Gesetzgebers gelegen habe, mit der 
ausdrücklichen Erwähnung des Begnadigungsrechtes in der 
Verfassung das Abolitionsrecht abzuschaffen." „Die Frage 
sei zunächst eine rein theoretische; sie bedürfe keiner Ent- 
scheidung und werde voraussichtlich noch lange keiner be- 
würfen, da nur ganz ausserge wohn liehe Umstände den Senat 
veranlassen könnten, eine Abolitionsmassregel überall in Be- 
tracht zu ziehen." „Von einem Abolitionsrechte ist seit Ver- 



^) Der gleichen Ansicht ist Bin ding, Handbuch I S, 872/873 
Anm. 9 und Hermann Seuffert, Art, „Begnadigung" in v. Stengels 
Wörterbuch .S. 148 § 4. 

*) Art. 4: „Das Recht, eine Strafe durch Begnadigung zu mildern 
oder zu erlassen, steht dem Senate zu." 

5* 
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kündung der Verfassung vom 13. Oktober 1879 kein Gebrauch 
gemacht worden." 

Der Umstand, dass auch unter der Herrschaft der Ver- 
fassung von 1860 eine Abolitionsbefugnis ausgeübt wurde, 
beweist allerdings, dass der Senat von dem Bestehen einer 
solchen Befugnis überzeugt war. Allein ich kann bei dem 
Wortlaut der betreffenden Verfassungsbestimmung aus den 
obenangestellten Erwägungen jene Überzeugung nicht für 
gerechtfertigt ansehen. Ging man bei der Ausarbeitung der 
Verfassung von 1879 auf Grund der bisherigen Praxis von 
der Ansicht aus, dass in dem Art. 24 der neuen Verfassung 
dem Senat das Abolitionsrecht mit übertragen sei, so kann 
das an der wirklichen Eechtslage nichts ändern ; denn Gesetz 
ist nicht das, was der Gesetzgeber sich gedacht, sondern das, 
was er zum Ausdruck gebracht hat. 

Eine entfernte Möglichkeit, das Abolitionsrecht des 
Senates zu halten, Hesse sich vielleicht aus dem Art. 62 der 
Verfassung auf dem Wege des argumentum e contrario 
finden. Artikel 62 bezeichnet nämlich als Gegenstand der 
Gesetzgebung — Gesetze beruhen auf übereinstimmendem 
Beschluss von Senat und Bürgerschaft — „Erteilung einer 
Amnestie". Möglichenfalls liesse sich sagen : Daraus, dass nur 
für eine Amnestie der Weg der Gesetzgebung verlangt wird, 
ist zu schliessen, dass man für einen einzelnen Abolitionsakt 
dieses Erfordernis nicht aufstellen und es hierfür bei einem 
Beschluss des Senates bewenden lassen wollte. Allein ich 
würde angesichts der Bestimmung in Art. 24 der Verfassung 
diese Art der Beweisführung als eine zu schwankende Grund- 
lage für die Statuierung eines Abolitionsrechtes ansehen. 

Zum Schlüsse sei hier bezüglich aller Staaten noch die 
ziemlich selbstverständliche Bemerkung angefügt, dass Am- 
nestien im Sinne von einer Mehrzahl gleichzeitig gewährter 
Abolitionen nur unter den gleichen Voraussetzungen und Be- 
schränkungen zulässig sind, unter denen die Landesgesetze 
einzelne Abolitionen gestatten. Geyer ^) meint, dass „der 



Holtzendorffs ßechtsiexikon unter „Begnadigung" 1. Bd. S. 255. 
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Zweck einer allgemeinen Amnestie durch eine Ausnahme 
bezugs der in ihr etwa enthaltenen Abolitionen im engeren 
Sinne vereitelt würde, dass daher in diesem Fall lur die 
Prozessniederschlagung keine Schranken gezogen werden 
können.^ Es mag sein, dass eine Amnestie ohne Abolitionen 
gelegentlich Unzufriedenheit erregt und so ihren Zweck teil- 
weise verfehlt, aber das rechtfertigt nicht die AbweichuDg 
von der gesetzlichen EegeL Die Amnestie unterscheidet sich 
ihrer rechtlichen Natur nach in nichts von der Abolition im 
Einzelfall; infolgedessen ist sie, wo das Gesetz nichts beson- 
deres bestimmt, rechtlich wie diese zu behandeln. Überdies 
wird das Volk dort, wo der Herrscher nach der Verfassung 
Abolition nicht erteilen kann, es für selbstverständlich hin- 
nehmen, wenn in einer allgemeinen Amnestie Niederschlagungen 
fehlen. 



§6. 

Die Abolition in der Praxis der einzelnen deutschen 
Bundesstaaten. 

Um zu prüfen, ob meine oben entwickelte Ansicht über 
das Fortbestehen des Abolitionsrechtes überhaupt und über 
die Zulässigkeit der Abolition in den einzelnen Staaten von 
der Praxis geteilt werde, richtete ich an die Justizministerien 
bezw. Senate sämtlicher deutscher Bundesstaaten die Anfrage, 
ob die im vorstehenden Paragraphen niedergelegten An- 
schauungen der Kechtsauffassung der betreffenden Landes- 
regierung entsprechen oder von ihr abweichen, femer wie 
sich die Praxis des einzelnen Staates seit der Eeichsgründung 
hinsichtlich der Ausübung des Abolitionsrechtes entwickelt 
habe, insbesondere ob in einzelnen Fällen Abolition erteilt 
w^erde und ob ganze Amnestien vorgekommen seien. Auch 
an die Justizministerien jener Staaten, von welchen ich an- 
nahm, dass sie ein Abolitionsrecht nicht kennen, wendete ich 
mich mit einer entsprechenden Anfrage um wenigstens eine 
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Bestätigung dieser meiner Annahme zu erlangen. Femer 
erbat ich mir von dem preussischen, sächsischen und würt- 
tembergischen Kriegsministerium Auskunft über die Hand- 
habung des Abolitionsrechtes im Heere. Von sämtlichen 
Ministerien und Senaten erhielt ich teils mehr, teils weniger 
ausführliche Antwort und ich möchte nicht unterlassen, an 
dieser Stelle meinen verbindlichsten Dank für die gütig er- 
teilte Auskunft zum Ausdruck zu bringen. Nur das preussi- 
sche Justizministerium und das preussische Kriegsministerium 
lehnten leider jede Auskunftserteilung ab,^) und so fehlt 
denn zu meinem Bedauern in dem Überblick über die Praxis 
der Bundesstaaten gerade ein sehr interessanter Teil: das 
Verfahren des grössten Bundesstaates bei Ausübung seines 
(nicht nach allen Seiten ganz klaren) Abolitionsrechtes. 

Aus den Zuschriften, die ich von den Justizministerien ^) 
erhielt, hat sich zunächst ergeben, dass die Anschauungen, 
welche ich über die Zulässigkeit der Abolition in den ein- 
zelnen Staaten im vorstehenden Paragraphen aussprach, fast 
ausnahmslos mit der Rechtsauffassung der betreffenden 
Landesregierung übereinstimmen. Wo sich, wie bei Ham- 
burg, eine Abweichung ergab, habe ich dies zum Ausdruck 
gebracht. Den Auskünften, die mir zu teil wurden, ver- 
danke ich übrigens auch die Kenntnis einer Eeihe von 
Einzelheiten, welche ich in § 5 in die Darstellung verflochten 
habe. Es hat sich weiter gezeigt, dass die Staaten, denen 
ich ein Abolitionsrecht zuschrieb, sich thatsächlich ein solches 
beilegen, ja dass die allermeisten dasselbe wirklich ausüben 
und dass nur wenige seit längerer Zeit keinen Abolitionsakt 



^) Die Antwort des preussischen Justizministers bezw. seines Stell- 
vertreters lautet: „Auf das Gesuch vom 22. Februar 1901 erwidere ich 
Euer flochwohlgeboren, dass ich Bedenken tragen muss, die von Ihnen 
erbetene Auskunft zu erteilen." — Das preussische Kriegsministerium 
antwortet: „Euer Hochwohlgeboren bedauert das Kriegsministerium auf 
das Schreiben vom 23. März 1901 ergebenst erwidern zu müssen, dass 
es aus dienstlichen Rücksichten grundsätzlicher Art nicht in der Lag-e 
ist, den erbetenen Aufschluss zu erteilen". 

*) Über die Auskunft der Kriegsministerien siehe unten § 9. 
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ZU verzeichnen haben, dass aber auch diese letzteren gnrnd« 
satzlich das Recht der Abolition für sich in Ansprach 
nehmen. 

Soweit mir dies an der Hand des Materials, welches mir 
zur Verfügung steht, möglich ist, will ich im nachstehenden 
einen Überblick über den Umfang der Ausübung des Abo- 
litionsrechtes in den einzelnen deutschen Staaten geben. 
Dabei werde ich die Erteilung der Abolition im Einzelfall 
und jene im Wege der allgemeinen Amnestie trennen,' 

I. Die Abolition im Einzelfall. 

Nach der Natur der Sache lässt sich von einer häufigen 
Ausübung des Abolitionsrechtes, abgesehen von einer alsbald 
zu erwähnenden Ausnahme, nirgends sprechen. Man kann 
nur von einer mehr oder weniger seltenen Anwendung der 
Abolition reden. Viele der Ministerien, welche mir Auskunft 
erteilten, betonen auch, dass man nur selten und ausnahms- 
weise von der Abolition Gebrauch mache. In dieser Be- 
ziehung dürfte die Anschauung typisch sein, welche hinsicht- 
lich der Anwendung des Abolitionsrechtes in einem Falle 
aus der Praxis des Oldenburgischen Ministeriums zu Tage 
tritt, und ich will sie deshalb hier erwähnen. Es handelt 
sich um einen Fall verweigerter Abolition aus dem Jahre 
1888. Der Oberlandesgerichtspräsident äussert sich zu dem- 
selben im wesentlichen folgendermassen : „Dem Landesherrn 
ist zwar bei Ausübung seines Begnadigungsrechts, wovon die 
Niederschlagung der Untersuchung einen Teil bildet, keinerlei 
Schranke gesetzt. Es wird sich aber empfehlen, bei Be- 
willigung solcher Gesuche wegen des damit verbundenen 
Scheines der nicht gleichmässigen Behandlung aller vor dem 
Gesetze mit der grössten Vorsicht zu verfahren." Der Justiz- 
minister bemerkt dazu in seinem Vortrage: „Die Nieder- 
schlagung einer Untersuchung enthält noch einen schärferen 
Eingriff in die Strafrechtspflege als die Erlassung einer er- 
kannten Strafe. Eine Niederschlagung dürfte deshalb nur 
unter ganz aussergewöhnlichen Verhältnissen sich recht- 
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fertigen lassen". Mit der gleichen Vorsicht wie hier venährt 
man jedenfalls auch in den anderen Staaten bei Gewährung 
von Abolitionsgesuchen. 

Am häufigsten — es ist dies die Ausnahme, deren ich 
oben gedacht — wird im Herzogtum Sachsen-Alten- 
burg von dem Abolitionsrecht Gebrauch gemacht. Es rührt 
dies davon her, dass man dort — m. E. sehr verständiger 
Weise — die Niederschlagung des Verfahrens gegenüber 
Schulkindern anwendet, um die Verhängung der verderblieh 
wirkenden oder mindestens nutzlosen kurzzeitigen Freiheits- 
strafen zu vermeiden.^) In Sachsen-Altenburg sind die staats- 
anwaltschaftlichen Behörden angewiesen, von Amtswegen 
die Niederschlagung des Verfahrens in solchen, im übrigen 
geeigneten, Fällen zu beantragen, in welchen es sich um 
geringfügige Vergehungen von Schulkindern handelt, fiir 
die voraussichtlich nur eine Gefängnisstrafe von wenigen 
Tagen oder nur Verweis auszusprechen sein würde. So 
wurden im Jahre 1900 allein in 23 Fällen Untersuchungen 
gegen Schulkinder niedergeschlagen. Sonstige Fälle von 
Abolition kamen im Laufe der letzten 30 Jahre 43 vor. 



^) Die betreifende Entschliessung des Herzoglich Sächsischen 
Ministeriums, Abteilung für Justizangelegenheiten, welche die Abolition 
gegenüber Schulkindern zum Gegenstande hat, stammt vom 25. Oktober 
1889. Sie geht zunächst davon aus, dass bei Schulkindern, wie mehr 
oder weniger bei jugendlichen Personen überhaupt, die Strafe an erster 
Stelle dazu dienen soll, dieselben zu bessern und vor wiederholter Ver- 
letzung des Strafgesetzes auf die Dauer zu bewahren. Da die kurz- 
zeitigen Freiheitsstrafen diesem Strafzweck, insbesondere bei Verbüssung* 
der Strafe in den kleinen Gerichtsgefängnissen, wenig oder gar nicht zu 
genügen vermögen, anderseits die bei den grösseren Gefängnisanstalten 
für Beschäftigung, Seelsorge und Unterrichtserteilung getroffenen Ein- 
richtungen nicht zum Teil unbenutzt bleiben sollen, werden die staats- 
anwaltschaftlichen Behörden angewiesen, bei der Strafverfolgung gegen 
Jugendliche und insbesondere gegen Schulkinder bei Abmessung des 
zu erwirkenden Strafmasses die Vorschriften über die Grenzen 
der in den Amtsgerichtsgefängnissen einerseits und in den grösseren 
Gefängnissen, insbesondere in der Strafanstalt für Jugendliche, ander- 
seits zu vollstreckenden Freiheitsstrafen nicht unberücksichtigt zu lassen. 
Die Entschliessung fährt dann fort: „Nicht selten wird aber auch schon 
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Zu gleichem Zwecke wie Sachsen- Altenburg macht auch 
das Königreich Sachsen von der Abolitionsbefugnis Ge- 
brauch, nur in etwas anderer Weise. Sachsen hat nämlich 
das Institut der „bedingten Begnadigung", das die übrigen 
Staaten nur mit der Begnadigung im engeren Sinne in Zu- 
sammenhang gebracht haben, mit der Abolition in Verbin- 
dung gesetzt. In Sachsen besteht seit dem 25. März 1895 
die Einrichtung, dass jugendlichen Personen (zwischen 12 
und 18 Jahren) in dazu geeigneten Fällen eine Bewährungs- 
frist in Gestalt eines mehrjährigen (gewöhnlich dreijährigen) 
Aufschubs der Strafverfolgung durch Verfügung des 
Justizministeriums bewilligt, und dass dann nach Ablauf 
dieser mehrjährigen Frist, wenn sich der Beschuldigte 
während der Frist gut geführt hat, die Strafverfolgung 
durch königliche Entschliessung niedergeschlagen wird. In- 
dessen sind Fälle dieser Art, wie das Ministerium erklärt, 
selten; in der Regel wird eine Bewährungsfrist erst nach 
der Rechtskraft des Strafurteils in Form eines Aufschubs 
der Strafvollstreckung gewährt. — Im allgemeinen 



vor der Klageerhebung gegen Schulkinder wegen leichterer, 
voraussichtlich nur mit wenigen Tagen Gefängnis oder gar nur mit 
Verweis zu bestrafender Vergehen die Erwägung sich aufdrängen, ob 
nicht der mehrgedachte Hauptstrafzweck besser und sachgemässer als 
durch gerichtliche Verfolgung durch eine entsprechende Bestrafung 
seitens der Eltern oder der Schule erreicht werden kann. Dem letzt- 
gedachten Gesichtspunkte ist seither zwar schon in einer grösseren Zahl 
von Fällen auf eingereichte Bittgesuche durch höchste Gnadenentschlies- 
sungen Rechnung getragen worden, gewiss würde es aber vielfach noch 
angemessener und zw^eckentsprechender sein, wenn in Fällen dieser Art 
der Strafrichter überhaupt ganz ausser Thätigkeit bleiben könnte. Auf 
höchsten Befehl Seiner Hoheit des Herzogs werden die staatsanwalt- 
schaftlichen Behörden daher veranlasst, die bei ihnen eingehenden An- 
zeigen gegen Schulkinder von vornherein nach den angedeuteten Ge- 
sichtspunkten einer besonderen Prüfung zu unterziehen und in den ihnen 
hiernach geeignet erscheinenden Fällen nach Erörterung der Familien- 
verhältnisse der beschuldigten Schulkinder bezw. nach Gehör des be- 
treffenden Ortsschulinspektors wegen einer etwaigen Niederschlagung der 
Untersuchung durch höchste Gnaden entschliessung von Amtswegen 
zu berichten." 
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wird nach Mitteilung des Ministeriums „in Sachsen von dem 
Abolitionsrechte nur ein sparsamer Gebrauch gemacht". Wo 
dies aber geschieht, „wird die Niederschlagung zumeist an 
die Bedingung geknüpft, dass der Beschuldigte an die 
Staatskasse innerhalb einer bestimmten Frist ein nach der 
Sachlage bemessenes sogenanntes Bezeigungsquantum erlegt, 
das den Zweck hat, von dem Beschuldigten wie eine Geld- 
strafe empfunden zu werden". Gegenüber Jugendlichen, 
denen nach Ablauf der Bewährungsfrist Abolition erteilt 
wird, findet die IJrhebung eines solchen Bezeigungsquantums 
nicht statt. Sachsen scheint der einzige Staat zu sein, der 
die Gewährung der Abolition an die Erlegung einer Straf- 
surame knüpft ; wenigstens hat kein Ministerium eines anderen 
Staates von einer derartigen Einrichtung etwas erwähnt. 
Es liegt in derselben eine eigentümliche Vermischung der 
Begnadigung im engeren Sinn und der Abolition. Die 
Schuld, die in dem Verfahren erst hätte festgestellt werden 
sollen, wird gewissermassen präsumiert und an Stelle der 
im Schuldfalle zu erwartenden schwereren Strafe im Gnaden- 
wege die vermutlich leichtere Geldstrafe gesetzt; wenigstens 
ist dies das thatsächliche Ergebnis des Vorgangs. So auf- 
fallend die Sache auf den ersten Blick erscheint, liegt in ihr 
doch nichts gesetzlich Unzulässiges. Ein Zwang, eine nicht 
im ordentlichen Verfahren festgestellte Schuld durch Bezah- 
lung des Bezeigungsquantums anzuerkennen, ist nicht ge- 
geben. Es hängt ganz von der Entschliessung des Be- 
schuldigten ab, ob er das Quantum erlegen will oder nicht. 
Weigert er sich, so fehlt es an der Erfüllung der Bedingung, 
an welche die Abolition geknüpft war, und die Niederschla- 
gung des Verfahrens bleibt dann aus. Praktisch wird der 
Fall kaum jemals so liegen, dass die Krone dem Beschul- 
digten die Abolition unter der Aufforderung, das Bezeigungs- 
quantum zu bezahlen, aufdrängt, sondern der Beschuldigte 
wird regelmässig selbst um Abolition bitten und im Bewusst- 
sein seiner Schuld gerne an Stelle der zu erwartenden Strafe 
die Erlegung des Bezeigungsquantums auf sich nehmen. 
Genaue Angaben über die Zahl der vorgekommenen 
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Abolitionsfälle kann ich, abgesehen von Sachsen-Altenburg, 
nur bezüglich folgender Staaten machen: 

In Oldenburg wurde seit der Gründung des Reiches 
in 16 Fällen Abolition erbeten und in 7 Fällen gewährt, 
in Bremen wurden in der Zeit von 1871—1900 von 145 
Abolitionsgesuchen 25 genehmigt und zwar in dem Jahr- 
zehnt von 1871—1880 unter 88 Gesuchen 14, von 1881—1890 
unter 42 Gesuchen 8, von 1891 — 1900 unter 15 Gesuchen 3. 
In Lübeck hat der Senat seit der Reichsgründung nur 
zweimal von dem Abolitionsrechte Gebrauch gemacht. In 
den beiden Fällen war die öfifentliche Klage noch nicht er- 
hoben, und es erging lediglich Weisung an die Staatsanwalt- 
schaft, die Erhebung der Klage zu unterlassen. In 
Schwarzburg-Rudolstadt finden sich in den letzten 
zehn Jahren zwei Fälle von Abolition. Von Sachsen- 
Weimar teilt mir der mit der Beantwortung meiner An- 
frage beauftragte Herr des Grossh. Ministeriums mit, dass 
ihm selbst nur zwei Fälle von Abolition bekannt seien. 

In einzelnen Staaten ist seit längerer Zeit Abolition 
überhaupt nicht mehr gewährt worden, so seit der Gründung 
des Reiches im Fürstentum Lippe, ebenso in Schwarz- 
burg-Sondershausen, obwohl hier in einzelnen Fällen 
Abolition erbeten worden war, ^) ferner in den Fürsten- 
tümern Waldeck und Pyrmont. Mecklenburg- 
Strelitz teilt mit, dass Fälle einer Ausübung des Abolitions- 
rechtes „in letzter Zeit" nicht vorgekommen seien. In 
Hamburg wurde, wenn dort ein Abolitionsrecht des Senates 
überhaupt angenommen werden darf, von demselben jeden- 
falls seit der Verkündung der Verfassung vom 13. Oktober 
1879 kein Gebrauch gemacht. 

Von den übrigen Staaten kann ich ziffernmässige An- 
gaben nicht machen. Es gingen mir nur Mitteilungen all- 
gemeiner Natur zu, deren wesentlichen Inhalt ich hier an- 



^) Vor der Reichsgründung wurden in Schwarzburg-Sondershausen 
mehrfach Abolitionsgesuche genehmigt, so im Jahre 1851 in 2 FäUen, 
1863 in 1 FaUe, 1864 in 2 Fällen, 1865 in 1 Falle. 
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geben will. In Anhalt „ist in einzelnen Fällen bis in die 
neueste Zeit Abolition nach vorheriger sorgfältiger Sach- 
erörterung mehrfach erteilt worden, während eine weit 
grössere Menge derartiger Abolitionsgesuche mit der Be- 
gründung abgelehnt worden sind, dass Seine Hoheit in der 
Eegel in den Gang der Strafjustiz einzugreifen sich versage." 
In Braunschweig „ist von dem Rechte der Niederschla- 
gung eines Strafverfahrens seitens eines Landesherrn in der 
Praxis Gebrauch gemacht". In Coburg-Gotha „ist von 
dem Niederschlagungsrechte in den Jahren nach der Grün- 
dung des Reiches in verschiedenen Fällen Gebrauch gemacht 
worden, jedoch nur dann, wenn einerseits kein unbedingtes 
öffentliches Interesse an der Durchführung des Strafver- 
fahrens bestand, anderseits die Niederschlagung des Ver- 
fahrens im öffentlichen Interesse lag". In Hessen „wurde 
seither stets nur in vereinzelten Fällen Abolition erteilt". 
In Mecklenburg-Schwerin „ist die Niederschlagung 
einzelner, anhängiger Strafverfahren auch nach der Gründung 
des Deutsehen Reiches wiederholt erfolgt". In Meiningen 
„ist von der Abalitionsbefugnis nur selten und nur in Aus- 
nahmefällen Gebrauch gemacht worden". In Reuss ä. L. 
„ist die Erteilung der Abolition immer nur in Einzelfällen 
erfolgt". In Reuss j. L. „wird in einzelnen Fällen Abolition 
erteilt". In Schaumburg-Lippe „sind nur selten Fälle 
von Abolition vorgekommen". „Als Ergebnis der Praxis 
glaubt das Ministerium feststellen zu können, dass trotz der 
theoretisch uneingeschränkten Abolitionsbefugnis das Be- 
streben vorherrschend gewesen ist, lieber nach erfolgtem 
Richterspruch eine gänzliche oder teilweise Begnadigung 
eintreten zu lassen, als von dem Abolitionsrechte Gebrauch 
zu machen." In Württemberg „wird von der Nieder- 
schlagung des Verfahrens, der Bestimmung in § 97 Abs. 3 der 
Verfassung gemäss,^) nur in seltenen Fällen Gebrauch gemacht". 



^) § 97 Abs. 3 : „Der König wird jedoch bei Ausübung sowohl des 
einen (nämlich des Begnadigungsrechtes i. e. S.) als des anderen (Abo- 
litions-) Rechtes darauf Kücksicht nehmen, dass dem Ansehen und der 
Wirksamkeit der Strafgesetze dadurch nicht zu nahe getreten wird." 
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Die Justizkommission des Senates der freien und Hanse- 
stadt Bremen hat mir eine statistische Übersicht der Fälle 
zur Verfügung gestellt, in welchen seit 1871 Abolition 
erbeten und dann entweder gewährt oder abgeschlagen worden 
war. Da man in der Öffentlichkeit nur sehr selten von der 
Niederschlagung eines Strafverfahrens und von den Gründen 
der Niederschlagung hört, möchte es nicht ohne Interesse 
sein, die Fälle, in denen in Bremen Abolition erbeten, und 
die Gründe, aus welchen sie gewährt wurde — soweit die- 
selben angegeben sind — kennen zu lernen, und ich lasse 
daher die erwähnte Statistik hier folgen: 



Strafthaten in der Zeit von 
1871—1900, für welche 
Abolition erbeten wurde 
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störung der Angeklagten. 



1; 
1! 

25: 



10 j 
3! 
2 

1 
10 



2 davon 1 , weil der Mitangeklagte 
< flüchtig und deshalb die Frei- 
\ sprechung des Angeklagten zu er- 
i warten war, 1, weU seit der Straf- 
' that mehr als acht Jahre vergangen 
I waren. 

2 ; weil beide Male strafbare Handlung 
i nicht anzunehmen war. 

1 ' wegen jugendUchen Alters des An- 
geklagten. 

1 . weil der gegen den Stehler, den 
: Ehemann der Angeklagten, gestellte 
I Strafantrag zurückgenommen war. 



1 j unter Voraussetzung disziplinaren 
Einschreitens gegen den ange- 
I klagten Lehrer. 



1 99 ; 17 , 
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Strafthaten in der Zeit von 
1871-1900, für welche 
Abolition erbeten wurde 


TS m 

'S ® 


11 


Grund der Abolitionsge Währung 


Übertrag : 


99 


17 




Sittlichkeitsvergehen 


6 


1 


weil die Verletzte sich mit dem 
Angeklagten ausgesöhnt hatte. 


Kuppelei 


3 


— 




Notzuchtsversuch 


1 


1 




Ab treibungder Leibes- 
frucht und Beihilfe dazu 
(bei mehr als 30 Ange- 
klagten) 


1 






Bankerott und Kon- 
kursvergehen 


6 


1 


weil das Konkursverfahren seit 
2 Jahren beendigt war und die 
Anklage infolge Versehens des 
Staatsanwalts so spät erhoben wurde. 


Verschiedene Delikte 


29 


5 


davon 1 wegen inzwischen bei dem 
Angeklagt, ausgebrochener Geistes- 
krankheit, 1 wegen Zurechnungs- 
unfähigkeit d. Angeklagten, 1 wegen 
zu befürchtender Geistesstörung 
des Angeklagten. 




145 


-25" 





Das Grossherzoglich Oldenburgische Staatsministerium 
hat mir ebenfalls in sehr dankenswerter Weise ausführliche 
Angaben über die 7 Fälle von Abolition zugehen lassen, die 
seit 1871 in Oldenburg vorgekommen sind: 

1. (1872). Ein 15 jähriger Taugenichts K. (dessen Ge- 
schichte ein Eoman ist) verbüsst, nachdem er schon am 15. 
-Juni 1871 zu einer Gefängnisstrafe von 4 Monaten wegen 
verschiedener Diebstähle verurteilt worden war, neuerdings 
wegen Betrugs und Vergehens gegen § 271 St.G.B. eine 
Gefängnisstrafe von vier Wochen. Die Obervormundschaft 
stellt das Ersuchen, den K nach Verbüssung der Strafe einer 
staatlichen Korrektionsanstalt zuzuführen. Hierüber aufge- 
bracht erklärt K. dem , Staatsanwalt, dass er solcher Aussicht 
gegenüber vorziehe, sich eine Verlängerung seiner Strafhaft 
zuzuziehen, und legt das Geständnis dreier Diebstähle (von 
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Fleischwaren, Bier u. dergl.) ab. In der Erwägung, dass die 
Unterbringung des nach der Ansicht der Staatsanwaltschaft 
noch besserungsfähigen K. in einer Korrektionsanstalt nutz- 
bringender sein werde, als die nochmalige Verbüssung 
einer Gefängnisstrafe, und dass ausserdem, wenn man bei der 
Verurteilung vom 15. Juni 1871 die vor derselben liegenden 
drei Diebstähle gekannt hätte, als Gesamtstrafe doch kaum 
mehr als vier Monate Gefängnis erkannt worden wären, be- 
schliesst man, Niederschlagung des Verfahrens wegen der 
eingestandenen Diebstähle zu beantragen, um den K. möglichst 
bald der Korrektionsanstalt zuführen zu können. 

2. (1872). In diesem Fall wurde das Verfahren aus for- 
malen Gründen niedergeschlagen. Die Gründe lassen sich 
ohne näheres Eingehen auf das Kontumazialverfahren der 
Oldenburgischen Strafprozessordnung vom 2. November 1857 
nicht auseinandersetzen. 

• 3. (1877). Diebstahl, begangen durch einen Knaben, der 
vor wenigen Wochen das zwölfte Lebensjahr zurückgelegt 
hatte. „Der Fall lag so milde, wie überhaupt denkbar." 

4. (1882.) Fahrlässige Tötung einer Schwester durch den 
Bruder infolge von Ungeschicklichkeit bei dem Versuch, das 
Zündhütchen von einem Gewehr zu entfernen. Der Bericht 
des Oberlandesgerichtspräsidenten und des Oberstaatsanwaltes 
sagt: „Wenn auch die Niederschlagung einer Untersuchung 
im allgemeinen möglichst zu vermeiden ist, so rät doch die 
nach dem Gutachten des Arztes zu besorgende Gefahr für 
die geistige Gesundheit des Angeklagten dieselbe im vor- 
liegenden Falle entschieden an, zumal es sich nur um eine 
Fahrlässigkeit handelt, für w^elche der Angeklagte durch ihre 
traurigen Folgen und die ihn deshalb quälenden Selbstvor- 
würfe eine so harte Strafe erleidet, dass es nicht noch des 
Hinzutritts einer weiteren weltlichen Strafe bedarf, um sein 
Verschulden als vollständig gesühnt ansehen zu dürfen." 

5. (1883.) Es handelt sich um Entwendung einiger Brief- 
marken durch einen zwölfjährigen Knaben für sein Brief- 
markenalbum. 
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6. (1885.) Entwendung physikalischer Instrumente im 
Werte von 6 M. aus einer Ausstellung durch einen fast 
15jährigen Schulknaben. „Die That trägt den Charakter 
eines knabenhaften und unreifen Beginnens." 

7. (1900.) Der noch unbestrafte 25 jährige F. hatte im 
Jahre 1897 nachts ruhestörenden Lärm verübt und in der 
Trunkenheit sich einem Polizeidiener und zwei Nachtwächtern, 
die ihn festnehmen wollten, widersetzt. Er ging ins Ausland 
und das Verfahren gegen ihn wurde vorläufig eingestellt. 
Aus Anlass des Regierungsantritts des Grossherzogs wurde 
Niederschlagung für ihn erbeten. Da es sich um ein den Um- 
ständen nach verhältnismässig leichtes Delikt handelte und 
„ein erhebliches öffentliches Interesse an der strafrechtlichen 
Verfolgung einer solchen fast drei Jahre zurückliegenden, 
dem Gedächtnisse der davon betroffenen Beamten höchstwahr- 
scheinlich fast entschwundenen und vom Thäter durch die 
erzwungene lange Abwesenheit von der Heimat in anderer 
Weise gesühnte That kaum noch als vorliegend" angenommen 
werden konnte, da ferner weiteren Kreisen die Möglichkeit 
einer falschen Auffassung des Gnadenaktes im Sinne eines 
Präzedenzfalles von vornherein genommen sein musste, weil 
es sich um eine Begnadigung aus Anlass des Regierungsan- 
trittes handelte, wurde die Niederschlagung befürwortet und 
gewährt. 

IL Amnestien. 

Während seit der Gründung des Reiches in den deutschen 
Einzelstaaten Amnestien bezüglich rechtskräftig erkannter 
Strafen ziemlich häufig vorgekommen sind, in ausgedehntem 
Masse zuletzt im Jahre 1896 aus Anlass des 25 jährigen Be- 
stehens des Deutschen Reiches, finden sich Amnestien in dem 
Sinne von allgemeinen, nicht individuell abgegrenzten Abo- 
litionen sehr selten. 

Es wurden solche nur erlassen: 

1. In Anhalt am 22. Mai 1896 aus Anlass des 25 jäh- 
rigen Regierungsjubiläums des Herzogs. Diese Amnestie ist 
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durch die am Eingang die>er Abhan<llang angeführte Ent- 
scheidung des Eeich>geriehts weiter bekannt geworden.'; 

2. In Elsass-Lothringen. wo die Amnestie die 
einzig mögliche Form der Abc»lition ist. Es erging am 
9. Febniar 1878 ein Gnadenerlasü *j für solche aus Ekass- 
XiOthringen stammende Militärpflichtige, welche sich der im 
§ 140 B,St.G.B. mit Strafe b^^rohten Verletzung der Wehr- 
pflicht oder einer der in § 33 Abs. 1 des Beichsmilitäi-gesetzes 
vorgesehenen Übertretung sehü]«Iig gemacht hatten und sich 
vor dem 1. September 1S78 zm- Erfüllung ihrer Wehrpflicht 
steDten. Am 22. September 1878 wurde denjenigen aus 
Elsass-Lothringen herstammenden Wehrpflichtigen, welche 
als beurlaubte Bekruten sich der Einstellung in den Truppen- 
teil durch die Flocht entzogen hatten, sich aber bis zum 
1. Januar 1879 stellten. Niederschlagung der Strafver- 
folgung w^en Fahnenflucht bewilligt *^i 

3. In Schaumburg'Lippe sind nach der Mitteilung 
des Ministeriums ganze Amnestien nur beim Thronwechsel 
bezüglich geringfügiger Vergehen und Übertretungen vor- 
gekommen. In den ^Schaumbürg-Lippiscben Landesverord- 
nungen" sind dieselben nicht erwähnt 

4. In Schwarzburg-Sondershausen kurz nach 
Beendigung des deuts^:h-franzosischen Erieges. Es wuide 
damals Abolition bezuglich einer Beihe von strafbaren Hand- 
lungen gewährt, welche von ililitäri.ei'sonen vor ihrer Ein- 
berufung zu den deutschen Fahnen begangen und bei den 
Oerichten des Landes anhängig geworden waren.*; 

5. In Württemberg er^ngen zwei Amnestieerlasse, 
-der eine aus Anlass des 25 jährigen Begierungsjubiläums des 
Königs Karl L im Jahre 18S9. der andere beim Begierungs- 
antritt Wilhelms IL im Jahre 1891. Der erste bezog sich 



*j Der Iniialt des Amnestieerlaises ist jener ßeiehsgerichtsent- 
«cheidoDg zu entnehmcD, siehe Anhang. 

*) Gesetzblatt für Elsass-LotbriDgcn 1878 S. 1. 
*; Ebenda S. 55. 
*, Mitteilaog de* 3Iinj8teriams. 
Heimberger, Da*» laiide%L^nli':U Atx/litioE«ircLt. ^ 
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hauptsächlich auf politische und Pressvergehen, der zweite 
noch auf eine ganze Reihe anderer Strafthaten.^) 

Die sämtlichen hier erwähnten Amnestien enthalten 
übrigens nicht bloss Abolitionen, sondern umfassen auch Akte 
der Begnadigung im engeren Sinne. 



§7. 
Gibt es ein Äbolitionsrecht von Reichswegen? 

Diese Frage ist für das Gebiet der bürgerlichen Straf- 
gerichtsbarkeit ^) durchweg zu verneinen. Es hat auf diesem 
Gebiet weder der Kaiser als solcher ein Äbolitionsrecht, noch 
auch hat das bundesstaatliche Äbolitionsrecht durch die 
Reichsgesetzgebung eine Erweiterung erfahren. Die Reichs- 
verfassung spricht ebensowenig wie andere Reichsgesetze da- 
von, dass dem Kaiser ein Äbolitionsrecht zustehen solle. Au& 
diesem Schweigen über das Äbolitionsrecht kann aber für 
die Existenz desselben nicht der gleiche Schluss gezogen 
werden wie aus dem Schweigen einer Landesverfassung über 
diesen Gegenstand. Wie ich schon im § 5 gelegentlich er- 
wähnt habe, steht dem Landesherrn die Ausübung der Staats- 
gewalt in ihrem ganzen Umfang zu, soweit er sich hierin 
nicht selbst durch eine Verfassung beschränkt hat Spricht 
die Verfassung von der Begnadigung nicht, so hat sich eben 
der Landesherr ihre unbeschränkte Ausübung vorbehalten^ 
Im Reich liegt das Verhältnis umgekehrt : Dem Kaiser steht 
an Rechten nur dasjenige zu, was ihm in der Reichsverfassung 
oder in späteren Reichsgesetzen eingeräumt worden ist. Hat 
man der Abolitionsbefugnis nirgends gedacht, so ist sie auch 
kein Recht des Kaisers. Wie weit dem Kaiser ein Be- 
gnadigungsrecht zukommen soll, ergibt sich aus § 484 R.St.P.O^ 
Dieser Paragraph bestimmt : „In Sachen, in denen das Reichs- 
gericht in erster Instanz erkannt hat, steht das Begnadigungs- 

^) Mitteilung des Justizministeriums. 

^) Bezüglich der Militärstrafgerichtsbarkeit vgl. unten § 10 Zifif. I^ 
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recht dem Kaiser zu." Es handelt sich hier nur um ein 
Begnadigungsrecht im engeren Sinne; denn es ist bloss für 
solche Fälle eingeräumt, in welchen das Eeichsgericht be- 
reits erkannt hat. Das Gleiche gilt bezüglich sonstiger 
Keichsgesetze, die dem Kaiser ein Begnadigungsrecht über- 
tragen, z. B. Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit vom 
7. April 1900 § 72, Gesetz betr. die Eechtsverhältnisse der 
deutschen Schutzgebiete vom 17. April 1886 in der Fassung 
vom 15. März 1888 § 2. 

Teilweise anderer Ansicht ist Binding. i) Indem er 
augenscheinlich dem Begriff „Abolition" eine viel weitere Be- 
deutung beilegt, als das von allen anderen geschieht, welche 
in der Abolition nur einen Gnadenakt sehen, findet er, dass 
es auch im Reich innerhalb gewisser Grenzen ein Abolitions- 
recht gebe, und dass dieses ebenso für alle Bundesstaaten be- 
stehe. Die nach Reichsrecht zulässige Abolition sei teils eine 
solche vor, teils eine solche nach Begründung des Prozess- 
rechtsverhältnisses. 

a) Bezüglich der ersteren lautet Bindings Beweis- 
führung folgendermassen : „Das Recht zur öffentlichen Klage 
ist unbestritten verzichtbar vor Begründung des Prozess- 
rechtsverhältnisses. Dies gilt ebenso für das Reich wie für 
alle Bundesstaaten. Subjekt des Verzichtes ist aber nicht die 
einzelne Staatsanwaltschaft, sondern der Gerichtsherr als In- 
haber des Klagerechtes. Da nach G.V.G. § 147 die Beamten 
der Staatsanwaltschaft den dienstlichen Anweisungen ihres 
Vorgesetzten Folge zu leisten haben, da nach G.V.G. § 148 
die Leitung der Reichsanwälte dem Reichskanzler, die der 
Staatsanwälte den einzelnen Landesjustizverwaltungen zu- 
steht, so sind alle Staatsanwälte der Weisung ihrer Vor- 
gesetzten, eine begründete Klage nicht zu erheben, Gehorsam 
schuldig. Dieser Verzicht auf das Strafklagerecht 
ist eine innerhalb der Verjährungsfrist jeder- 
zeit widerrufliche Abolition. Gegenstand des Ver- 
zichtes ist die Klage, die im verzichtenden Staate hätte er- 



1) Handbuch I S. 870. 

6* 
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hoben werden können." ^) Hiernach hätte also der Kaiser 
in den Strafsachen, für welche das Reichsgericht in erster 
Instanz zuständig ist, das Abolitionsrecht, bis der Beschluss 
des Untersuchungsrichters, gegebenenfalls des ersten Straf- 
senates die Voruntersuchung eröffnet, *) und alle Landesherren 
hätten für die in ihren Ländern vorfallenden Strafsachen die 
Abolitionsbefugnis schon kraft Eeichsrechtes bis zu dem 
Augenblick, in welchem, je nach Lage der Sache, entweder 
die Voruntersuchung oder das Hauptverfahren eröffnet wird. 

Diese Auffassung Bindings von der Bedeutung und 
Tragweite der §§ 147 und 148 G.V.G. scheint mir aus 
folgenden Gründen nicht haltbar: 

Die Abolition gilt als eine Art der Gnade. Mit der Auf- 
nahme der §§ 147 und 148 in das Gesetz beabsichtigte man 
aber keineswegs, eine neue Art der Begnadigung im Sinne 
einer widerruflichen Abolition einzuführen. Der Zweck der 
Paragraphen ist der, durch Begründung einer Gehorsams- 
pflicht innerhalb der staatsanwaltschaftlichen Rangordnung 
eine Sicherheit für die Beobachtung einheitlicher Grundsätze 
in der Ausübung der staatsanwaltschaftlichen Amtspflichten 
zu schaffen. Deshalb bindet man den untergeordneten Staats- 
anwalt an die Weisungen des übergeordneten und diesen an 
die Befehle des Justizministers bezw. des Reichskanzlers. 
Wird dem Staatsanwalt von der übergeoi'dneten Stelle die 
Unterlassung der Klageerhebung befohlen, so kann dies — 
wenigstens im Sinne des Gesetzes — nur deswegen geschehen, 
weil man die Einleitung eines Strafverfahrens für aussichtslos 
hält, nicht aber deswegen, weil man einem Thäter, der mit 
Grund der That beschuldigt ist, eine Gnade erweisen will. 
Geschieht es wirklich einmal, dass die Erhebung der Klage 
aus einem solchen Grunde untersagt wird, so liegt ein Miss- 



1) Ebenso noch im „Grundriss" 5. Aufl. 1897 S. 232: „Jeder 
Landesherr kann vor Begründung des Prozessrechtsverhältnisses laut 
G.V.Gr. §§ 147, 148 durch bindende Anweisung an die Staatsanwalt- 
schaft, die Klage nicht zu erheben, abolitionieren." 

^) Vgl. Bin ding, Grundriss des deutschen Strafprozessrechts 
4. Aufl. 1900 S. 101/102. 
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brauch der Gewalt vor, welche die Gerichtsverfassung der 
dem Staatsanwalt übergeordneten Behörde zu anderen Zwecken 
eingeräumt hat, und den Schuldigen muss die Strafe aus 
§ 346 St.G.B.^) treffen. Falls der Landesherr selbst, dem 
nicht auf Grund anderweitigen geschriebenen oder ungeschrie- 
benen Eechtes die Abolitionsbefugnis zusteht, die Unter- 
lassung einer begründeten Anklage befiehlt, so trifft den 
Justizminister, der den Befehl gegengezeichnet hat — bei 
reichsgerichtlichen Sachen den Reichskanzler — , die Verant- 
wortung, und er unterliegt ebenfalls der Strafe des § 346 
St.G.B.2) Das Verhältnis zwischen § 346 St.G.B. und 
§§ 147/148 G.V.G. ist nicht derart, dass die Anwendung des 
§ 346 unterbleibt, wenn ein nach § 148 a. a. 0. übergeord- 
netes Organ die Erhebung der Anklage hindert. Die §§ 147 
und 148 schaffen keine Ausnahme von der Bestimmung 
des § 346 St.G.B. Sie verschieben nur die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit, indem sie dieselbe dem untergeordneten 
Organe abnehmen und dem übergeordneten zuwälzen. Nun 
kann man doch nicht sagen, das Gerichtsverfassungs- 
gesetz habe in den §§ 147 und 148 ein Abolitionsrecht, ein 
Begnadigungsrecht, eingeräumt, wenn mit jedem einzelnen 
Fall, in welchem die „Begnadigung" erfolgt, das Gesetz 
übertreten und gegen die verantwortliche Person eine Straf- 
verfolgung begründet wird.^) 



^) „Ein Beamter, welcher vermöge seines Amtes bei Ausübung der 
Strafgewalt oder bei Vollstreckung der Strafe mitzuwirken hat, wird 
mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren bestraft, wenn er in der Absicht, 
jemand der gesetzlichen Strafe rechtswidrig zu entziehen, die Verfolgung 
einer strafbaren Handlung unterlässt . . . ." 

*) In gleichem Sinne Hermann Seuffert in Stengels Wörter- 
buch des deutschen Verwaltungsrechts Art. „Begnadigung" § 4 a. E. 
1. Bd. S. 149. 

*) Gegen Bin ding auch Elsas, Begnadigungsrecht S. 102 ff. und 
Lab and, Staatsrecht 3. Aufl. 2. Bd. S. 466, dann Bern er, Lehrbuch 
18. Aufl. 1898 S. 343 Anm., welcher sehr treffend bemerkt: „Man muss 
leider gestehen, dass das verfassungsmässige Recht der Niederschlagung 
trotz § 484 St.P.Ü. fortbesteht. Um so entschiedener aber muss man 
der gefährlichen Ansicht entgegentreten, dass § 147 der G.V. die Vor- 
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Bin ding nennt den nach §§ 147/148 a. a. 0. möglichen 
Verzicht auf das Strafklagerecht eine innerhalb der Ver- 
jährungsfrist jederzeit widerrufliche Abolition. Abolition 
soll Gnadenerweisung sein. Dem Begriff der Gnade wider- 
spricht aber die Widerruflichkeit des gnadenweise Gewährten, 
und so kann auch schon aus diesem Grunde hier nicht von 
Abolition die Eede sein. 

b) Eine Abolition „nach begründetem Prozessrechts- 
verhältnisse, d. h. nach Annahme der Klage durch das Ge- 
richt, erblickt Bin ding einmal in der Zurücknahme des 
Strafantrags und dann in dem einstweiligen Verzicht des 
Staatsanwalts auf Klagestellung nach § 208 St.P.O. 

In ersterer Beziehung sagt Bin ding (S. 870): „Bei An- 
tragsverbrechen zwingt die statthafte rechtzeitige Rücknahme 
des Antrages den Staat zum Verzicht auf sein Klagerecht. 
Solche Rücknahme ist thatsächlich Abolition, rechtlich aber 
nur Zwang zu solcher." Allein um den staatsrechtlichen 
Akt einer Begnadigung handelt es sich hier gar nicht und 
ebensowenig um einen Zwang gegenüber dem Staat zur Er- 
teilung der Gnade. Die Sachlage ist vielmehr folgende: 
Der Staat hat bei einer Reihe von rechtswidrigen Hand- 
lungen von vornherein erklärt, dass er auf das Strafklage- 
recht verzichte, wenn nicht der Verletzte einen Strafantrag 
stelle. Unterbleibe der Antrag, so werde ein Verfahren 
nicht eingeleitet; werde der Antrag zurückgenommen, so er- 
folge Einstellung des Verfahrens. Nimmt nun im einzelnen 
Fall der Verletzte den Antrag zurück und wird demzufolge 
das Verfahren eingestellt, so kann man doch höchstens von 
einem Zwang des Staates gegen sich selbst, nicht aber von 
einem durch den Verletzten gegenüber dem Staat geübten 
Zwang sprechen. Der Staat hat sich selbst eine Bedingung 
für die Durchführung seines Strafklagerechtes gestellt. Fällt 



gesetzten der Staatsanwälte ermächtige, diesen die Erhebung einer be- 
gründeten Klage zu untersagen. Dies heisst der ministeriellen Willkür 
einen Altar bauen und dem Justizminister unbeschränkt ein ßecht geben, 
das, selbst beschränkt, nicht einmal dem Landesherm eingeräumt werden 
sollte.« 
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die Bedingung weg, so zieht er einfach die Folgerung da- 
raus. — Ebensowenig wie von einem Zwang kann hier aber 
^uch von einer Gnadenerweisung die Eede sein. Die Be- 
stimmungen über den Antrag haben mit der „Gnade" gar 
nichts zu thun. Sie sind nicht einmal mit Rücksicht auf den 
Thäter, sondern mit Rücksicht auf den Verletzten ins Straf- 
gesetzbuch aufgenommen. Die Abhängigmachung der Straf- 
verfolgung vom Antrag des Verletzten beruht teils darauf, 
dass der Staat in gewissen Fällen kein Interesse an der 
Verfolgung hat, wenn der Geschädigte selbst ein solches 
nicht kundgibt, oder darauf, dass der Staat den Verletzten 
nicht noch mehr schädigen will dadurch, dass er die Sache 
durch Einleitung des Verfahrens in die Öffentlichkeit bringt. 
Eine Rücksichtnahme auf den Thäter im Wege der „Gnade" 
liegt also hier nicht vor, am wenigsten aber eine Gnaden- 
erteilung durch den Verletzten, der seinen Antrag zurückzieht. 
Begnadigen kann nur das Staatsoberhaupt, nicht ein Privat- 
mann.^) 

Die zweite Art der Abolition, welche nach Bin ding 
das Reichsrecht nach begründetem Prozessrechtsverhältnis 
zulässt, soll sich in § 208 StP.O. finden. Bin ding bemerkt 
hierüber (Handbuch I S. 870/871) folgendes: „Bemerkenswert 
vor allem auch durch die Klarheit des Motives der Abolition 
ist die Satzung der StP.O. § 208, wonach der. Staatsanwalt, 
ohne dazu der Weisung eines Vorgesetzten zu bedürfen, bei 
Klagenhäufung wider denselben Angeklagten die vorläufige 
Einstellung des Verfahrens bezüglich einiger Klagen bean- 
tragen und das Gericht sie beschliessen kann, wenn ihre 
Weiterführung die Strafzumessung voraussichtlich nicht be- 
einflussen wird. Dieser Verzicht ist innerhalb dreier Monate 
nach Rechtskraft des Urteils widerruflich, nach Ablauf dieser 
Frist wird die Abolition endgültig." Ich vermag auch in 
der durch § 208 -) StP.O. zugelassenen Massregel keine Abo- 



\) Vgl. hierzu auch Elsas, Begnadigungsrecht S. 32/33, der sich 
ähnlich ausspricht. 

2) § 208: „Betraf das Vorverfahren mehrere derselben Person zur 
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lition zu erblicken. Bei der Zulassung der vorläufigen Ein- 
stellung nach § 208 hat der Gesetzgeber eine Gnadenerwei- 
sung, wie sie zum Begriff der Abolition gehört, gar nicht im 
Auge gehabt; es war ihm nur um Anordnung einer prozessualen 
Massnahme zu thun, die nach dem Wortlaut der Motive „einer 
unnötigen Häufung von Anklagen gegen eine und dieselbe 
Person vorbeugen soll". „Wenn beispielsweise", sagen die 
Motive, „der eines Mordes Beschuldigte sich auch eines Dieb- 
stahls oder einer Unterschlagung, die mit jenem Verbrechen 
nicht im Zusammenhange stehen, schuldig gemacht hat, so 
wird es, falls er wegen des erstgedachten Verbrechens ver- 
urteilt wird, auf die Aburteilung dieses Vergehens nicht an- 
kommen, und die Ausdehnung der Hauptverhandlung auf sie 
würde vielleicht, zumal wenn die Beweisführung keine ein- 
fache ist, eine nutzlose Weiterung und Erschwerung des Ver- 
fahrens darstellen" ^) u. s. w. Eücksichten der Gnade spielen 
bei der vorläufigen Einstellung nach § 208 a. a. 0. umso- 
weniger mit, als das Verfahren ja sofort wieder aufgenommen 
werden kann, wenn sich gezeigt hat, dass die Feststellung 
des betreffenden Straffalles für die Zumessung der Strafe 
doch von Bedeutung ist. Auch hier käme man zur Wider- 
ruflichkeit der erteilten Gnade; die Widerruflichkeit wider- 
spricht aber, wie schon oben erwähnt wurde, dem Begriff der 
Gnade.2) 

Das Ergebnis ist also dies , dass durch die Reichsgesetz- 
gebung weder ein Abolitionsrecht neu begründet, noch ein 
bisher bestehendes erweitert wurde. 



Last gelegte strafbare Handlungen, und erscheint für die Strafzumessung 
die Feststellung des einen oder des anderen Straffalles unwesentlich, so 
kann das Gericht auf Antrag der Staatsanwaltschaft beschlieesen, dass 
in Ansehung eines solchen das Verfahren vorläufig einzustellen sei. Die 
Aufhebung des Einstellungsbeschlusses kann binnen einer Frist von drei 
Monaten nach Rechtskraft des Urteils von der Staatsanwaltschaft bean- 
tragt werden, wenn nicht Verjährung eingetreten ist." 

^) Motive zum Entwurf einer Strafprozessordnung S. 115/116. 

2) Ebenso Elsas a. a. 0. S. 105. 
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§8. 

Das Abolitionsrecht der Einzelstaaten untereinander 
und gegenüber dem Reiche. 

I. Das Abolitionsrecht der Einzelstaaten unter- 
einander. 

Die Frage, ob und wieweit die von einem Einzelstaat 
gewährte Abolition auch gegenüber anderen Einzelstaaten 
wirke, ist leicht zu beantworten, wenn man auf dem Stand- 
punkt steht, die Abolition sei ihrem Wesen nach ein Befehl. 
Man wird ihr dann eine' Wirkung soweit beizulegen haben, 
als der Befehlsbereich des Landesherrn sich erstreckt. Da 
ich diesen Standpunkt nicht teile, muss ich eine andere 
Lösung der Frage suchen. 

Ich meine, sie könne von folgendem Gesichtspunkt aus 
gefunden werden: 

Die Abolition ist ein Verzicht auf die Feststellung des 
etwa vorhandenen Strafanspruches. Da dieser Verzicht ein 
definitiver ist, kann er mittelbar den Untergang des etwa 
vorhandenen Strafanspruches selbst bewirken und sich infolge- 
dessen auch als einen Verzicht auf diesen darstellen. Ich 
sage „kann"; denn dass er immer den Untergs^ng des An- 
spruches selbst zur Folge habe, lässt sich nicht behaupten. 
Auf einen Anspruch verzichten kann nur derjenige, dem der 
Anspruch zusteht, im vorliegenden Fall also der Inhaber des 
Strafanspruches, oder auch derjenige, welchem vom Berech- 
tigten eine Verfügungsmacht über den Anspruch eingeräumt 
ist Wird die Abolition von einem Staate gewährt, der nicht 
selbst Inhaber des Strafanspruches ist und vom Inhaber auch 
nicht mit voller Verfügungsbefugnis über den Anspruch aus- 
gestattet ist, so kann sie nicht den Strafanspruch zum Unter- 
gang bringen, sondern nur seine Feststellung innerhalb des 
betreffenden Staates hindern. Will man nun für den einzelnen 
Fall über die Wirkung der Abolition innerhalb der deutschen 
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Gliedstaaten zur Klarheit kommen, so kann dies nur ge- 
schehen auf Grund der Entscheidung der Frage: Welcher 
von den verschiedenen Staaten ist Inhaber des Strafan- 
spruches? 

Diese Frage ist nicht gleichbedeutend mit jener nach 
dem Inhaber des Strafklagerechtes. Die letztere ist eine 
Frage des Prozessrechtes und ist nach Zweckmässigkeitsrück- 
sichten durch die Prozessordnung geregelt. Mit der ma- 
teriellrechtlichen Frage dagegen, wer Inhaber des Anspruches 
sei, hat die Prozessordnung nichts zu thun. Wenn daher 
die St.P.0. auch mehreren Staaten fiir den gleichen Fall 
ein Recht zur Geltendmachung des Strafanspruches einräumt, 
so folgt daraus nicht, dass all diesen Staaten nun auch der 
Strafanspruch selbst zustehe. Es geht also nicht an, des- 
wegen weil sowohl der Staat, in welchem die That begangen 
wurde, als der Staat, in welchem der Thäter seinen Wohnsitz 
hat, straf klageberechtigt ist, von vornherein anzunehmen, 
dass für beide Staaten aus der strafbaren Handlung ein 
Strafanspruch gegen den Thäter erwachse. Es kann im 
Gegenteil in Frage kommen, ob nicht ein dritter Staat, dem 
die Prozessordnung ein Klagerecht gar nicht beilegt, Inhaber 
des Anspruchs sei, nämlich der Staat, dessen Angehöriger 
der Thäter ist. Man denke an den Fall, dass ein preussischer 
Staatsangehöriger, der in Sachsen wohnt, in Hessen ein Ver- 
brechen begeht. An der Hand der Prozessordnung lässt sich 
die aufgeworfene Frage also nicht beantworten. Merkel 
(Lehrbuch S. 173 Z. 4) scheint dies allerdings angenommen 
zu haben. Er sagt: „Im einzelnen Falle ist derjenige Staat 
als anspruchsberechtigt zu betrachten, dem das in erster 
Instanz erkennende Gericht angehört und, was damit zu- 
sammenhängt, von dessen Organen eine Begnadigung des 
Verurteilten ausgehen kann." Aber Merkel hat, wie ich 
glaube, hier die Begriffe Strafanspruch und Eecht auf den 
Strafvollzug vermischt. Das Recht die erkannte Strafe zu 
vollstrecken, und damit im Zusammenhang das Begnadigungs- 
recht i. e. S. hat jener Staat allerdings, dessen Gericht in 
ereter Instanz geurteilt hat; aber damit ist nicht gesagt, 
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dass auch er es sein muss, dem der Anspruch auf Bestrafung 
erwachsen war. 

Strafe ist Sühne für den begangenen Eechtsbruch. Der 
Anspruch auf diese Sühne d. h. eben der Strafanspruch kommt 
demjenigen Staate zu, dessen Rechtsordnung gebrochen worden 
ist. Dies aber ist der Staat, auf dessen Gebiet die strafbare 
Handlung verübt wurde. Der letztere Satz dürfte kaum zu 
bezweifeln sein; es kann nur in Frage kommen, ob man 
nicht auch noch die Rechtsordnung anderer Staaten als durch 
jene That gebrochen anzusehen hat, und zwar kämen die- 
jenigen Staaten, deren Angehöriger der Thäter ist bezw. in 
denen er seinen Wohnsitz hat, in Betracht, insofern als man 
sagen könnte : der Thäter ist auch den Gesetzen dieser Staaten 
Gehorsam schuldig, und ein Handeln gegen ihre Gesetze ist 
ein Bruch der Rechtsordnung der betreffenden Staaten, mag 
auch ausserhalb der Landesgrenzen gehandelt worden sein. 
Kraft positiver gesetzlicher Bestimmung ist dieses sogenannte 
Personalitätsprinzip vielfach in Geltung gestanden, so nach 
einer ganzen Anzahl von deutschen Partikulargesetzgebungen ; 
in sehr beschränktem Umfang kennt es auch das Reichs- 
strafgesetzbuch in seinen Bestimmungen über das interna- 
tionale Strafrecht. Allein prinzipiell wirkt ein Gesetz nur 
innerhalb des Landes, für welches es erlassen ist; was ausser- 
halb vorgeht, beurteilt sich nach der auswärtigen Rechts- 
ordnung. Das scheint mir das natürlichste Verhältnis. Aus- 
nahmen von diesem Territorialprinzip bedürfen ausdrücklicher 
gesetzlicher Anordnung, und wenn daher ein Staat sich 
einen Strafanspruch sichern will aus solchen 
Verstössen gegen seine Gesetze, welche ausser- 
halb der Landesgrenzen sich ereignen, so muss 
er dies in seiner Gesetzgebung zum Ausdruck 
bringen, wie das auch thatsächlich in den erwähnten 
Partikularstrafgesetzbüchern immer geschehen ist. 

Ob innerhalb der deutschen Einzelstaaten solche Aus- 
nahmen vom Territorialprinzip in Bezug auf jene Strafan- 
sprüche bestehen, welche Reichsstrafgesetzen entspringen, 
— mit dieser Frage hat sich, wenn ich nicht vielleicht eine 



Digitized by VjOOQIC 



92 § 8. Das Abolitionsrecht der Einzelstaaten untereinander u. s. w. 

Abhandlung übersehen habe, bisher niemand näher befasst 
Nur Birkmeyer macht in seiner Encyklopädie S. 1031 die 
kurze, nicht weiter begründete Äusserung, der Strafanspruch 
stehe demjenigen Bundesstaate zu, in welchem das Verbrechen 
begangen wurde. Wenn die bezeichnete Frage nirgends eine 
Behandlung gefunden hat, so erklärt sich dies sehr einfach 
aus dem Umstände, dass es innerhalb des Reiches meist ohne 
jede praktische Bedeutung ist, welchem der Einzelstaaten 
der Strafanspruch zugesprochen wird. Bei der Abolitions- 
frage verhält sich dies aber anders, und man kann einer 
Entscheidung nicht aus dem Wege gehen. 

Ich halte es nun für ausgeschlossen, dass einem deutschen 
Einzelstaat ein Strafanspruch erwachse aus einer im Gebiete 
eines anderen Bundesstaates verübten strafbaren Handlung» 
Es fehlt für eine solche Annahme vor allem an der oben 
angegebenen Voraussetzung, dass der betreffende Staat sich 
ausdrücklich einen Strafanspruch aus den jenseits seiner 
Grenzen begangenen Strafthaten beigelegt habe. Ein positiver 
Anhaltspunkt lässt sich wenigstens meines Wissens hierfür 
nirgends finden. Es ist aber ferner eine Durchbrechung des 
Territorialprinzips innerhalb der deutschen Bundesstaaten des- 
wegen nicht zu vermuten, weil keiner der Gründe, welche 
dieselbe veranlassen könnten, im Verhältnis der deutschen 
Gliedstaaten zu einander vorliegt. Jeder Einzelstaat besitzt 
die Garantie, dass Delikte seiner Unterthanen, die im Gebiete 
eines anderen Bundesstaates vorkommen, von letzterem genau 
so geahndet werden wie von ihm selbst; ebenso weiss er, 
dass etwaige Angriffe von Angehörigen eines Gliedstaates 
auf seine eigenen Interessen in dem fremden Gliedstaat ihre 
Strafe finden. Es besteht daher für den deutschen Einzel- 
staat gar kein Grund, aus Handlungen, die in einem anderen 
deutschen Staat, wenn auch von seinen, des ersteren Staates, 
Angehörigen begangen werden, sich einen Strafanspruch bei- 
zulegen. 

Eine Stütze für meine Ansicht finde ich in den neueren 
Erörterungen der Frage, ob Handlungen, welche durch Straf- 
gesetze eines Einzelstaates bedroht, aber ausserhalb seiner 
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Grenzen begangen sind, von diesem Staate bestraft werden 
dürfen. Seyferth vertritt in seiner Abhandlung „Inwiefern 
sind die Strafgesetze eines deutschen Einzelstaates ausser- 
halb desselben anwendbar?"^) S. 19 die Anschauung, dass 
nur im Falle ausdrücklicher Ausdehnung des einzelstaatlichen 
Strafrechtes auf die in fremden Staaten von eigenen Unter- 
thanen verübten Delikte im Inland gestraft werden könne. 
Die in § 10 von S eyf er ths Abhandlung (S. 30 ff.) veröflFent- 
lichten Ergebnisse einer Umfrage über die extraterritoriale 
Wirkung der Landesstrafgesetze zeigen, dass man überall, 
w^o nicht das Gegenteil durch ausdrückliche gesetzliche Be- 
stimmung begründet ist, auf dem Standpunkt des absoluten 
Territorialitätsprinzips steht. Frank 2) schliesst sich Sey- 
ferth an: „Bei Schweigen der Landesgesetze darf nur eine 
in ihrem Herrschaftsgebiete begangene Handlung bestraft 
werden." Ebenso müsste, meine ich, das Schweigen der Ge- 
setzgebung im Sinne des reinen Territorialitätsprinzips auch 
dort ausgelegt werden, wo es sich um Strafansprüche der 
Einzelstaaten aus jenen Delikten handelt, die durch Reichs- 
strafgesetze bedroht sind. 

Wenn nun auch das Eeichsstrafgesetzbuch keine Ver- 
anlassung hatte, für das Verhältnis der Einzelstaaten unter- 
einander den Grundsatz ausdrücklich auszusprechen: Der 
Strafanspruch erwächst demjenigen Einzelstaat, in dessen 
Gebiet die Strafthat verübt ist, so findet derselbe doch eine 
indirekte Bestätigung und Bekräftigung durch die Be- 
stimmungen des Strafgesetzbuches über das internationale 
^trafrecht. Das Strafgesetzbuch kennt im Prinzip keine 
Bestrafung der im Ausland begangenen Delikte, mag der 
Thäter auch ein Inländer sein, sondern überlässt die Ahn- 
dung dem Ausland (§ 4 Abs. 1 St.G.B.). Hierin liegt schon 
eine Anerkennung des Satzes, dass der Begehungsstaat der 
anspruchsberechtigte sei. Soweit das Strafgesetzbuch aber 



Anin. L 



^) Giessener Dissertation 1900. 

2) Das Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich 2. Aufl. 1901 § 6 
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eine Verfolgung im Ausland begangener Handlungen zulässt, 
thut es dies für die Regel nur unter der Voraussetzung, dass 
jene Handlungen im Ausland mit Strafe bedroht sind (§ 4 
Z. 3). Ist letzteres nicht der Fall, so können sie trotz der 
inländischen Strafdrohung nicht verfolgt werden. Hierdurch 
gibt das St.G.B. zu erkennen, dass der Grund der etwaigen 
Bestrafung im Inland nicht sowohl in dem Ungehorsam des 
im Ausland sündigenden Inländers gegen das inländische 
Gesetz als in dem Bruch der Rechtsordnung des ausländischen 
Staates, also des Begehungsstaates, zu erblicken ist. Ja das 
Inland macht in den Fällen des § 4 Z. 3 St.G.B. nicht seinen 
eigenen, sondern den ausländischen Strafanspruch geltend.^) 
Es zeigt sich dies aus der Bestimmung in § 5 Z. 2, welche 
dem Verfolgungs- und dem Vollstreckungsverzichte des aus- 
ländischen Staates prozesshindernde bezw. strafausschliessende 
Wirkung gegenüber dem Inland beilegt. Schriebe sich 
das Inland selbst einen Strafanspruch aus der ausländischen 
Strafthat zu, so würde es sich dessen Geltendmachung nicht 
durch eine Abolition^) oder Begnadigung seitens des Aus- 
landes oder durch eine im Ausland eingetretene Verjährung 
stören lassen. Aber auch Abs. 2 der ZifiF. 3 in § 4 deutet 
darauf hin, dass das Deutsche Reich in Fällen, wie sie unter 
§ 4 Z. 3 gehören, ausländische Strafansprüche vertritt. Denn 
der Abs. 2 a. a. 0. gestattet die Verfolgung einer im Aus- 



^) Kries ist entgegengesetzter Ansicht. Vgl. seine Abhandlung 
„Das persönliche Herrschaftsgebiet der Strafprozessgesetze" im Archiv 
für öffentliches Recht 5. Bd. 1890 S. 338 ff., hier S. 343. Ebenso Bin- 
ding, Handbuch I S. 434 ff. 

2) Dass unter den Worten des § 5 Z. 2 „die Strafe erlassen" nicht 
bloss die Begnadigung im engeren Sinne, sondern auch die Abolition 
zu verstehen ist, wird allgemein anerkannt. Vgl. Lob a. a. O. S. 46> 
Seuffert a. a. 0. S. 152, Olshausen § 5 J^ote 6b, Oppenhoff § 5 
N. 15, Bin ding I S. 445; wohl auch v. Liszt in der Zeitschrift für 
die gesamte Strafrechtswissenschaft 2. Bd. 1882 S. 55. Dem letzteren 
fiel schon damals die Erscheinung auf, dass die ausländische Begnadigung 
den inländischen Strafanspruch tilgen soll. „Wie kommen wir dazu," 
fragt er, „eine von Frankreich ausgehende Begnadigung berücksichtigen 
zu müssen ; kann etwa Frankreich auf unseren Anspruch verzichten ?"- 
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land begangenen Handlung, deren Thäter zur Zeit der Be- 
gehung noch nicht Deutscher war, einer Handlung also, die 
in keiner Richtung, weder vom Territorialitäts- noch vom 
Personalitätsprinzip aus, einen inländischen Strafanspruch 
begründet, ja die einen solchen nicht einmal vom Real- oder 
Schutzprinzip aus zu begründen braucht. 

Eine Ausnahme von dem Satze, dass im internationalen 
Strafrecht dem Begehungsstaat der Strafanspruch zustehe, 
macht das R.St.G.B. im Interesse der Selbsterhaltung des 
Reiches in den verhältnismässig seltenen Fällen der Ziff. 1 
und 2 des § 4 ; ausserdem finden sich solche Ausnahmen in 
strafrechtlichen Nebengesetzen des Reiches. Im übrigen 
bleibt es bei der Regel, und diese Regel erscheint mir, wie 
schon erwähnt, als eine Bestätigung der Anschauung, dass 
auch im Deutschen Reich derjenige Einzelstaat den Straf- 
anspruch besitze, in dessen Gebiet die strafbare Handlung 
begangen wurde. 

Die Folgerung, zu der ich hinsichtlich des Abolitions- 
rechtes durch die bisherigen Erörterungen gelange, ist 
diese: Abolitionsberechtigt ist im Prinzip als 
Inhaber des Straf an Spruches ebenjener deutsche 
Einzelstaat, in dessen Gebiet die Verübung der 
Strafthat fiel. 

Ich habe aber oben erwähnt, dass nicht bloss derjenige 
auf einen Anspruch verzichten könne, dem der Anspruch 
zustehe, sondern auch derjenige, welchem von dem Berech- 
tigten eine Verfügungsmacht über den Anspruch eingeräumt 
sei. Durch diesen Satz werden Ausnahmen von dem soeben 
ausgesprochenen Prinzip begründet Es erfolgte nämlich 
thatsächlich eine gegenseitige Einräumung solcher Ver- 
fügungsbefugnis innerhalb der deutschen Einzelstaaten und 
zwar dui'ch die Strafprozessordnung. Diese hat aus Rück- 
sichten der Zweckmässigkeit die Geltendmachung des Straf- 
anspruches auch den Behörden solcher Staaten übertragen, 
welche nicht strafanspruchsberechtigt sind, indem sie nicht 
bloss dem Begehungsstaate, sondern auch anderen Einzel- 
staaten, welche zur That oder zum Thäter in der einen oder 
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anderen Beziehung stehen, ein selbständiges Straf klagerecht 
zugestand. Einräumung dieses Klagerechtes durch die Pro- 
zessordnung ist aber gleichbedeutend mit Einräumung seitens 
des strafanspruchsberechtigten Staates selbst, da das, was 
die Prozessordnung anordnet, im letzten Grunde zurückgeht 
auf die Vereinbarung der Einzelstaaten, durch das Reich 
gemeinsame Bestimmungen über das Verfahren treflfen zu 
lassen, denen sich jeder fügen wolle. 

Mit der Einräumung eines selbständigen Klagerechtes 
ist aber noch nicht jedem der zuständig gemachten Einzel- 
staaten ein unbeschränktes Verfügungsrecht über den 
fremden Strafanspruch zugestanden. Die Sache liegt viel- 
mehr so: 

1 . Ein ausschliessliches Verfügungsrecht eines der 
verschiedenen klageberechtigten Staaten tritt ein mit dem 
Zeitpunkt, in welchem das zuständige Gericht des betreffen- 
den Staates die Untersuchung des Falles im Sinne des § 12 
St.P.O. eröffnet, sei es durch Beschluss auf Eröffnung der 
Voruntersuchung oder, wo eine solche nicht stattfindet, des 
Hauptverfahrens. Mit diesem Zeitpunkt verzichtet der straf- 
anspruchsberechtigte Staat, wenn er nicht selbst es ist, 
dessen Gericht die Untersuchung eröffnet hat, auf jegliche 
Beeinflussung der Behandlung des Falles zu gunsten jenes 
anderen Staates. Der letztere darf und mnss nunmehr den 
betreffenden Fall ebenso behandeln wie jeden anderen, aus 
dem ihm selbst ein Strafanspruch erwachsen ist, und der 
von vornherein zu seiner ausschliesslichen Zuständigkeit ge- 
hört; er darf und muss ihn auch so behandeln in Bezug auf 
die Begnadigungsverhältnisse. Hinsichtlich der Begnadigung 
im engeren Sinne hat daran noch niemand gezweifelt; jeder 
findet es selbstverständlich, dass im Wege der Begnadigung 
i. e. S. mit Wirksamkeit für das ganze Reich auf die Voll- 
streckung eines Strafanspruches verzichtet wird, der dem be- 
gnadigenden Staate gar nicht zusteht, sondern einem anderen 
Staate erwachsen ist. Dies kann nur darauf beruhen, dass 
dem urteilenden Staate der Fall zur ausschliesslichen Be- 
handlung mit voller nach seinem eigenen Verfassungsrecht 
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ZU bsmessender Verfügungsgewalt übertragen worden ist. 
So gut wie für die Begnadigung i. e. S. muss dies auch für 
die andere Seite des Begnadigungsrechtes, für die Abolition, 
gelten. 

Wenn daher seitens eines der mehreren strafklage- 
berechtigten Staaten die Untersuchung im Sinne des § 12 
St.P.0. eröfifnet worden ist, so entscheidet sich die Frage, 
ob Abolition überhaupt erteilt werden könne, lediglich nach 
dem Rechte dieses Staates und nur dieser Staat kann 
Abolition, falls sie zulässig ist, gewähren; dagegen ist 
Abolition seitens eines anderen Staates, und wäre es auch 
der ursprünglich strafanspruchsberechtigte, nicht möglich. — 
Die gewährte Abolition wirkt für das ganze Eeich; denn 
die etwaigen Straf klagerechte anderer Staaten verschwinden, 
sobald einer der verschiedenen Berechtigten den Fall nach 
-§ 12 a. a. 0. an sich gezogen hat. 

Wenn also der in Anhalt wohnende A in Württemberg 
einen Diebstahl begangen hat, so kann das strafanspruchs- 
berechtigte Württemberg sich nicht dagegen wehren, dass 
Anhalt aboliere, nachdem ein anhaltisches Gericht einmal 
die Untersuchung eröffnet hat; ebensowenig kann aber von 
diesem Zeitpunkt an Württemberg selbst Abolition gewähren. 
Oder : der in Baden wohnende B hat je eine Unterschlagung 
in Preussen, Sachsen und Bayern verübt. Die Eröffnung 
der Untersuchung in Bayern wegen der drei Vergehen hin- 
dert jegliche Abolition; denn Bayern kennt diese nicht. 
Oder : der Anstifter zu einem in Sachsen- Weimar begangenen 
Verbrechen wohnt in Baden. Das grossh. sächsische Gericht 
eröffnet gegen Thäter und Anstifter die Untersuchung; der 
Grossherzog von Sachsen schlägt nun das Verfahren nieder. 
Baden hat jetzt nicht mehr die Möglichkeit, selbständig 
gegen den Anstifter vorzugehen. 

Wird dem durch Prävention ausschliesslich zuständig 
gewordenen Gerichte die Untersuchung durch das gemein- 
schaftliche obere Gericht abgenommen und einem anderen 
Gericht übertragen (§ 12 Abs. 2 St.P.O.), so gilt das oben 
Gesagte nun für den Staat, dem dieses Gericht angehört. 

Heimb erger, Das landesherrliche Abolitionsrecht. 7 
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Bei jenen Verfahrensarten, bei welchen eine ausdrück- 
liche Eröffnung der Untersuchung nicht stattfindet, tritt die 
hier geschilderte Wirkung mit bestimmten anderen Akten 
ein, die der Eröffnung der Untersuchung entsprechen; so ist 
im Fall des § 211 Abs. 1 St.P.0. entscheidend der Beginn 
der Hauptverhandlung, im Fall des § 265 der Beschluss des 
Gerichts, die betreffende That zum Gegenstand der Aburteilung 
zu machen, im Fall des §§ 447 ff. die Erlassung des Straf- 
befehls, in den Fällen der §§ 456, 462 die Anberaumung des 
Termins zur Hauptverhandlung. ^) 

2. Für die Zeit vor Eröffnung der Untersuchung durch 
eines der mehreren zuständigen Gerichte gestaltet sich das 
Abolitionsrecht folgendermassen : 

Jeder der verschiedenen Staaten kann auf sein Eecht 
der Strafverfolgung verzichten d. h. Abolition gewähren, so- 
fern nach seinem Verfassungsrecht Abolition überhaupt zu- 
lässig ist. Hierüber besteht kein Streit. Dagegen ist es 
fraglich, ob die Abolition in dem einen Staat auch die Ver- 
folgung in allen übrigen hindere. Hier muss unterschieden 
werden, von welchem Staate die Abolition ausgeht. Wird sie 
gewährt von dem Inhaber des Strafanspruches, also dem Staate, 
in dessen Gebiet die Strafthat begangen wurde, so gehen 
damit die Strafklagerechte sämtlicher Einzelstaaten unten 
Sie dienten nur der Geltendmachung des jenem Staate zu- 
stehenden Anspruches. Mit dem Verzichte des Berechtigten 
auf seinen Anspruch erlöschen sie. — Geht die Abolition von 
einem der anderen strafklageberechtigten Staaten aus, so 
wirkt sie nur für dessen Gebiet. Gegenüber dem straf- 
anspruchsberechtigten Begehungsstaat kann sie eine Wirkung 
nicht äussern; denn der bloss klageberechtigte Staat kann 
dem Begehungsstaat durch einen Verzicht auf das Klage- 
recht seinen Anspruch nicht entziehen. Dies kann er erst 
dann, wenn mit dem Augenblick der Eröffnung gericht- 
licher Untersuchung die volle Verfügungsgewalt über den 
Anspruch auf ihn übergegangen ist. Gegenüber den anderen 



') Vgl. hierzu Löwe Note 3b zu § 12. 
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bloss klageberechtigten Staaten aber wirkt jene Abolition 
auch nicht; denn jeder von ihnen hat ein ebenso selbständiges 
Klagerecht wie der abolierende Staat, und dieser kann ihnen 
dasselbe nicht nehmen. 

Eine vollständige Sicherung des Verdächtigen vor der 
Strafverfolgung kann hiernach, solange die Untersuchung im 
Sinne des § 12 St.P.0. noch nicht eröffnet ist, nur durch 
Abolition seitens des Begehungsstaates erreicht werden. Abo- 
lition durch einen oder auch durch alle bloss klageberech- 
tigten Staaten vermag nur eine teilweise, lediglich für den 
oder die abolierenden Staaten wirkende Sicherung herbeizu- 
führen. Nach Eröffnung der Untersuchung aber besteht eine 
Abolitionsmöglichkeit einzig für den Staat, dem das unter- 
suchende Gericht angehört, und seine Abolition sichert den 
Verdächtigen vor jeglicher Verfolgung. 

3. Es erhebt sich noch die Frage, wie es um die Abolitions- 
befugnis stehe, wenn das nach § 12 St.P.0. zuvorgekommene 
Gericht nach Beendigung der Voruntersuchung beschliesst, 
das Hauptverfahren nicht zu eröffnen bezw. den Angeschul- 
digten ausser Verfolgung zu setzen (§ 202 St.P.0.). Meines 
Erachtens kehrt durch einen solchen Beschluss der Fall in 
den Status quo ante zurück, d. h. die Prävention erlischt und 
die Sachlage ist jetzt so, als ob die Untersuchung überhaupt 
nicht eröffnet worden wäre. Demzufolge leben die ver- 
schiedenen Straf klagerechte wieder auf und damit die mehreren 
Abolitionsmöglichkeiten. Dieses Wiedererwachen der Straf- 
klagerechte nimmt die Majorität der Schriftsteller an; 
Löwe dagegen ist der Meinung, dass, wenn nach § 210 
St.P.0. die Staatsanwaltschaft sich zu einer Wiederaufnahme 
der Klage entschliesse, sie ihren Antrag bei demjenigen Ge- 
richte stellen müsse, welches den in § 202 bezeichneten Be- 
schluss erlassen habe. ^) Hiernach würde also die seinerzeit 
begründete Prävention nicht erloschen sein. Allein Löwe 



1) Gegen Löwe z.B. Stenglein, Kommentar 3. Aufl. 1898 S. 380 
zu § 210 Note 3; Kries, Lehrbuch S. 522; Bennecke und Beling, 
Lehrbuch S. 423 Ziff. 2. 

7* 
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setzt sich hier in Widerspruch mit sich selbst. In Note 3 c 
zu § 12 sagt er, die Prävention erlösche, wenn das Gericht 
durch einen nicht mehr anfechtbaren Beschluss gemäss § 202 
mit der Sache nicht mehr befasst sei. Folgerichtig müsste 
er dann zugeben, dass nunmehr bei jedem der mehreren zu- 
ständigen Gerichte wiederum geklagt werden könne, wenn 
sich neue Thatsachen oder Beweismittel ergeben. 

4. Zweifel könnten entstehen über das Abolitionsrecht 
bei solchen Strafthaten, die zwar im Inland, aber unbekannt 
wo, oder im Auslande begangen sind. Die Bundesstaaten 
haben auf die Behandlung, solcher Fälle in §§ 8 u. 9 der 
St.P.O. zu gunsten desjenigen von ihnen verzichtet, in dessen 
Gebiet der Thäter seinen Wohnsitz hat oder zuletzt hatte, 
eventuell desjenigen, der zuerst des Thäters habhaft wurde 
oder zur Aburteilung der That durch das Reichsgericht be- 
stimmt wird. Dieser Staat ist nun von vornherein aus- 
schliesslich zur Befassung mit dem Fall, also auch zur Er- 
teilung der Gnade im Wege der Abolition berechtigt. Ge- 
hort der Fall zur Zuständigkeit des Reichsgerichts, so ist 
jede Möglichkeit der Abolition ausgeschlossen. 

Die im Vorstehenden niedergelegten Ergebnisse weichen 
mehr oder weniger von den Anschauungen ab, die von Anderen 
hinsichtlich der Wirkung der Abolition innerhalb der Einzel- 
staaten vertreten werden. ^) Die Abweichungen beruhen haupt- 
säclilich darauf, dass ich die Frage nach dieser Wirkung von 
dem Gesichtspunkte aus zu lösen suche, wem der Strafanspruch 
zustehe bezw. wem von dem Anspruchsberechtigten eine Ver- 



1) Vgl. ßinding, Handbuch I S. 869; Elsas S. 116 u. 131; La- 
band II S. 474; Lob S. 45ff. ; Geyer, Grundriss I S. 203 und in 
Holtzendorffs Rechtslexikon 3. Aufl. 1880 s. v. „Begnadigung" I 
S. 254; Löwe, 10. Aufl. 1900 S. 27/28 ; Hugo Meyer, Lehrbuch 5. Aufl. 
1895 S. 342; Hermann Seuffert, Art. „Begnadigung" in Stengels 
Wörterbuch des deutschen Verwaltungsrechts I Bd. 151/152 § 9; Ber- 
ner, Lehrbuch 18. Aufl. 1898 §168 S. 342/343 ; H e i n z e, staatsrechtliche 
und strafrechtliche Erörterungen, Leipzig 1870 S. 70 ff. u. strafprozessuale 
Erörterungen, Stuttgart 1875 S. 1210*. 
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fügungsgewalt über den Anspruch eingeräumt worden sei. 
Ich will im folgenden die wesentlichsten Abweichungen vor- 
führen. 

Bin ding erklärt, der Verzicht des einen Staates auf 
sein Klagerecht könne nur das Strafklagerecht dieses einen 
Staates tilgen; kein deutscher Staat könne auf Strafklagen 
eines anderen verzichten. Gewiss nicht; nur hängen die 
Strafklagerechte der anderen Staaten in der Luft, wenn 
der strafanspruchsberechtigte Staat auf die Feststellung seines 
Anspruchs verzichtet hat; sie haben keinen Zweck mehr und 
verschwinden. Ebenso erlöschen sie, wenn einer der mehreren 
strafklageberechtigten Staaten die Untersuchung eröfiFnet hat. 
Binding meint dagegen: Sei eine Strafsache in Sachsen 
beim forum domicilii anhängig, so solle beim preussischen 
Gericht des Thatortes während jener Anhängigkeit nicht ge- 
klagt werden; sobald aber der Prozess in Sachsen nieder- 
geschlagen werde, stehe der Klage in Preussen nichts im 
Wege. Allein der strafanspruchsberechtigte preussische Staat 
hat mit dem Augenblick der Eröffnung der Untersuchung 
durch das sächsische Gericht dem Königreich Sachsen den 
Fall zur ausschliesslichen Behandlung und Erledigung nach 
der einen oder der anderen Richtung überlassen und auf sein 
eigenes Klagerecht verzichtet. Bloss wenn der sächsische Staat 
die Befassung mit dem Fall ablehnt dadurch, dass er das 
Verfahren einstellt, oder den Angeschuldigten ausser Ver- 
folgung setzt, lebt das preussische Klagerecht wieder auf. 

Elsas geht wie Binding von der Anschauung aus, 
dass es sich bei der Konkurrenz mehrerer klageberechtigter 
Staaten um ganz gleichwertige Berechtigungen dieser Staaten 
handle, und dass deshalb der Klageverzicht des einen Staates 
nur für das Gebiet dieses Staates selbst wirken, nicht aber das 
gleichstehende Recht der anderen Staaten beseitigen könne. 
Ich gestehe dem Begehungsstaat ein höheres Recht zu, in- 
sofern als ich ihm den Strafanspruch beilege, und wenn er 
selbst auf die Feststellung dieses Anspruches verzichtet, er- 
lischt das Klagerecht der anderen Staaten, das nur der Fest- 
stellung jenes Anspruches hatte dienen sollen. 
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Während ßinding und Elsas, ebenso auch Löwe, 
die räumliche Wirkung der Abolition allzusehr beschränken, 
steht Löb^) auf dem entgegengesetzten Standpunkt. Nach 
ihm soll die Erteilung der Abolition durch irgend einen der 
strafklageberechtigten Staaten, auch wenn sie vor Eröflfhung 
der Untersuchung im Sinne des § 12 St.P.O. erfolgt, für alle 
Staaten wirken. Er sagt, „es handle sich hier um die Wir- 
kung eines nach dem Rechte eines Einzelstaates innerhalb 
der Grenzen seiner Zuständigkeit geordneten Verhältnisses, 
und so gewiss es sei, dass das Eecht eines Staates nicht über 
die Grenzen dieses Staates hinaus zu wirken vermöge, so 
gewiss sei es auch, dass die nach diesem Rechte rechtmässig 
geordneten Verhältnisse auch über die Staatsgrenze hinaus 
nicht nur zu wirken vermöchten, sondern regelmässig auch 
wirkten". Lob übersieht, dass es sich hier nicht bloss um 
ein Verhältnis des einen abolierenden Staates handelt, dessen 
Regelung allerdings auch jenseits der Grenzen dieses Staates 
anerkannt werden müsste, sondern ebensogut um Verhältnisse 
der anderen strafverfolgungsberechtigten Staaten, um selb- 
ständige Straf klagerechte fremder Staaten, und deren Rege- 
lung kann sich jener einzelne abolierende Staat nicht an- 
massen ; am wenigsten kann er durch Verzicht auf sein blosses 
Strafklagerecht den materiellen Anspruch des Begehungs- 
staates vernichten. Nur wenn der abolierende Staat zugleich 
Inhaber des Strafanspruches ist, hat die Abolition die von 
Lob behauptete weitgehende Wirkung. Lobs Entscheidung 
ist übrigens auch eine Folge seiner unzutreffenden Anschau- 
ung, „die Abolition wirke wie ein rechtskräftig freisprechen- 
•des Urteil" (S. 55). 

Hugo Meyer teilt Lobs Ansicht und gab in der 
4. Auflage seines Lehrbuchs (1888 S. 396) ebenfalls als Grund 
an, dass die Begnadigung in allen ihren Formen der Ab- 
urteilung gleichstehe; in der 5. Auflage findet sich die An- 
gabe dieses Grundes nicht mehr. 

Hermann Seuffert führt aus: Wenn man auch von 



^) Begnadigungsrecht S. 45 ff. 
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mehrei'en Strafrechten (im subjektiven Sinne) sprechen könne, 
so seien das doch nur formal geschiedene Befugnisse, welche 
dem Schutze des im Bundesgebiete geltenden Rechtes dienten. 
Wie bei der aktiven Korrealobligation jeder correus credendi 
die Eechtsmacht habe, den Schuldner zu liberieren, so müsse 
auch jedem der beteiligten Staatswesen die Macht zugestanden 
werden, die Geltendmachung der gemeinsamen Strafbefugnis 
auszuschliessen. Schädigende Willkürlichkeit des einen Staates 
werde zu Auseinandei-setzungen mit dem anderen führen, wie 
die wirtschaftlich unmotivierte Liberierung des gemeinsamen 
Schuldners dem liberierenden Gläubiger einen ßegressprozess 
des anderen coitcus zuziehe. Seufferts Ausführung muss 
meines Erachtens, soweit es sich nicht um Abolition seitens 
des strafanspruchsberechtigten Staates handelt, an der That- 
sache der Selbständigkeit der Strafverfolgungsrechte der ver- 
schiedenen Staaten scheitern. Von den verschiedenen Staaten 
kann nicht der eine dem anderen das Verfolgungsrecht will- 
kürlich durch Abolition entziehen. Erst mit dem Ausschluss 
der übrigen Staaten von der Strafverfolgung durch Eröff- 
nung der Untersuchung nach § 12 St.P.O. erlangt der Staat, 
dessen Gerichte die Untersuchung eröffnen, das ausschliessliche 
und für alle beteiligten Staaten wirkende Abolitionsrecht. 
Verhielte sich die Sache so, wie Seuffert annimmt, so hätte 
der um sein Verfolgungsrecht oder gar um den Strafanspruch 
selbst gekränkte Staat thatsächlich kein Mittel gegen die 
Willkürlichkeit des anderen. Der geschädigte correus cre- 
dendi kann sich durch den Regi'ess an dem grundlos libe- 
rierenden correus schadlos halten. Was aber könnte der ge- 
schädigte Staat thun? „Auseinandersetzungen" sind von 
zweifelhaftem Wert und Erfolg. Der abolierende Staat wird 
auf die Remonstrationen des anderen Staates erwidern können, 
dass das Gnadenrecht ein verfassungsmässiges Recht des 
Regenten sei, dieser aber sei darüber, wann und wie er von 
demselben Gebrauch mache, niemand Rechenschaft schuldig. 
Gegen solchen Bescheid kann dem remonstrierenden Staat 
auch der Bundesrat keine Hilfe gewähren, da der abolierende 
Staat formell im Rechte ist. 
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Lob (S. 46) und Seuffert (S. 152) beziehen sich zur 
Stützung ihrer Ansicht darauf, dass die strafausschliessende 
Wirkung der ausländischen Abolition gegenüber dem Inland 
durch das Strafgesetzbuch selbst (§ 5 Z. 2) anerkannt sei; 
umsomehr müsse man im Verhältnis der inländischen Staaten 
zu einander der AboHtion diese Wirkung zugestehen. Dazu 
bemerke ich : Die ausländische Abolition hat gegenüber dem 
Inland nur dann eine Wirkung, wenn das Ausland Inhaber 
des Strafanspruches ist (Fälle des § 4 Z. 3 St.G.B.). Der 
Verzicht auf diesen Anspruch seitens des Auslandes hindert 
die inländische Strafverfolgung. Würde aber z. B. ein 
Franzose, der auf deutschem Gebiet ein Verbrechen begangen 
hat, von Frankreich, dem Staate seines Wohnsitzes, Abolition 
erlangen, so fände dies im Deutschen Eeich keine Berück- 
sichtigung. Ebenso ist das Verhältnis innerhalb Deutsch- 
lands. Aboliert der strafanspruchsberechtigte Staat vor Er- 
öffnung der Untersuchung durch einen anderen Staat — es 
handelt sich hier überhaupt nur um Abolition vor diesem 
Zeitpunkt — , so ist jede Strafverfolgung gehindert; aboliert 
ein anderer bloss strafklageberechtigter Staat, so wirkt 
die Abolition nur innerhalb seiner Grenzen. Es besteht 
also gar kein Grund, anzunehmen, dass die inländischen 
Staaten in Bezug auf die Abolition untereinander schlechter 
gestellt seien als das Ausland in seinem Verhältnis zum 
Inland. Die Kraft, um mit Seuffert (S. 152) zu reden, 
welche dem Walten der ausländischen Staatsgewalt zuge- 
standen wird, kommt auch dem einen Bundesstaat gegen- 
über dem anderen zu. 

Berner^) gesteht der Abolition des Einzelstaates zwar 
nicht eine Wirkung für das ganze Reich, aber doch gegen- 
über jenen Staaten zu, die selbst das Abolitionsrecht an- 
erkennen. Im Hinblick auf die Selbständigkeit der Straf- 
verfolgungsrechte der einzelnen Staaten dürfte auch diese 
Ansicht nicht als zutreffend zu erachten sein. 



1) Lehrbuch 18. Aufl. § 168. 
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Am weitesten geht H e i n z e ^) ; er legt jedem Bundesstaat 
ein Begnadigungsrecht in allen Strafsachen bei, die inner- 
halb des Bundes- bezw. Eeichsgebietes sich ereignen, und 
zwar für jedes Stadium des Verfahrens. Diese Theorie, 
welche auf den Gedanken zurückgeht, dass die Strafgewalt 
jedes Einzelstaates sich auf das ganze Reich erstrecke und 
dass das Begnadigungsrecht die gleiche räumliche Ausdeh- 
nung haben müsse, übersieht, dass die deutschen Bundes- 
staaten mit der Herstellung einer Einheit auf dem Gebiete 
des materiellen und formellen Strafrechtes nicht beabsichtigten, 
sich gegenseitig eine beliebige Einmischung in die Straf- 
rechtspflege und in die Ausübung der Staatsgewalt zu ge- 
statten. Welch wunderliches Verhältnis, wenn z. B. Schwarz- 
burg-Sondershausen nach Belieben jedes bayerische Strafver- 
fahren niederschlagen könnte, während Bayern selbst hierzu 
nach seiner Verfassung ausser Stande wäre ! Eine eingehende 
Kritik von Heinz es Ansicht findet sich bei Lob (S. 36 ff.) 
und bei Elsas (S. 111 ff.), auf welche ich vei-weise. 



IL Das Abolitionsrecht der Einzelstaaten 
gegenüber dem Reich. 

a) Soweit das Reich für bestimmte Strafthaten eine aus- 
schliessliche Gerichtsbarkeit erster Instanz besitzt, gibt es 
kein Abolitionsrecht der Einzelstaaten. Einerlei ob aus 
jenen Delikten dem Reich oder den Einzelstaaten der Straf- 
anspruch erwächst, jedenfalls ist das Recht ausschliesslicher 
Behandlung derselben dem Reich übertragen, und sie sind 
infolgedessen der Einwirkung der Bundesstaaten durchaus ent- 
zogen. Die strafbaren Handlungen, welche hier in Betracht 
kommen, sind die Fälle des Hoch- und Landesverrats be- 
gangen an Kaiser und Reich (G.V.G. § 136 Z. 1) und des 
Verrats militärischer Geheimnisse zum Schaden des Reiches 
(§§ 1, 3, 12 des Gesetzes vom 3. Juli 1893). 

*) Strafprozessuale Erörternngen S. 122: „Jedes im R.St.G.B. be- 
drohte Verbrechen (kann) in jedem Stadium von jedem deutschen 
Einzelstaat rechtsgültig erlassen werden." 
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Allerdings ist bezüglich der erwähnten Hoch- und Landes- 
verratsdelikte schon die Ansicht geäussert worden, dass sie 
zwar nicht der Begnadigung im engeren Sinne, wohl aber der 
Abolition durch die Landesherren der Einzelstaaten unter- 
lägen. Schwarze hat in seinem Kommentar zur St.P.0. 
(1878) § 484 dies aus dem Umstand abgeleitet, dass dem 
Kaiser durch § 484 nur das Begnadigungsrecht im engeren 
Sinne übertragen worden sei; es müsse daher das Abolitions- 
recht den Einzelstaaten verblieben sein. Mewes spricht in 
Holtzendorffs Handbuch des Strafprozessrechts 2. Bd. S. 495 
die gleiche Ansicht aus. Allein die Bundesstaaten haben von 
vornherein jeder Befassung mit den genannten Fällen ent- 
sagt und das Strafverfolgungsrecht ausschliesslich dem Eeich 
übertragen. Auf ein Recht, dessen sie sich zu gunsten des 
Reiches entäussert haben, können sie nicht verzichten, sind 
also nicht in der Lage, in diesen Fällen Abolition zu erteilen. 
Elsas (S. 131) und Lob (S. 17 und 42) kommen zum 
gleichen Ergebnisse, Lob in erster Linie auf Grund der 
Erwägung, dass § 484 St.P.0. das Begnadigungsrecht bezüg- 
lich Hoch- und Landesverrates gegen Kaiser und Reich 
offenbar in ausschliesslicher Weise regeln wolle. 

b) In einer Reihe von Fällen besitzt das Reich zwar 
eine Gerichtsbarkeit erster Instanz, aber keine ausschliess- 
liche ; ich meine die Fälle, zu deren Aburteilung das Reichs- 
gericht vermöge Zusammenhangs zuständig ist. Die Frage 
der Zulässigkeit der Abolition beurteilt sich hier nicht anders, 
als wenn das Gericht eines Bundesstaates infolge Zusammen- 
hangs zur Aburteilung eines Falles berechtigt ist, für den 
auch eine Zuständigkeit der Gerichte anderer Bundesstaaten 
besteht. Solange nicht das Reichsgericht die Untersuchung 
im Sinne des § 12 St.P.0. wegen des betreffenden Deliktes 
eröffnet hat, kann jeder Einzelstaat, dessen Gerichte ^ur Ab- 
urteilung ebenfalls zuständig sind, Abolition gewähren. Ge- 
währt sie der strafanspruchsberechtigte Staat, so ist dadurch 
dem Reichsgericht die Möglichkeit genommen, mit der Sache 
sich zu befassen; gewährt sie ein anderer Staat, so reicht die 
Wirkung der Abolition nicht über die Grenzen desselben 
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hinaus und das Reichsgericht ist nicht geliindert, den Fall 
an sieh zu ziehen. Ist dagegen vom Reichsgericht die 
üntersnchnng bereits eroffiiet, so ist jede Abolition, auch 
jene durch den strafanspruchsbei^chtigten Staat wirkungslos. 
Die meisten Schriftsteller teilen diese Ansicht*) Elsas*-) 
dagegen behauptet, dass in keinem Falle die von einem 
Bundesstaat erteilte Abolition dem Reichsgericht gegenüber 
wirke: «Für das Strafverfolgungsrecht des Reiches ist es ganz 
gleichgültig, ob dem eines an das Reichsgericht kompetie- 
renden Verbrechens und eines anderen Delikts Beschuldigten 
schon vorher wegen des letzteren Abolition bewilligt wuixie 
oder nicht; der Beschuldigte kann wegen beider Verblichen 
vom Reichsgericht zur Verantwortung gezogen weixien^ 
Dies ist nicht richtig. Auch das Strafverfolgungsrecht des 
Reiches in denjenigen Sachen, für die nur kraft Zusammen- 
hangs eine Zuständigkeit des Reichsgerichts begründet ist, 
dient keinem anderen Zweck als der Geltendmachung des 
Strafanspruches des Staates, in welchem das Verbrechen be- 
gangen wurde. Verzichtet dieser Staat auf die Feststellung 
seines Anspruches, so verliert jenes Verfolgungsrecht des 
Reiches seine Unterlage. 

Beschliesst das Reichsgericht nach Durchführung der 
Voruntersuchung, den Angeschuldigten ausser Verfolgung zu 
setzen, so trifft zu, was ich oben unter I Ziff. 3 dieses Para- 
graphen für den Fall gesagt habe, dass von den verschiedenen 
zuständigen Gerichten mehrerer Bundesstaaten das zuvor- 
gekommene Gericht einen solchen Beschluss fasst: Die 
Prävention erlischt und die Sache liegt so, als ob die Unter- 
suchung überhaupt nicht eröffnet worden wäre. 

c) Fraglich kann noch sein, wie es um die Abolitions- 
befugnis bei solchen Strafthaten stehe, die in dem Bezirk 
eines Konsular- oder Schutzgebietsgerichtes begangen sind, 
aber nach § 55 des Gesetzes über die Konsulargerichtsbar- 



1) So Geyer, Grundriss I S. 202 203; Loeb, a. a. 0. S. 43/44 
Hugo Meyer, Lehrbuch 5. Aufl. 1895 S. 339 Anm. 30; Löwe, Kom- 
mentar 10. Aufl. 1900 S. 27 litt. b. 

«) A. a. O. S. 132/133. 
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keit vom 7. April 1900 bezw. § 2 des Gesetzes über die 
Eechtsverhältnisse der deutschen Schutzgebiete vom 15. März 
1888 vor ein deutsches Schwurgericht gebracht werden.^) 
Der Fall ist nicht anders zu entscheiden, wie wenn ein 
straf anspruchsberechtigter Einzelstaat aus seinem Straf anspruch 
einem anderen Einzelstaat oder dem Reich ein Klagerecht ein- 
räumt (vergl. oben S. 96/97 u. 107). Bei den Delikten aus 
den Konsular- und Schutzgebietsbezirken handelt es sich um 
Strafansprüche des Eeiches. Die ausschliessliche Befugnis, 
diesen Anspruch zur Geltung zu bringen, überträgt nach 
§ 55 und § 2 a. a. 0. das Reich einem Bundesstaat, und 
dieser darf und muss den Fall so behandeln wie jeden an- 
deren, der ihm selbst einen Strafanspruch erzeugt hat, — 
so behandeln auch hinsichtlich des Begnadigungsrechtes. So 
gut dies in Bezug auf die Begnadigung i. e. S. gilt, muss es 
auch für die Abolition anerkannt werden. Der deutsche 
Einzelstaat, dessen Gericht nach § 55 a. a. 0. mit der Be- 
handlung eines derartigen Falles, betraut wird, darf also, 
wenn ihm seine eigene Verfassung dies erlaubt, Niederschlagung 
eintreten lassen. 

d) Das Gleiche gilt für jene Fälle, die an sich zur 
Zuständigkeit eines Konsular- oder Schutzgebietsgerichtes 
gehören, aber infolge Zusammenhangs oder aus einem an- 
deren Grunde bei einem bundesstaatlichen Gerichte anhängig 
geworden sind. 



^) § ö5. „Erhält der Konsul von dem Verdacht eines zur Zu- 
ständigkeit des Reichsgerichts oder der Schwurgerichte gehörenden Ver- 
brechens Kenntnis, so hat er die zur Strafverfolgung erforderlichen 
Sicherheitsmassregeln zu treffen sowie die Untersuchungshandlungen, in 
Ansehung deren Gefahr im Verzug obwaltet oder die Voraussetzungen 
des § 65 Abs. 2 der Strafprozessordnung zutreffen, vorzunehmen und 
demnächst die Akten der Staatsanwaltschaft bei dem zuständigen deut- 
schen Gericht, in Ermangelung eines solchen dem Oberreichsanwalte zu 
übersenden. Im letzteren Falle wird das zuständige Gericht von dem 
Keichsgerichte bestimmt." 
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§ 9- 
Das Abolitionsrecht im Heere. 

I. Die Marine. Die Marinestrafgerichtsbarkeit ist 
Reichsangelegenlieit ; sie steht dem Kaiser als solchem zu 
und ist dem Einfluss der deutschen Landesherren völlig 
entzogen. Es ist also jedenfalls so viel sicher, dass die 
letzteren in Marinestrafsachen weder ein Begnadigungsrecht 
i. e. S. noch ein Abolitionsrecht besitzen. Gewiss ist aber 
auch anderseits, dass dem Kaiser in diesen Sachen das Be- 
gnadigungsrecht im engeren Sinne zukommt. Man findet dies 
zw^ar nirgends gesetzlich ausgesprochen, aber es lässt sich 
aus Art. 53 Abs. 1 der Reichsverfassung, ^) welcher dem 
Kaiser die gesamte Militärhoheit über die Marine überträgt, 
ableiten. In der Militärhoheit ist die Militärjustizhoheit und 
in dieser das Begnadigungsrecht inbegriflFen. In der Litte- 
ratur zweifelt daran niemand. Überall wird erwähnt, dass 
dem Kaiser gegenüber den Urteilen der Marinegerichte 
das Begnadigungsrecht zustehe. ^) Was sich aber nicht so- 
fort ganz zweifellos beantworten lässt, ist die Frage, wie es 
in Marinestrafsachen mit einem etwaigen Abolitions- 
recht des Kaisers sich verhalte. Die nächstliegende Schluss- 
folgerung ist diese : Dem Kaiser ist durch Art. 53 Abs. 1 R.V. 
die Militärjustizhoheit in Bezug auf die Kriegsmarine über- 
tragen; die Justizhoheit umfasst, soweit nicht ausdrücklich 
engere Schranken gezogen sind, das Begnadigungsrecht in 
vollem Umfang d. h. Begnadigungsrecht i. e. S. und Abo- 
litionsrecht. Solche engere Schranken sind hier nicht ge- 



^) ^Die Kriegsmarine des Reiches ist eine einheitUche unter dem 
Oberbefehle des Kaisers. Die Organisation und Zusammensetzung der- 
selben liegt dem Kaiser ob, welcher die Offiziere und Beamten der 
Marine ernennt, und für welchen dieselben nebst den Mannschaften 
eidlich in Pflicht zu nehmen sind." 

2) Vgl. Laband 3. Aufl. 2. Bd. S. 470, Hugo Meyer 5. Aufl. 
S. 337, T. Liszt 10. Aufl. S. 270. 



Digitized by VjOOQIC 



110 § 9. Das Abolitionsrecht im Heere. 

zogen, also besitzt der Kaiser in Marinestrafsachen ein un- 
eingeschränktes Abolitionsrecht. Ich habe mich lange ge- 
scheut, diesen Schluss zu ziehen, weil ich es für zweifellos 
halte, dass man gar nicht daran gedacht hat, dem Kaiser 
das Abolitionsrecht einzuräumen. Allein man wird sich bei 
Abfassung des § 53 a. a. 0. ebensowenig Gedanken über das 
Begnadigungsrecht i. e. S. gemacht haben, und doch versteht 
es sich von selbst, dass derjenige, welchem die ganze Ge- 
richtsbarkeit übertragen ist, auch ein solches Begnadigungs- 
recht haben muss. In zweiter Linie glaubte ich unter Be- 
rücksichtigung der Entwicklung der ßeichsmarine aus der 
preussischen Marine heraus das Abolitionsrecht in Marine- 
strafsachen wenigstens auf jenes Mass zurückführen zu können, 
welches in der preussischen Verfassungsurkunde Art. 49 
Abs. 3 vorgesehen ist. Schliesslich musste ich mir aber 
doch sagen, dass ich die ßeichsverfassung nicht aus der 
preussischen Verfassung heraus auslegen dürfe, und dass die 
Stellung des Kaisers zur Marine nur aus der ßeichsver- 
fassung zu erklären sei. Mag nian nun auch nicht beab- 
sichtigt haben, dem Kaiser ein unbeschränktes Abolitions- 
recht in Marinestrafsachen einzuräumen, so hat man dies 
doch nicht zum Ausdruck gebracht, und Gesetz ist nur, was 
der Gesetzgeber erklärt, nicht was er sich bloss gedacht 
hat. Nachdem er dem Kaiser die unbeschränkte Militär-, 
einschliesslich der Justizhoheit über die Marine übertragen 
hat, ist man genötigt anzunehmen, dass darin auch das 
Abolitionsrecht in vollem Umfang enthalten sei. 

IL D a s L a n d h e e r. Der Rechtszustand der vier grossen 
Kontingente ist, entsprechend der Verschiedenheit des Be- 
gnadigungsrechtes auf dem Gebiete des bürgerlichen Straf- 
rechtes und Strafverfahrens, kein einheitlicher. Doch lässt er 
sich bezüglich des bayerischen, württembergischen und 
königlich sächsischen Kontingents leicht feststellen, während 
sich bei Preussen Schwierigkeiten ergeben. 

1. Bayern kennt für das Militärstrafverfahren ein 
Abolitionsrecht des Königs ebensowenig wie für das bürger- 
liche Strafverfahren. 
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2. In Sachsen hat der König das Abolitionsrecht, 
welches ihm die Verfassungsurkunde ganz allgemein ein- 
räumt, ebensowohl gegenüber dem Heere wie gegenüber der 
bürgerlichen Bevölkerung. Das sächsische Kriegsministerium 
bestätigt mir dies in seiner Zuschrift auf meine Anfrage, 
bemerkt aber, „dass Gesuche um Abolition selten vorkommen 
und bisher grundsätzlich, beinahe ohne Ausnahmen abge- 
schlagen worden sind". 

3. In Württemberg ist die Rechtslage die gleiche 
wie in Sachsen. Der § 97 der württembergischen Ver- 
fassungsurkunde hat, wie mir das württembergische Kriegs- 
ministerium in Bestätigung meiner Auffassung mitteilt, von 
jeher in Theorie und Praxis die Auslegung gefunden, dass 
dem König das Abolitionsrecht nicht nur im Zivilstrafver- 
fahren, sondern ebenso auch im Verfahren der Militärge- 
richte zustehe. Nur wird in den letzteren Fällen das in 
Abs. 2 des § 97 a. a. 0. verlangte Gutachten statt vom Justiz- 
ministerium vom Kriegsministerium erstattet.^) 



^) Ein Zweifel an der üichtigkeit meiner Anschauung über die 
Abolitionsbefugnis des Königs von Württemberg in Militärstrafsachen 
kam mir vorübergehend bei Würdigung des Art. 5 der Militärkonvention 
zwischen dem Norddeutschen Bunde und Württemberg vom 21. /25. No- 
vember 1870. Es heisst dort: „Se. Majestät der König von Württem- 
berg geniesgt als Chef seiner Truppen die Ihm Allerhöchst zustehenden 
Ehren und Rechte und übt die entsprechenden gerichtsherrlichen Be- 
fugnisse samt dem Bestätigungs- und Begnadigungsrecht bei Er- 
kenntnissen gegen Angehörige des Armeekorps aus, welche über die 
Befugnisse des Armeekorpskommandanten bezw. des Königlich Württem- 
bergischen Kriegsministeriums hinausgehen". Das Wort „Erkenntnisse" 
möchte darauf hindeuten, dass dem König nur ein Begnadigungsrecht 
im engeren Sinne zustehe. Das kgl. württembergische Kriegsministerium 
benahm mir diesen Zweifel durch den Hinweis darauf, dass der Haupt- 
nachdruck auf „Angehörige des Armeekorps" zu legen sei, da bei Ab- 
schluss der Militärkonvention es sich mehr um eine Abgrenzung der 
betreffenden Befugnisse gegenüber dem Bundesfeldherm , als um eine 
nähere Beschreibung des Umfangs und Inhalts des Begnadigungsrechtes 
selbst gehandelt habe. Die Bezugnahme speziell auf Erkenntnisse habe 
sich ergeben wegen des Bestätigungsrechtes, mit welchem die Ausübung 
des Begnadigungsrechtes vielfach zusammengehangen habe. 
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Die beiden Staaten, Sachsen und Württemberg, haben 
durch die mit Preussen bezw. dem Norddeutschen Bund ge- 
schlossenen Militärkonventionen von ihrer Justizhoheit nichts 
eingebüsst, ihr Begnadigungsrecht also im vollen Umfang 
behalten. 

4. Preussen. Das Abolitionsrecht des Königs von 
Preussen bestimmt sich, soweit die eigene Armee Preussens 
in Frage kommt, nach § 49 Abs. 3 der Verfassungsurkunde. 
Der König hat demnach unbeschränkte Abolitionsbefugnis 
nur solange, als die Untersuchung nicht „bereits eingeleitet" 
ist. Dieser Einleitung oder Eröffnung der Untersuchung des 
bürgerlichen Strafverfahrens entspricht in der Strafgerichts- 
ordnung für das preussische Heer und die kaiserliche Marine 
vom 3. April 1845 der Anklagebeschluss des Gerichtsherrn 
(§§ 102 u. 104), nach der jetzt geltenden Militärstrafgerichts- 
ordnung vom 1. Dezember 1898 aber die Bekanntmachung 
der Anklageverfügung an den Beschuldigten 
(§§ 250, 258, 260). Von diesem Zeitpunkt ab kann Abolition 
nur im Wege der Gesetzgebung erfolgen.^) — Soweit die 
bewaffnete Macht anderer Bundesstaaten mit dem preussischen 
Kontingent verbunden ist, entstehen wegen der Frage des 
Abolitionsrechtes Verwicklungen. 

In den sämtlichen Militärkonventionen — abgesehen von 
der sächsischen, württembergischen und den drei hanseatischen 
— wird die Ausübung des Begnadigungsrechtes dem König 



^) M ar ck , Der Militärstrafprozess in Deutschland und seine Reform 
2. Hälfte 1. Halbband 1895 S. 40. ist der Meinung, dass die auf das 
Gerichtswesen sich beziehenden Bestimmungen der Landesverfassungen 
die Militärgerichtsbarkeit nicht berühren, dass also auch Beschränkungen 
des Begnadigungsrechtes den Landesherrn als obersten Kriegsherrn nicht 
binden. Mir scheint dies nicht richtig. Die Landesverfassungen regeln 
die Grundlagen des gesamten staatlichen Lebens, auch jene des Heer- 
wesens, vgl. z. B. Preuss. Verf.Urk. Art. 34 ff., Bayer. V.U. Tit. IX, und 
wenn einzelne die Militärgerichtsbarkeit betreffende Bestimmungen von 
den durch die Verfassung aufgestellten allgemeinen Grundsätzen ab- 
weichen, so beruht dies nur darauf, dass die Verfassung die Regelung 
dieser Verhältnisse besonderen Gesetzen vorbehalten hat. 



Digitized by VjOOQIC 



§ 9. Das Abolit ionsrecht im Heere. 113 

von Preussen übertragen.^) Es ist aber nirgends vom Abo- 
litionsrecht, sondern immer nur vom Begnadigungsrecht 
schlechthin die Eede. Man muss daher, was auch das Selbst- 
verständliche ist, annehmen, dass jeder Landesherr dem 
König von Preussen sein ganzes Begnadigungsrecht über- 
tragen habe, Begnadigung im engeren Sinne wie Abolition, so- 
fern er nach eigenem Landesrecht Abolitionsbefiignis besass; 
denn mehr als jeder Landesherr selbst an Begnadigungs- 
recht hatte, konnte er an Preussen nicht abtreten. Da nun, 
wie ich oben in § 5 gezeigt habe, die Landesherren in Bezug 
auf das Abolitionsrecht sich nicht gleichgestellt sind, ist das 
an den König von Preussen übergegangene Begnadigungs- 
recht nicht durchweg von gleichem Umfang. So besässe der 
König z. B. für das badische Kontingent kein Abolitions- 
recht, dagegen für das hessische, anhaltische, weimarische 
u. s. w. eine Abolitionsbefugnis in vollem Umfang und zwar 
ohne die Beschränkung, die ihm durch Art. 49 Abs. 3 der 
preussischen Verfassungsurkunde für sein eigenes Heer auf- 
erlegt ist. 

Darüber, wie sich die militärische Praxis in Preussen 
zu diesen Fragen stellt, kann ich leider keine Auskunft geben, 
da das preussische Kriegsministerium es abgelehnt hat, mir 
auf meine hierauf sich beziehende Anfrage Aufschluss zu 
erteilen.^) 



^) In den Militärkonventionen mit Hamburg, Bremen und Lübeck 
war eine ausdrückliche Übertragung nicht notwendig, weil die in diese 
Städte gelegten Truppenteile preussische und daher ohnehin der Justiz- 
hoheit des Königs von Preussen unterworfen sind. Treten die militär- 
pflichtigen Hanseaten in diese Truppenteile ein, so unterliegen sie der 
preussischen Militärgerichtsbarkeit ebenso, wie wenn sie in Berlin oder 
Breslau ihrer Militärpflicht Grenüge leisten würden. 

*) S. oben S. 70. 



Ileimberger, Das landesherrliche Abolitionsrecht. 
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§ 10. 
Wirkungen der Abolition. 

Wenn man sich über die Wirkungen der Abolition klar 
werden will, so muss man ihren äusseren Charakter d. h. 
ihre Eigenschaft als Prozesshinderungsgrund (negative Pro- 
zessvoraussetzung) und ihr inneres Wesen, d. h. ihre Eigen- 
schaft als Verzicht des Staates auf die Feststellung seines 
etwa vorhandenen Strafanspruches auseinanderhalten. 

I. Aus der Eigenschaft der Abolition als eines Prozess- 
hinderungsgrundes lassen sich ihre zunächst in Betracht 
kommenden Wirkungen auf den Prozess unschwer feststellen. 
War das Verfahren wegen der Strafthat, für welche die Nieder- 
schlagung gewährt wurde, noch nicht eröffnet, so hindert die 
Abolition die Einleitung desselben; war es aber schon ein- 
geleitet, dann steht sie seiner Fortsetzung entgegen und 
zwar ganz einerlei, bis zu welchem Punkte der Prozess ge- 
diehen war — wenn nur das Urteil oder gegebenenfalls der 
Strafbefehl noch nicht in Rechtskraft erwachsen ist. Nach 
Eintritt der Rechtskraft könnte die Abolition nicht mehr 
wirken; es müsste Begnadigung i. e. S. eintreten. 

Sobald die mit dem Straffalle befasste Behörde von der 
Niederschlagung Kenntnis erhält, hat sie sich aller weiteren 
Prozessschritte zu enthalten, das Verfahren, je nach dem 
Stadium, in welchem es sich befindet, durch Verfügung, Be- 
schluss oder auch Urteil einzustellen, einen gegen den Be- 
schuldigten etwa erlassenen Haftbefehl aufzuheben bezw. seine 
Aufhebung zu veranlassen und, wenn vielleicht gegen einen 
Zeugen zur Erzwingung des Zeugnisses die Haft angeordnet 
worden sein sollte, den Zeugen aus der Haft zu entlassen. ^) 

Ein Prozesshinderungsgrund hemmt natürlich nicht blos& 
das Verfahren in der unteren, sondern auch in der höheren 



^) Dagegen würde die wegen Zeugnisverweigerung verhängte ün- 
gehorsamsstrafe bestehen bleiben; denn diese ist durch die Weigerung^ 
bereits verwirkt gewesen. 
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Instanz, einerlei ob das Gericht höherer Instanz dem abo- 
lierenden Staat angehört oder nicht. Wenn z. B. der Fürst 
von Schwarzburg-Sondershausen in einer Sache Abolition ge- 
währt, die im Wege der Berufung vom Schöffengericht in 
Sondershausen an das preussische Landgericht in Erfurt ge- 
langt ist, *) so muss das Landgericht das Verfahren einstellen. 
Das Gleiche gilt far die im Wege der Eevision aus einem 
Bundesstaate ans Reichsgericht gebrachte Strafsache. Es 
hätte demzufolge das Reichsgericht in dem an die Spitze der 
vorliegenden Abhandlung gestellten Falle die Einstellung des 
Verfahrens aussprechen müssen, wie es dies in dem späteren 
oben erwähnten Fall auch gethan hat. Das Urteil in dieser 
zweiten Sache gedenkt allerdings nicht ausdrücklich des Um- 
standes, dass es ein Prozesshinderungsgrund ist, der 
die Einstellung veranlasst, sondern beschäftigt sich nur mit 
dem inneren Wesen dieses Prozesshinderungsgrundes. Es 
sagt: „Wenn die massgebende Instanz eine Erklärung dahin 
abgegeben hat, sie woUe den staatlichen Strafanspruch nicht 
geltend machen, ist der dem Richter von Staats wegen er- 
teilte Auftrag, im einzelnen Falle das Recht zu finden, er- 
ledigt und gegenstandslos geworden. Dies gilt auch gegen- 
über dem Reichsgericht als Revisionsgericht."-) 

Eine sehr erhebliche Abweichung von der hier vorge- 
tragenen Ansicht über die Wirkung der Abolition auf den 
Prozess findet sich bei Elsas. ^) Die Abolition kann nach 
ihm nur wirksam werden bis zu dem das Hauptverfahren er- 
öflFnenden Beschlüsse, später nicht mehr. Er kommt zu diesem 
Ergebnis auf Grund der Erwägung, die Abolition sei ein 
Befehl, dem zu gehorchen nur für die Staatsanwaltschaft, nicht 
für den Richter Recht und Pflicht bestehe. Der Richter sei 
nach § 1 G.V.G. nur dem Gesetz unterworfen, nicht aber 
einer Verwaltungsverfüguug wie der Abolition. Die Staats- 
anwaltschaft dagegen sei, glaubt Elsas, im stände, dem 



^) Gerichtskonvention vom 7. Oktober 1878. 

«) Vgl. hierzu auch Binding, Grundriss 5. Aufl. 1897 S. 235. 

») a. a. O. S. 87ff. 

8* 
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Abolitionsbefehl bis zum Beschluss über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens nachzukommen, weil sie bis dahin noch die 
Klage zurücknehmen könne, auch wenn eine Vorunter- 
suchung stattgefunden habe. Abgesehen davon dass letztere 
Annahme unrichtig ist, kann auch § 1 G.V.6. der Wirksam- 
keit der Abolition niclit entgegenstehen. Der Grundsatz von 
der Unabhängigkeit der Eichter ist nicht erst durch das 
Gerichtsverfassungsgesetz ausgesprochen worden, sondern hat 
in allen Partikularrechten gegolten, und trotzdem haben 
diese Rechte die Abolitionsbefugnis für sehr wohl verein- 
bar mit jenem Grundsatz gehalten. ^) 

Mit der Charakterisierung der Abolition als Prozess- 
hinderungsgrund ist auch Stellung genommen zu der von 
Lob vertretenen Anschauung über die Wirkung der Abolition. 
Löb^) bezeichnet als ihre Wirkung „die Negation der dem 
Angeschuldigten zur Last gelegten strafbaren Handlung". 
Damit solle freilich nicht gesagt sein, die Abolition negiere 
den Erfolg, der durch eine bestimmte Handlung eingetreten 
sei, es solle nur gesagt sein: „Die Abolition wirkt wie ein 
rechskräftig freisprechendes Urteil", sie wirkt „Negation des 
Zusammenhangs dieses Delinquenten mit diesem Delikte." 
Allein wenn der Staat durch den Verzicht auf die Fest- 
stellung des etwa vorhandenen Strafanspruches den Prozess 
und damit eben jene Feststellung hindert, so kann die Abo- 
lition unmöglich wie ein rechtskräftig freisprechendes Urteil 
wirken. Ein solches Urteil sagt: Es ist bewiesen, dass der 
Angeklagte die ihm zur Last gelegte Handlung nicht be- 
gangen hat, oder : Es ist nicht erwiesen, dass er sie begangen 
hat. ^) Der Abolierende aber will es ununtersucht, will es 
völlig dahingestellt sein lassen, ob der Angeschuldigte die 
That begangen habe oder nicht. Die Fiktion, welche ihm 



*) Vgl. die Ausführungen oben in § 3 Ziff. II, 2, ferner Kries 
Lehrbuch S. 106/107, Bin ding Grundriss 5. Auü. S. 232 unten. 

') Begnadigungsrecht S. 53 ff. 

^) Die Möglichkeit, dass die Handlung zwar bewiesen, aber aus 
irgend einem Gi*ünde nicht strafbar ist, und dass deshalb Freisprechung 
erfolgt, kann hier ausser Betracht bleiben. Vgl. Lob a. a. O. S. 55. 
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Lob zuschreibt, liegt gar nicht in seiner Absicht. Der An- 
geschuldigte, dem Abolition zu teil geworden ist, darf daher 
nicht so betrachtet werden wie ein rechtskräftig Freige- 
sprochener, sondern so wie jede andere Person, die wegen 
der betreffenden Handlung in ein Strafverfahren überhaupt 
nicht verwickelt war. 

Aus der geschilderten Wirkung der Abolition auf den 
Prozess ergeben sich folgende Einzelheiten: 

1. Die That, für welche Abolition gewährt wurde, kann 
niemals in Rechnung gezogen werden, wenn es sich um die 
Frage des Rückfalls handelt; denn es ist wegen derselben 
nicht die Verurteilung und Bestrafung eingetreten, welche 
die §§ 244, 250 u. a. des Str.G.B. zur Begründung des Rück- 
falls verlangen. 

2. Wird einer Person die Handlung, für die sie Abo- 
lition erlangt hat, hinterher in beleidigender Absicht vorge- 
worfen, so kann im Beleidigungsprozess der Beweis, dass 
die betreffende Person die Handlung begangen habe, ange- 
treten werden ; denn die rechtskräftige Freisprechung, welche 
die Voraussetzung für den Ausschluss des Wahrheitsbeweises 
bildet, liegt nicht vor. Lob (S. 56) muss natürlich zu dem 
entgegengesetzten Ergebnis kommen, da er den Beleidigten, 
als von der Anschuldigung, die Straffchat begangen zu haben, 
rechtskräftig freigesprochen ansieht. ^) 

3. Nach erfolgter Niederschlagung bleibt gegebenen- 
falles immerhin noch das objektive Verfahren nach 
§ 42 St.G.B. möglich. § 42 gestattet dieses Verfahren, wenn 
in den Fällen der §§ 40 und 41 die Verfolgung oder die 
Verurteilung einer bestimmten Person nicht ausführbar ist. 
Eine solche Unausführbarkeit ist hier gegeben.^) Worauf 
dieselbe beruht, ist einerlei, nachdem das Gesetz keinen 
Unterschied macht. S e u f f e r t ^) hält das objective Verfahren 
für unzulässig; er meint, die Verfolgung wäre an sich aus- 



^) § 190 Str.G.B. 

2) Ebenso Olshausen § 42 Note 5 und Elsas a. a. O. S. 53 
Anm. 13. 

') In Stengels Wörterbuch 1. Bd. S. 149. 
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führbar, sie unterbleibe nur nach dem Willen der Staats- 
gewalt. Aber darauf, dasssie ausführbar wäre, wenn nicht 
ein Prozesshinderungsgrund geschaffen sein würde, kommt 
es m. E. nicht an, sondern darauf, dass sie eben thatsächlich 
nicht ausführbar ist. Übrigens möchte die Gnade doch gar 
zu weit gehen, wenn man mit Rücksicht auf die Nieder- 
schlagung des Verfahrens gegen einen Falschmünzer die von 
diesem verwendeten Prägemaschinen samt den falschen 
Münzen in seinem Besitze liesse. Zur Ungerechtigkeit gegen 
Dritte soll die Gnade nicht werden und zu einer solchen 
könnte sie in dem gedachten Falle leicht führen. 

4. Auf die Teilnehmer wirkt die Abolition, die einem 
der Beteiligten gewährt wurde, nicht, ^) — so wenig wie die 
Unmöglichkeit der Strafverfolgung eines Teilnehmers, den 
man nicht kennt oder der entflohen ist, die Aburteilung der 
anderen hindert. Rönne (Preuss. Staatsrecht 4. Aufl. 1. Bd. 
S. 549) behauptet zwar, die Wirkung der Abolition bestehe 
darin, dass "gegen sämtliche Teilnehmer keine Untersuchung 
stattfinde; aber wenn er dies auch für den Fall annimmt, 
dass nur einem der Teilnehmer Abolition zu Teil wurde, 
so befindet er sich jedenfalls im Irrtum. 

IL Die Abolition ist Verzicht des Staates auf die Fest- 
stellung seines etwa vorhandenen Strafanspruches. Hieraus 
ergeben sich zwei Folgerungen: 

1. Soweit aus der Handlung, wegen deren Abolition er- 
teilt wurde, vielleicht andere als strafrechtliche Ansprüche 
entspringen, werden sie nach der Natur der Sache durch 
jenen Verzicht nicht berührt. Es wird daher die Geltend- 
machung etwaiger zivilrechtlicher Ansprüche des durch die 
strafbare Handlung Verletzten durch die Abolition nicht 
ausgeschlossen, auch dann nicht, wenn der abolierende Staat 
selbst der Geschädigte sein sollte. Es ist z. B. möglich, 
dass die Person, welche auf der Staatsbahn einen Zug zum 
Entgleisen gebracht und dadurch beträchtlichen Material- 
schaden verursacht hat, trotz erlangter Abolition von dem 



^) Gleicher Ansicht Elsas a. a. 0. S. 16. 
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Fiskus auf dem Zivilrechtsweg wegen des Schadensersatzes 
in Anspruch genommen wird. — Mittelbar mag die Abolition 
allerdings, wie Lob ^) mit Recht hervorhebt, auch auf die 
Durchführung zivilrechtlicher Ansprüche wirken. Wenn 
nämlich in einem vorausgegangenen Strafprozess der Sach- 
verhalt durch die dem Staatsanwalt reichlicher als einer 
Privatperson zur Verfügung stehenden Mittel der Nach- 
forschung klar gelegt und das Verschulden des Schädigers 
durch Urteil festgestellt ist, so bedeutet das für den Kläger 
im Zivilprozess eine wesentliche Erleichterung seiner Stellung. 
Ist der Zivilrichter auch nicht an das Urteil des Straf- 
richters gebunden, so wird er sich doch diesem Urteil und 
dem Beweismaterial, auf welchem jenes sich aufbaut, nicht 
so leicht verschliessen. Hat aber die Abolition den Straf-' 
prozess abgeschnitten, so entgeht dem zivilrechtlich An- 
spruchsberechtigten ein sehr erhebliches Hilfsmittel zur sieg- 
reichen Verfechtung seiner Ansprüche. 

Die Möglichkeit, im Wege der Busse eine Genug- 
thuung und Entschädigung zu erreichen, ist im Falle der 
Abolition dem Verletzten völlig verschlossen. Auf Busse 
kann nur neben der Strafe erkannt werden; nachdem 
aber das Strafverfahren unmöglich gemacht ist, fällt auch 
die Gelegenheit, Busse zu verlangen, weg. ^) 

Dass die Abolition eine ßechtsverfolgung auf zivilrecht- 
lichem Gebiet nicht hemmen kann, ist auch von Bedeutung 
für die etwaige Wiederaufnahme des Zivilstreitverfahrens. ^) 
Die Wiederaufiiahme kann mittels der Eestitutionsklage in 
einer Anzahl von Fällen erlangt werden, in welchem das 
Urteil auf einer strafbaren Handlung, sei es der Parteien, sei 
es der Zeugen oder Sachverständigen oder der Eichter oder 
einer anderen Person beruht. § 580 ZiflF. 1—5 C.P.O. 
§ 581 C.P.O. lässt die Restitutionsklage in diesen Fällen 
aber nur zu, wenn wegen der strafbaren Handlung eine 



') a. a. O. S. 75. 

2) So auch Lob a. a. 0. S. 79. 

«) Vgl. Lob a. a. 0. S. 75. 
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rechtskräftige Verurteilung ergangen, oder wenn die Ein- 
leitung oder Durchführung eines Strafverfahrens aus anderen 
Gründen als wegen Mangels an Beweis nicht erfolgen kann. 
Die zweite Alternative des § 581 ist bei der Abolition ge- 
geben. Kann nun die betreffende strafbare Handlung, für 
welche Abolition erteilt wurde, auch nicht mehr zum Gegen- 
stand strafrechtlicher Verfolgung gemacht werden, so unter- 
liegt sie doch der Untersuchung durch das Zivilgericht und 
wird so, wenn durch diese Untersuchung ihre Begehung nach- 
gewiesen wird, Veranlassung zur Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens. 

2. Es handelt sich im Strafverfahren immer um Fest- 
stellung des staatlichen Strafanspruchs und zwar auch 
bei dem Privatklageverfahren. Dem Privatkläger hat man 
bloss ein Klagerecht eingeräumt, nicht einen Strafanspruch, 
und wenn er klagt, so macht er den Strafanspruch des 
Staates geltend. Verzichtet der Staat auf die Feststellung 
seines etwa vorhandenen Strafanspruchs, so muss dieser Ver- 
zicht auch die Privatklage ausschliessen; denn sie hat ja 
nur der Geltendmachung des staatlichen Anspruchs gedient 
und ist mit jenem Verzicht überflüssig geworden. 

B i n d i n g ^) und E 1 s a s ^) halten gegenüber dem Privat- 
klageverfahren die Abolition für unmöglich; Bin ding des- 
wegen, weil der Verzicht auf das Strafklagerecht ausschliess- 
liches Eecht des Privatklägers sei. Aber abgesehen davon, dass 
die Abolition Gnadensache ist und eine Privatperson „Gnade" im 
staatsrechtlichen Sinne nicht erteilen kann, vermag ich nicht 
zu erkennen, warum der Staat lediglich deshalb nicht auf 
Feststellung seines Strafanspruchs sollte verzichten können, 
weil er auch einem Privaten ein Recht eingeräumt hat, auf 
Feststellung jenes Anspruchs zu klagen. Elsas kommt auf 
anderem Wege als Bin ding zu dem gleichen Ergebnisse 
wie dieser. Ihn hindert immer seine Auffassung der Abo- 
lition als eines Befehls, die richtigen Schlüsse zu ziehen. 



1) Handbuch I S. 870. 

«) a. a. 0. S. 31 u. 52 Anm. 12. 
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Er sagt S. 31: „Es wird sich zeigen, dass die Form, in 
welcher die Niederschlagung auftritt, die des Befehls des 
Monarchen an ein Organ der Staatsverwaltung ist. Da ein 
Privatkläger ausserhalb dieses Organismus steht, so kann ihn 
ein Abolitionsbefehl so wenig erreichen, als den Richter, 
welcher prinzipiell von ihm unangetastet zu bleiben hat." 
Sobald man als das Wesentliche an der Abolition nicht die 
zufällige Befehlsform ansieht, sondern ihr inneres Wesen als 
Verzicht, wird man die Wirkung der Abolition auch gegen- 
über der Privatklage zugeben müssen. 



§11. 
Die Form des Abolitionsaktes. 

In Preussen, wo die Niederschlagung einer „bereits ein- 
geleiteten Untersuchung" nur auf dem Wege der Gesetz- 
gebung stattfinden kann, ist für die Abolition von dem Zeit- 
punkt der Eröffnung des Hauptverfahrens an die Form erforder- 
lich, welche für die Erlassung von Gesetzen vorgeschrieben 
ist. In den übrigen Staaten und in Preussen für die Zeit 
vor Eröffnung des Hauptverfahrens gibt es kein weiteres Form- 
erfordernis als das selbstverständliche der Schriftlichkeit des 
Abolitionsaktes. Als Kegierungsakt des Herrschers bedarf die 
Abolition der Gegenzeichnung des verantwortlichen Ministers. 
Da sie ein Verzicht auf die Feststellung des etwa vor- 
handenen Strafanspruches ist, muss das betreffende Schrift- 
stück nur die Erklärung dieses Verzichtes enthalten. Mit 
welchen Worten derselbe ausgesprochen wird, ist gleichgültig ; 
jedenfalls braucht er nicht in der Form des Befehles zu er- 
scheinen. Gegenüber dem Reichsgericht wäre der Befehl 
eines Landesherrn überdies nicht angebracht, da dasselbe 
nicht Organ des Einzelstaates, sondern des Reiches ist.^) 



^) Insofern hat das Reichsgericht in seiner Entscheidung vom 

30. Mai 

' n T — ^-" 1896 recht; aber der betreffende Senat hatte sich damals 
6. Juni ' 
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Die Verzichterklärung wird je nach der Lage des Ver- 
fahrens der Staatsanwaltschaft oder dem Gerichte oder viel- 
leicht auch beiden mitzuteilen sein.^) Bei allgemeinen Am- 
nestieen, in welchen Abolitionen enthalten sind, bedarf es 
einer besonderen Mitteilung nicht, da Staatsanwaltschaft und 
Gericht die Kenntnis von der Abolition dem betreffenden 
amtlichen Publikationsorgan zu entnehmen haben. 

Elsas,^) der zwar in der Begnadigung auch einen Ver- 
zicht sieht, sich aber von der Auffassung nicht losmachen 
kann, dass ein Verwaltungsakt nur in der Form einer Ver- 
ordnung oder Verfügung, nicht aber in der Form eines ein- 
fachen Verzichtes auftreten könne, verlangt, dass „die Gnaden- 
verfügung sich als Gebot oder Verbot des Staatsoberhauptes 
an die Strafverfolgungs- oder Vollzugsbehörde äussere, welche 
der höheren Anordnung kraft ihrer Dienstpflicht nachzu- 
kommen habe" ; er verlangt also Befehlsform. 



nicht über die Form hinweggesetzt und hatte nicht das Wesen der 
Abolition erkannt, wie er das später gethan hat. 

») In dem reichsgerichtiichen Falle Bd. 33 S. 204 ff., hier S. 208, 
war die Sache so vor sich gegangen, dass „ein Anschreiben des Herzog- 
lich sächsischen Staatsministeriums vom 4. Januar 1900 zu den Akten 
gelangte, inhalts dessen der Herzog von- Sachsen-Coburg und Grotha be- 
schlossen hat, das vor dem Reichsgerichte anhängige Strafverfahren 
niederzuschlagen. " 

'^) Begnadigungsrecht S. 47 ff., S. 51. 
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Zwei Urteile des Reichsgerichts. 

I. Aus den Entscheidungen des Reichsgerichts 
in Strafsachen Bd. 28 S. 419 ff. 

Ist die von einem deutschen Landesherrn allgemein für gewisse 
Klassen von Straf thaten verfügte Abolition auch für das Reichs- 
gericht bindend, wenn der Abolitionserlass erst ergangen ist, 
nachdem in der einzelnen in Frage stehenden Strafsache von 
dem verurteilten Angeklagten gegen das landgerichtliche Urteil 
Revision eingelegt und Termin zur Verhandlung über die Revision 
vor dem Reichsgerichte anberaumt worden war? 

IIL Strafsenat. TJrt. v. f-^. 1896 g. H. Rep. 1649/96. 

I. Landgericht Dessau. 

Aus den Gründen: 

Der Angeklagte ist durch Urteil des Landgerichtes zu Dessau 
vom 10./17. März 1896 wegen Unterschlagung und wegen straf- 
baren Eigennutzes — begangen in realer Konkurrenz — zu einer 
Gesamtstrafe von sechs "Wochen Gefängnis verurteilt worden. Er 
hat dies Erkenntnis im vollen Umfange mit formaler und mate- 
rieller Beschwerde angefochten, kurz vor dem auf den 30. Mai 
1896 anberaumt gewesenen Termine zur Hauptverhandlung über 
die Revision aber in einer Eingabe vom 26. Mai 1896 unter 
Berufung auf den allgemeinen Gnadenerlass des Herzogs von 
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Anhalt vom 22. Mai 1896 die Einstellung des Verfahrens be- 
antragt und diesen Antrag in der Revisionsverhandlung vom 
30. Mai 1896 als primären aufrechterhalten und zu begründen 
unternommen. Das Reichsgericht hat diesem Antrage stattzugeben 
nicht vermocht. 

Der in Bezug genommene Erlass des Herzogs von Anhalt 
vom 22. Mai 1896 lautet in seinen hier allein in Betracht 
kommenden Bestimmungen unter I und II folgendermassen : 
„Wir . . . wollen . . . 

I. Allen denjenigen Personen, welche bis zum heutigen Tage 
einschliesslich durch Urteil oder Strafbefehl eines Gerichtes wegen 
Vergehen zu Freiheitsstrafen von nicht mehr als sechs Wochen 
oder zu Geldstrafen von nicht mehr als 150 Mk. verurteilt worden 
sind, diese Strafen, soweit sie noch nicht vollstreckt sind, ohne 
Rücksicht darauf, ob das Urteil oder der Strafbefehl die Rechts- 
kraft erst später erlangt, in Gnaden erlassen. 

In denjenigen Fällen , wo die Verurteilung wegen mehrerer 
strafbarer Handlungen erfolgt und auf eine Gesamtstrafe oder 
Zusatzstrafe erkannt ist , greift dieser Erlass nur Platz , sofern 
die Strafe insgesammt das oben bezeichnete Mass nicht übersteigt. 

II. Ferner wollen Wir, abgesehen von vorgedachter allge- 
meiner Gnadenerweisung, allen denjenigen Personen volle Be- 
gnadigung angedeihen lassen, welche bis zum heutigen Tage ein- 
schliesslich, 

hier folgen unter den Nummern 1 — 9 eine Anzahl speziell be- 
zeichneter Deliktsfälle, unter denen sich „strafbarer Eigennutz 
nach § 289 St.G.B.'s" aufgeführt befindet, nicht aber Unter- 
schlagung, 
gerichtlich, durch polizeiliche Strafverfügung oder durch Straf- 
bescheid einer Verwaltungsbehörde in Strafe genommen sind oder 
eine dieser strafbaren Handlungen bis zum gestrigen Tage ein- 
schliesslich begangen haben. 

Wegen dieser Strafthaten ist ein Strafverfahren nicht einzu- 
leiten, das schwebende Verfahren ist einzustellen , auch wenn 
bereits ein Urteil oder eine Straffestsetzung ergangen sein sollte. 
Ist wegen einer unter die vorstehende Bestimmung fallenden 
und wegen einer anderen strafbaren Handlung auf eine Gesamt- 
strafe erkannt, so ist der wegen der ersteren Handlung verhängte 
Teil dieser Strafe als erlassen anzusehen, während die übrigen 
Einzelstrafen nur dann als erlassen gelten, wenn sie mit der erst- 
gedachten Strafe zusammengerechnet das unter Ziff. I bezeichnete 
Mass nicht übersteigen." 

Vergleicht man die Bestimmungen unter I und II mitein- 
ander nach ihrem sachlichen Gehalte und berücksichtigt man 
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hierbei insbesondere den Wortlaut der unter II im zweiten Ab- 
sätze getroffenen Verfügung, so erscheint klar, dass die Be- 
stimmungen unter I diejenigen Fälle im Auge haben, in denen 
das den Angeklagten zu Strafe verurteilende Erkenntnis (bezw. 
der Strafbefehl) im Zeitpunkte der Veröffentlichung des Herzog- 
lichen Gnadenerlasses entweder bereits in Rechtskraft tibergegangen 
war oder doch, weil durch kein Rechtsmittel angefochten, dem- 
nächst in Rechtskraft übergehen würde, während die Bestimmungen 
unter II unter anderen solche Fälle treffen, in denen zwar ein 
verurteilendes Erkenntnis vorliegt, dieses aber durch ein formell 
zulässiges Rechtsmittel angefochten ist oder noch fristgemäss an- 
gefochten wird, sodass das Strafverfahren noch nicht seinen end- 
gültigen Abschluss gefunden hat, sondern als noch „schwebend" 
zu bezeichnen ist. 

Der Herzogliche Gnadenerlass steht daher, da im gegen- 
wärtigen Falle das verurteilende erstinstanzliche Erkenntnis durch 
ein ordentliches Rechtsmittel form- und fristgerecht angefochten 
worden ist , nicht zur Frage , insoweit er eine Begnadigung im 
engeren Sinne, einen (gänzlichen oder teilweisen) Erlass einer 
verwirkten Strafe, ausspricht, sondern nur insoweit er wegen 
gewisser Strafthaten eine Niederschlagung der noch 
schwebenden Untersuchungen anordnet , mithin nur in seiner 
Eigenschaft als Abolitionsakt. 

Es kann nun hier ohne weiteres unterstellt werden, dass dem 
Herzog von Anhalt nach der Verfassung des Herzogtums ein 
solches Abolitionsrecht hinsichtlich der zur Zuständigkeit der 
Gerichte des Herzogtums gehörigen Strafsachen an sich und im 
allgemeinen zustehe. Es mag im vorliegenden Falle ferner — 
entgegen der Meinung einer Anzahl juristischer Schriftsteller — 
davon ausgegangen werden, dass das nach der Verfassung einzelner 
deutscher Bundesstaaten dem Landesherm zustehende Abolitions- 
recht weder durch die Verfassung des Deutschen Reiches noch 
durch eine sonstige reichsgesetzliche Norm, namentlich nicht durch 
das Gerichtsverfassungsgesetz, das Strafgesetzbuch und die Straf- 
prozessordnung beseitigt worden ist, und dass auch eine Ein- 
schränkung dieses Abolitionsrechtes durch das Reichsrecht 
nur insoweit anerkannt werden kann, als sie aus bestimmten 
einzelnen reichsgesetzlichen Vorschriften mit Klarheit und Not- 
wendigkeit sich ergibt. Denn es ist jedenfalls rechtlich nicht zu 
bezweifeln, dass wenn in einer landgerichtlichen Strafsache der 
Angeklagte durch das erstinstanzliche Erkenntnis zur Strafe ver- 
urteilt, dieses Urteil aber von ihm fristgemäss und formgerecht 
durch Revision angefochten worden ist, — und nur dieser 
spezielle Fall bedarf gegenwärtig der Entscheidung, und nur 
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dieser Fall soll hier entschieden werden, — das vor dem 
Reichsgericht als Revisionsgericht anhängig gewordene Verfahren 
nicht durch einen landesherrlichen Abolitionsakt gehemmt und 
zum Erlöschen gebracht, das Reichsgericht durch jenen Akt nicht 
gehindert werden kann, in der auf dem gesetzlich geordneten 
Rechtsmittelwege seiner Kognition zugeführten Strafsache das 
ihm durch die Reichsgesetzgebung übertragene richterliche Ajnt 
zu bethätigen. 

Das landesherrliche Abolitionsrecht ist seinem Wesen nach, 
nach seiner Quelle, nach der Persönlichkeit dessen, dem es zu- 
steht, nach seinem Herrschaftsgebiete und seiner Wirksamkeit als 
eine durch den Souverän des einzelnen Landes auszuübende Be- 
fugnis der obersten Regierungsgewalt in diesem Lande aufzufassen, 
das nicht eine allgemein gültige Norm aufsteUen, sondern nur 
für einen einzelnen bestimmten Fall, oder doch nur für eine 
Mehrzahl oder eine Klasse thatsächlich gleichgestalteter oder 
rechtlich gleichliegender Fälle und nur für diese, eine Ver- 
fügung treffen will, und zwar nicht eine Verfügung, die den be- 
stehenden allgemeinen materiellrechtlichen und prozessualen Be- 
stimmungen gemäss sei, sondern völlig ausserhalb ihrer Grenzen 
steht, ihnen geradezu widerspricht und zuwiderläuft, und für den 
einzelnen Fall oder für eine Mehrheit bestimmter einzelner Fälle 
die Nichteinleitung eines strafrechtlichen Verfahrens, oder, dafern 
eiQ solches bereits eingeleitet sein sollte , dessen Fortstellung mit 
der Wirkung gebietet, dass die beteiligten staatlichen Behörden 
diesem Gebote unbedingt und unter Nichtbeachtung der ihr amt- 
liches Thätigwerden im konkreten Falle fordernden gesetzlichen 
Vorschriften Folge zu leisten haben. Aus dieser wesentlichen 
Eigenschaft der Abolition als eines der bedeutsamsten Ausflüsse 
der reinen staatlichen Herrschaftsgewalt folgt — ab- 
gesehen hier von dem Falle , wo , bevor sich irgend ein Gericht 
eines deutschon Bundesstaates mit der in Frage kommenden an- 
geblich strafbaren That befasst hat, und nachdem der Regent des 
Landes, in dem diese That begangen worden ist, die Abolition 
ausgesprochen hat, ein Gericht eines anderen deutschen Bundes- 
staates diese That wegen Zusammenhanges mit einer anderen, 
zu seiner Zuständigkeit gehörigen , Handlung verfolgen will, und 
abgesehen von den solchenfalls Platz greifenden Grundsätzen — 
von selbst, dass das bezeichnete Gebot nur denjenigen Behörden 
gegenüber Geltung und Wirksamkeit zu beanspruchen vermag, 
die der staatlichen Gewalt des Staates, dessen Regent die Abo- 
lition ausspricht, unterworfen sind, also nur die Behörden des ein- 
zelnen Staates und nach Befinden, auf Grund besonderer Staats- 
verträge, gewisse auswärtige, die Stelle inländischer vertretende 
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Behörden. Das Beichsgericht kann nicht zu den Gerichtsbehörden 
gezählt werden , die der imbeschränkten Staatsgewalt jedes ein- 
zelnen der deutschen Bundesstaaten in Ansehung der aus dem 
einzelnen Bundesstaate erwachsenen Bechtssachen unterworfen 
wären. 

Das Beichsgericht ist nach dem Yerfassungsrechte des Deut- 
schen Beiches, wie es sich entwickelt hat, nicht eine Gerichts- 
behörde, die von den deutschen Bundesstaaten gemeinsam einge- 
setzt worden sei, um die einem jeden dieser Staaten für sein 
Gebiet zustehende gerichtsherrliche Gewalt nach bestimmter Bich- 
tung hin zu bethätigen, für dieses Landesgebiet ein Organ der 
inländischen Gerichtsbarkeit zu schaffen, dergestalt, dass das 
Beichsgericht für jeden einzelnen deutschen Bundesstaat das 
oberste Landesgericht darstelle. Das Beichsgericht ist vielmehr, 
insofern dessen Schaffung eine weitere Entwicklung derjenigen 
staatsrechtlichen Erwägungen und Entschliessungen darstellt, die 
zur Einsetzung des vormaligen Bundesoberhandelsgerichtes geführt 
hatten, anzusehen als hervorgegangen aus einer Vereinigung der 
deutschen Bundesstaaten, wodurch diese insoweit, als gesetzlich 
der amtliche Wirkungskreis des Beichsgerichts reicht, sich der 
eigenen landesherrlichen Gerichtsbarkeit zu gunsten des Deutschen 
Beiches entäussert und solche auf dieses übertragen haben. Das 
Beichsgericht ist sonach ausschliesslich eine Gerichtsbehörde 
des Deutschen Beiches. Es übt in seiner richterlichen Thätigkeit 
die dem Deutschen Beiche übertragene Gerichtsbarkeit aus. Das 
Gebiet seiner amtlichen Thätigkeit, der Kreis seiner richterlichen 
Befugnisse und Verpflichtungen bestimmt sich nur nach den in 
dieser Beziehungen vorhandenen reichsgesetzlichen Normen. Das 
Beichsgericht spricht nicht Becht im Namen des Begenten des 
einzelnen deutschen Bundesstaates, sondern im Namen des Deut- 
schen Beiches. Aus dieser Stellung des Beichsgerichtes folgt 
aber, dass es in seiner amtlichen Thätigkeit der landesherrlichen 
Q-ewalt der einzelnen Landesfürsten nicht unterworfen sein kann, 
dass es insbesondere für die Sachen, die auf dem gesetzlich ge- 
ordneten Wege seiner richterlichen Entscheidung unterbreitet 
worden sind, das landesherrliche Abolitionsrecht nur dann 
anzuerkennen und zu berücksichtigen verpflichtet sein würde, 
wenn diese Verpflichtung aus den Vorschriften der Beichsver- 
fassting oder der Gesetze zu entnehmen wäre. Dies ist nicht 
der FfiJl. Weder jene, noch auch diese kennen ein Abolitions- 
recht — ■• wie bereits hervorgehoben ist und nur, um jedes Miss- 
verständnis auszuschliessen, nochmals bemerkt werden mag, steht 
nur dieses Becht, nicht das Becht der Begnadigung im engeren 
Sinne hier zur Frage — sei es des Deutschen Kaisers oder der 
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einzelnen Bundesfürsten, und verneinen damit stillschweigend die 
Wirksamkeit eines derartigen Abolitionsrechtes innerhalb der 
obigen Grenzen. 

Hieraus folgt jedoch für den gegenwärtigen Fall, dase, da der 
Gnadenerlass des Herzogs von Anhalt erst ergangen ist, nachdem 
in der vorliegenden Strafsache nicht nur wider das landgericht- 
liche Urteil in formell zulässiger "Weise Revision eingelegt worden, 
sondern auch bereits der Terrain zur öffentlichen Verhandlung 
über die Revision vor dem Reichsgerichte angesetzt gewesen ist, 
das von dem Reichsgerichte eingeleitete Verfahren durch jenen 
landesherrlichen Gnadenerlass nicht mehr gehemmt werden konnte, 
sondern seinem gesetzlich geordneten Abschlüsse nach Massgabe 
der hierüber bestehenden reichsgesetzlichen Normen durch richter- 
liche Entscheidung über die eingelegte Revision zugeführt werden 
musste. 

Der von dem Beschwerdeführer erhobene präjudizielle, die 
Zulässigkeit jeder sachlichen Prozedur und Entscheidung ver- 
neinende Einwand war hiernach nicht zu beachten. 



II. Aus den Entscheidungen des Reichsgerichts 
in Strafsachen Bd. 33 S. 204 ff. 

Ist die von einem deutschen Landesherrn in einer Strafsache ver- 
fügte Abolition für das Reichsgericht bindend, auch wenn der 
Erlass erst ergangen ist, nachdem die Sache bereits zur Kognition 
des Reichsgerichtes in der Revisionsinstanz gelangt war? 

ni. Strafsenat. Urt. v. 12. März 1900 g. H. Rep. 1718/99. 

I. Strafkammer bei dem Amtsgerichte Coburg. 

Der Oberreichsanwalt hatte seinen Antrag auf Einstellung 
des Verfahrens mittels Beschlusses folgendermassen begründet: 

Allerdings hat der Senat in dem Urteile vom -g-^-^ 1896 — 
Entsch. des R.G.'s in Strafs. Bd. 28 S. 419 — angenommen, 
dass ein von dem Reichsgericht bereits eingeleitetes Revisions- 
verfahren durch einen landesherrlichen Gnadenakt nicht gehemmt 
werde. Diese Auffassung möchte aber bei anderweitiger Erwägung 
der Rechtsfrage nicht aufrecht zu erhalten sein. 
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Die in jenem Urteile grondsätzlich nicht zur Entscheidung 
gelangte Vorfrage , ob das landesherrliche Abolitionsrecht durch 
reicbsrechtliclie Normen überhaupt oder wenigstens für reichs- 
gesetzli^be Strafansprüche beseitigt sei, ist meines Erachtens in 
Uebereinstimmung mit den beteiligten Staatsregierungen, die diese 
Auffassung allgemein festgehalten und seither durch Ausübung 
des Hechts fortdauernd bethätigt haben, und mit der überwiegenden 
Mehrheit der Kechtslehrer , namentlich allen namhaften Schrift- 
stellern auf dem Gebiete des Staatsrechtes, unbedenklich zu ver- 
neinen. . . . 

Wird aber der Portbestand des landesherrlichen Abolitions- 
rechtes grundsätzlich anerkannt, so kann auch die in dem Urteile 
vom 1^^-? 1896 für die reichsgerichtliche Eevisionsinstanz ge- 
machte Ausnahme, als dnrch die reichsgesetzlichen Vorschriften 
geboten, nicht zugestanden werden. Der Senat hat seiner Ent- 
scheidung die Lab and sehe Theorie,^) jeder Begnadigungsakt sei 
seiner rechtlichen Natur nach staatlicher Befehl, zu Grunde gelegt 
und daraus und aus der rechtlichen Stellung des Keichsgerichts 
als einer Gerichtsbehörde ausschliesslich des Deutschen Reichs die 
von ihm für unabweisbar erachtete Konsequenz gezogen. Ich ver- 
mag weder jene Theorie als gefestigte Grundlage der Entschei- 
dung anzuerkennen, noch diese Folgerung als unabweisbar zuzu- 
gestehen. 

Die Lab and 'sehe Auffassung haftet meines Erachtens zu 
sehr an der regelmässigen äusseren Erscheinung des in der Be- 
gnadigung sich vollziehenden Rechtsaktes, gibt über dessen inneren 
Gehalt keinen Aufschluss und ignoriert die historische Wurzel des 
deutschen Begpaadigungsrechtes. Letztere lässt keinen Zweifel 
über den rechtlichen Gehalt: Dispositionsrecht über die Straf- 
oder Eachebefugnis. Zu vgl. Löning, Zeitschrift für die ge- 
samte Strafrechtswissenschaft Bd. 5 S. 228. 229; Elsas, Ueber 
das Begnadigungsrecht S. 10 Noten 3 und 4 und Citate daselbst, 
S. 12 a. E. ff. Schon Martin, Lehrbuch des Teutschen ge- 
meinen Criminalrechts, 2. Ausgabe § 103 S. 234 und ihm folgend 
Planck, Systematische Darstellung des deutschen Strafverfahrens 
S. 124. 158 Ziff. 1, haben in richtiger Erfassung der historischen 
Entwicklung die Begnadigung als die Befugnis charakterisiert, über 
das Strafrecht des Staats durch Verzicht zu verfügen. Diese Be- 
griffsbestimmung hat in der neueren Bechtslehre immer mehr Ver- 
tretung gefunden. 

Vgl. Heinze in v. Holtzendorffs Handbuch des Straf- 
rechts Bd. 2 S. 632 ff. ; Hälschner, Das gemeine deutsche 



1) La band, Staatsrecht 2. Bd. 3. Aufl. S. 465 ff. 471. D.E. 
Heimberger, Das landesherrliche Abolitionsrecht. 9 
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Strafrecht Bd. 1 S. 726; Bin ding, Handbuch Bd. IS. 863ff.; 
869 ff. ; Derselbe, Grundriss des Strafrechts Bd. 1 5. Aufl. 
S. 231 ff.; V. Liszt, Lehrbuch des Strafrechts 9. Aufl. § 75 
S. 293 ff.; Merkel, Lehrbuch § 92 S. 247. 248; Birkm ey er, 
Deutsches Strafprozeserecht S. 79 a. E. ff. ; Löning, Grund- 
riss zu Vorlesungen über deutsches Strafrecht S. 81 ; v. St engel, 
Preussisches Staatsrecht, in der 2. Aufl. des Marquardsen 'sehen 
Handbuchs S. 134; Jellinek, System der subjektiven öffent- 
lichen Eechte S. 318. 319, insbesondere Note 1 S. 318; auch 
Elsas, a. a. 0. S. 12ff. 39ff. 75. 85; Siebenhaar in der 
Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft, Bd. 8 S. 465 
a. E. ff. 

Zur Widerlegung der gegen diese Theorie von Lab and 
S. 465 Note 2 (Meyer, Staatsrecht 5. Aufl. S. 575 begründet 
seinen "Widerspruch nicht) und Ortloff S. 104 ff. geäusserten 
Bedenken genügt es hier, auf Jellinek a. a. 0., Binding im 
Grundriss S. 231, Birkmeyer a. a. O. sowie darauf zu ver- 
weisen, dass das Bestehen eines staatlichen Strafanspruchs 
gegenüber dem Verbrecher in der reichsgerichtlichen Rechtsprechung 
seither Anerkennung gefunden hat. 

Ist aber Begnadigung Rechtsverzicht , die sogenannte Abo- 
lition Verzicht auf den (eventuellen) Strafanspruch und das Straf- 
klagerecht, so ist meines Erachtens die notwendige Folgerung, 
dass landesherrliche Abolition auch noch in der vor dem Reichs- 
gericht eröfl&ieten Revisionsinstanz wirksam sein muss. Denn auch 
das Reichsgericht als Revisionsinstanz entscheidet, obwohl eine 
Gerichtsbarkeit des Reiches in seiner verfassungsmässigen TJeber- 
ordnung über die Einzelstaaten darstellend , nicht über Strafan- 
sprüche und Strafklagerechte des Reiches, sondern über solche 
der Einzelstaaten. 

Vgl. auch Laband selbst S. 472 a. E. 
Sind diese durch landesverfassungsmässig gültigen Verzicht des 
Dispositionsberechtigten erloschen, so darf sie auch das Revisions- 
gericht nicht mehr als bestehend behandeln; denn das liefe auf 
eine blosse Fiktion zu Ehren der selbständigen Gerichtsbarkeit 
des Reiches hinaus. 

Zu vgl. auch Binding, Grundriss S. 235, Handbuch Bd. 1 
S. 873. Es ist deshalb nicht wohl verständlich, wie v. Liszt, 
Lehrbuch S. 295 Note 4, das Ergebnis des Urteils vom ^ j^*| 
1896 annehmen kann, obwohl er S. 294 in der Niederschlagung 
einen Verzicht auf den eventuellen Strafanspruch erblickt. Aber 
selbst wenn man das Wesen des in der Abolition liegenden Staats- 
hoheitsaktes in einem Befehle erschöpft erachtet, ergibt sich meines 
Erachtens nicht die in dem früheren Urteile des Senats gezogene 



Digitized by VjOOQIC 



Anhang. 131 

Folgerung. Gewiss vermöchte jener Befehl nur denjenigen Be- 
hörden gegenüber Geltung und Wirksamkeit zu beanspruchen, die 
der staatlichen Gewalt des den Befehl Erteilenden — aber es ist 
hinzuzufügen: insoweit — unterworfen sind; ebenso gewiss, 
dass das Reichsgericht nicht denjenigen Gerichtsbehörden zuge- 
zählt werden kann, die der unbeschränkten Staatsgewalt jedes 
einzelnen Bundesstaates in Ansehung der aus dem einzelnen 
Bundesstaate erwachsenen Eechtssachen allgemein unterworfen 
wären. Rechtlich möglich aber war und ist es, auch eine aus- 
schliessliche Gerichtsbehörde des Deutschen Reiches partiell dem 
Einflüsse eines bundesstaatlichen Staatshoheitsaktes unterzuordnen. 
Dazu bedurfte es nicht einer ausdrücklichen reichsgesetzlichen 
Bestimmung. Es genügt, wenn sich die Absicht solcher Unter- 
ordnung aus dem Verlaufe der reichsgesetzlichen Regelung der 
eigenen Gerichtsbarkeit des Reiches mit Sicherheit ergiebt. Und 
dies ist meines Erachtens der Fall. Bei Schaffung der Reichs- 
justizgesetze ist von den Regierungsvertretem wiederholt betont 
worden, dass weder durch das Gerichtsverfassungsgesetz noch 
durch die Strafprozessordnung das Begnadigungsrecht der Landes- 
herren berührt, ein Eingriff in dieses unternommen werden solle. 

Vgl. Hahns Materialien zum Gerichtsverfassungsgesetze 2. Aufl. 

Bd. 1 S. 836 ff., Bd. 2 S. 967; zur Strafprozessordnung Bd. 1 

S. 1138, Bd. 2 S. 1978. 
Diesem Standpunkte wurde auch seitens der Justizkommission voll 
Rechnung getragen. 

Vgl. Hahns Materialien zur Strafprozessordnung Bd. 2 

S. 1980. 
"Wie wenig ihr in den Sinn gekommen, dass durch Schaffung einer 
eigenen Gerichtsbarkeit des Reiches in das landesherrliche Be- 
gnadigungsrecht ohne ausdrückliche Satzung des Reiches ein- 
gegriffen werde, erhellt aus folgenden Aeusserungen gelegentlich 
der Erörterung des Antrages, das Begnadigungsrecht des Kaisers 
für die Fälle, in denen das Reichsgericht in erster Instanz er- 
kannt habe, in das Gesetz einzuführen. Der Abgeordnete L a s k e r 
erklärte (S. 836 in Hahns Materialien zum Gerichtsverfassungs- 
gesetze) : obhe entgegenstehende Bestimmung falle die Begnadigung 
demjenigen Landesherrn zu, in dessen Territorium das Verbrechen 
verübt worden sei. Der Abgeordnete Herz bemerkte (S. 837): 
die Frage stehe im Zusammenhange mit der Schaffung des Reichs- 
gerichts, durch welche eine Beschränkung der einzel staatlichen 
Gerichtsbarkeit und sohin auch des Begnadigungsrechts geboten 
sei. Und der Abgeordnete Klotz führte aus (S. 838 a. a. O.): 
es liege hier eine bedenkliche Lücke vor, die notwendig beseitigt 
werden müsse; man könne doch in allen denjenigen Fällen, in 

9* 
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welchen nicht auf Todesstrafe erkannt sei (seil, vom Reichs- 
gerichte in erster Instanz!), nicht dem einzelnen Landesherrn die 
Ausübung der G-nade überlassen wollen. Man war also überzeugt, 
(vgl. auch den Kommissionsbericht S. 967 in H a h n s Materialien 
zum Gerichtsverfassungsgesetze Bd. 2), dass ohne ausdrückliche 
Erwähnung des Begnadigungsrechtes in der Justizgesetzgebung 
des B>eiches das Begnadigungsrecht den Landesherren — trotz 
der Schaffung einer eigenen Gerichtsbarkeit des Reiches — sogar 
für solche Straf ansprüche in vollem Umfange verbleibe, die schon 
in erster Instanz vor dem Reichsgericht zu verfolgen sein würden. 
Demgegenüber und da eine ausdrückliche Regelung des Be- 
gnadigungsrechtes nur für diese letzteren Strafsachen in der Reichs- 
justizgesetzgebung stattgefunden hat, ist klar erkennbar, dass nach 
der Absicht jener Gesetzgebung die eigene Gerichtsbarkeit des 
Reiches, soweit sie nicht erstinstanzliche Strafsachen erfasst, das 
Begnadigungsrecht, also auch das schon damals in einer nicht 
imbeträchtlichen Mehrzahl deutscher Bundesstaaten als Teil dieses 
Begnadigungsrechtes bestehende Abolitionsrecht der Landesherren 
zu respektieren habe. 

Solchergestalt wird eine Ueberspannung des Grundsatzes der 
eigenen Gerichtsbarkeit des Reiches vermieden. Denn die prak- 
tische Konsequenz des Urteils vom ^'j- 1896, dass das höchste 
Gericht erklärt, die Yorinstanz werde unter Aufhebung des ersten 
Erkenntnisses mit der anderweiten Verhandlung und Entscheidung 
der Sache betraut, die untere Instanz aber befugt und verpflichtet 
ist, demgegenüber zu erklären, der reichsgerichtliche Ausspruch 
verbinde sie zu nichts, weil das Verfahren schon vorher nieder- 
geschlagen sei und sie ihrem Landesherrn zu gehorchen habe; 
Diese Konsequenz ist ebenso unerfreulich , als ungeeignet , die 
Autorität der Reichsgerichtsbarkeit zu erhöhen. 

Da in der Niederschlagung ein Verzicht auf das Strafk lage- 
re cht jedenfalls mit enthalten ist, rechtfertigt sich der Antrag 
auf Einstellung des Verfahrens. 



Entscheidungsgründe des Senates. 

Der Zeitungsredakteur Dr. H. in Gotha ist durch Erkenntnis 
des dortigen Herzoglichen Landgerichtes wegen öffentlicher Be- 
leidigung in zwei Fällen zu einer Geldstrafe und für den Fall 
ihrer Nichtbeitreibung zu Haft verurteilt worden und hat gegen 
diese Entscheidung von dem Rechtsmittel der Revision Gebrauch 
gemacht. 
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Nachdem vor dem erkennenden Senate des Reichsgerichtes 
bereits einmal in der Sache verhandelt worden war, ist ein An- 
schreiben des Herzoglich sächsischen Staatsministeriums vom 
4. Januar 1900 zu den Akten gelangt, inhalts dessen der Herzog 
von Sachsen - Coburg und Gotha beschlossen hat , das vor dem 
Reichsgerichte anhängige Strafverfahren niederzuschlagen. 

Infolgedessen hat der erkennende Senat in Abweichung von 
der in seinem Urteile vom 6. Juni 1896, 

Entsch. des E.G.'s in Strafs. Bd. 28 S. 419, 
dargelegten Rechtsauffassung und in Übereinstimmung mit 
dem Antrage des Oberreichsanwaltes auf Grund folgen- 
der Erwägungen die Einstellung des Verfahrens verfügt: 

Das Abolitionsrecht des Herzogs ist begründet im § 140 des 
Staatsgrundgesetzes vom 13. Mai 1852, welcher lautet: 

„Dem Herzog steht zu, erkannte Strafen aufzuheben oder zu 
mildern, auch das Verfahren gegen den Beschuldigten, noch 
ehe das Verbrechen oder Vergehen untersucht oder über die 
Bestrafung erkannt worden ist" — ausgenommen im Falle einer 
hier nicht vorliegenden Verfassungsverletzung (§ 137) — „nieder- 
schlagen und einstellen zu lassen." 
Die Gesetzmässigkeit dieser Bestimmung an sich ist zweifellos. 

Seit Vereinbarung der Reichs Verfassung und Inkrafttreten 
der Reichjustizgesetze haben sich Bedenken geltend gemacht, 
ob neben diesem Reichsrecht die staatsrechtlich den Landesherren 
zustehende Abolitionsbefugnis zu Recht bestehen geblieben ist 
oder nicht. 

Die auf Grund vielseitiger, mannigfach voneinander abweichen- 
der Rechtsanschauungen erhobenen Zweifel konnten indes für zu- 
treffend nicht erachtet werden. 

Der Abolition wird weder in der Reichs Verfassung noch in 
der Reichsjustizgesetzgebung Erwähnung gethan. Durch die Reichs- 
verfassung bezw. die neben derselben — z. B. auf militärischem 
Gebiete — besonders geschlossenen Staatsverträge und die Reichs- 
justizgesetze sind die Souveränitätsrechte der einzelnen Staats- 
oberhäupter zu gunsten des Reiches nur insoweit für beschränkt 
zu erachten, als dies zu bestimmtem Ausdruck gebracht worden 
ist. Der Umstand, dass dem Kaiser nach § 484 St.P.O. füi- das 
Deutsche Reich ein Begnadigungsrecht nur bezüglich der aus 
einem erstinstanzlichen reichsgerichtlichen Urteile sich ergebenden 
Straffolgen übertragen worden ist, lässt für sich allein einen -Schluss 
dahin nicht gerechtfertigt erscheinen, dass, weil dem Kaiser in 
diesen Sachen ein Abolitionsrecht nicht eingeräumt worden ist, 
das in den Einzelstaaten nach Massgabe ihrer Verfassung be- 
stehende Niederschlagungsrecht von selbst hinfällig geworden sei. 
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Dem Kaiser stehen staatsrechtlich als Reichsoberhaupt besondere 
Rechte nur insoweit zu, als ihm dieselben nach ßeichsreclit aus- 
drücklich eingeräumt worden sind, und nur insoweit sind die ver- 
fassungsmässigen Rechte der Landesherren auf das Reich über- 
tragen. 

Es kommt hinzu, dass, wie die Beratungen des Gerichts- 
verfassungsgesetzes und der Strafprozessordnung erkennen lassen, 
es nicht in der Absicht des Gesetzgebers gelegen hat, in das an- 
erkannt dem staatrechtlichen Gebiete zugehörende Begnadigungs- 
recht der Landesoberhäupter weiter einzugreifen, als dies durch 
den bereits oben angeführten § 484 St.P.O. geschehen ist. 

Vgl. Hahn, Materialien zum Gerichtsverfassungsgesetz Bd. 1 

S. 836 ff., Bd. 2 S. 967; zur Strafprozessordnung Bd. 1 S. 1138, 

Bd. 2 S. 1978, 1980. 
Muss hiernach angenommen werden, dass das Begnadigungs- und 
insbesondere das Abolitionsrecht der Landesherren bis auf die Be- 
stimmung im § 484 a. a. 0. durch die Reichsgesetzgebung nicht, 
und auch nur stillschweigend nicht, betroffen worden, ein Verzicht 
auf dasselbe zu gunsten des Reiches nicht erfolgt ist, so ergibt 
sich als notwendige Folge, dass das den einzelnen Landesherren 
zustehende Begnadigungsrecht in vollem Umfange, mithin auch 
die Abolition denjenigen verblieben ist, denen es vor Inkraft- 
treten des Reichsrechtes zustand. 

Bei dieser Lage der Sache kann nur in Frage kommen, ob 
dem Abolitionsrechte seine Wirkung zu versagen ist, sobald der 
anhängige Strafprozess zur Kognition des Reichsgerichtes in der 
Revisionsinstanz gelangt ist. 

Die Frage ist zu verneinen. 

Entscheidend hierbei ist die strafprozessuale Aufgabe des 
Reichsgerichtes und seine staatsrechtliche Stellung. 

Die strafprozessuale Aufgabe des Reichsgerichtes ist 
im wesentlichen keine andere als die der Strafgerichte der Einzel- 
staaten. Diese ist in der Rechtsprechung des Reichsgerichtes 
wiederholt erörtert und dabei insbesondere von dem erkennenden 
Senate, 

Entsch. des R.G.'s in Strafs. Bd. 4 S. 357, Bd. 13 S. 327; 

Rechtspr. des R.G.'s in Strafs. Bd. 6 S. 545, 
die rechtliche Geltendmachung des staatlichen Strafrechtes als 
Gegenstand des Strafprozesses bezeichnet; die Aufgabe des Straf- 
prozesses in jedem einzelnen Falle besteht darin, zu ermitteln 
und festzustellen — für das Reichsgericht nachzuprüfen — , ob 
ein Anspruch des Staates auf Bestrafung des Angeklagten bestehe 
oder nicht. An dieser Auffassung von der strafprozessualen 
Richterthätigkeit und ihrer genauen Umgrenzung ist festzuhalten. 
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Hieraus ergibt sich, dass, wenn die massgebende Instanz eine Er- 
klärung dahin abgegeben hat, sie wolle den staatlichen Straf- 
anspruch nicht geltend machen, der dem Bichter von Staatswegen 
erteilte Auftrag, im einzelnen Falle das Recht zu finden, erledigt 
und gegenstandslos geworden ist. Dies gilt auch gegenüber dem 
Reichsgericht als Revisionsgericht. Von einem staatlichen Befehl 
hier zu reden, entspricht nicht dem Wesen der Sache. Mit Recht 
hat der Oberreichsanwalt darauf hingewiesen, diese Ausdrucks- 
weise hafte zu sehr an der regelmässigen äusseren Erscheinung 
des in der Begnadigung sich vollziehenden Rechtsaktes und 
ignoriere die historische "Wurzel des deutschen Begnadigungsrechtes. 
Diese liegt in der von jeher anerkannten Befugnis des Souveräns, 
durch einen Akt ausgleichender Gerechtigkeit da einzugreifen, 
wo die materielle Gerechtigkeit durch die formale Rechtsprechung 
nicht den endlichen Ausdruck findet. Diese Pflicht des Souveräns 
steht über der Pflicht, dem staatlichen Strafanspruch Geltung zu 
verschaffen. 

Auch die staatsrechtliche Stellung des Reichsgerichtes 
bietet keinen Anhaltspunkt für die Annahme, dass diesem Gerichts- 
hof gegenüber der von zuständiger Stelle abgegebenen Erklärung, 
von der Abolitionsbefagnis Gebrauch machen zu wollen, die Macht- 
vollkommenheit zustehe, diese Erklärung nicht zu achten und sie 
als wirkungslos zu bezeichnen. 

Zwar ist im allgemeinen als richtig anzuerkennen, dass das 
Reichsgericht nach dem Verfassungsrechte des Deutschen Reiches 
nicht eine Gerichtsbehörde ist, „die von den deutschen Bundes- 
staaten gemeinsam eingesetzt worden ist, um die einem jeden 
dieser Staaten für sein Gebiet zustehende gerichtsherrliche Gewalt 
nach bestimmter Richtung hin zu bethätigen, für dieses Landes- 
gebiet ein Organ der inländischen Gerichtsbarkeit zu schaffen der- 
gestalt, dass das Reichsgericht für jeden einzelnen deutschen 
Bundesstaat das oberste Landesgericht darstelle", 

Entsch. des R.G.'s in Strafs. Bd. 28 S. 423, 
das Reichsgericht ist vielmehr eine ausschliessliche Gerichtsbehörde 
des Deutschen Reiches. Rechtlich möglich aber war es — wie 
der Oberreichsanwalt zutreffend hervorgehoben hat — auch eine 
solche partiell dem Einflüsse eines bundesstaatlichen Staatshoheits- 
aktes unterzuordnen. Dementsprechend ist das Reichsgericht 
nicht losgelöst von den den einzelnen Landesherren zustehenden 
Souveränitätsrechten eine denselben übergeordnete Stellung einzu- 
nehmen berufen, sondern verpflichtet und berechtigt, einen aus 
dem Souveränitätsrecht des Landesherrn resultierenden Akt, vor- 
liegend der Abolition, zu beachten. 

Zur Schaffung dieser Stellung bedurfte es nicht ausdrück- 
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lieber reichsgesetzlicher Bestimmung. Die staatsrechtliche Stellung 
des Reichsgerichtes ergibt sich vielmehr schon aus seiner Vorge- 
schichte. Die verbündeten B-egierungen haben das Reichsgericht 
eingesetzt in Verwirklichung des dem Reiche verfassungsmässig zu- 
stehenden Aufsichtsrechtes (Art. 4 Nr. 13 in der Fassung des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1873) über das gesamte bürgerliche 
Recht; das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren. Der Grund, 
aus welchem man sich entschloss, einen obersten gemeinsamen 
Gerichtshof einzusetzen, war seit der Einrichtung des Bundes- 
oberhandelsgerichtes, der Gefahr einer abweichenden Entwicklung 
des einheitlichen Rechtes durch die Praxis und Judikatur vorzu- 
beugen. In diesem Sinne verwaltet das Reichsgericht die ihm 
von der Gesamtheit der verbündeten Regierungen übertragene 
Gerichtsbarkeit. Diese haben die Amtsgewalt der Rechtsprechung 
in letzter Instanz auf das Reichsgericht delegiert; was ihnen aber 
sonst gebührte, ist ihnen gewahrt, auch Inhaber des Strafver- 
folgungsrechtes sind sie geblieben. Aus dieser in ihren Grenzen 
deutlich erkennbaren Stellung des Reichsgerichtes ergibt sich, dass 
ihm ein Einspruch gegen die Ausübung des landesherrlichen Abo- 
litionsrechtes nicht zusteht. 

Aus diesen Gründen hat der erkennende Senat seine frühere 
Ansicht aufgegeben und, wie geschehen, auf Einstellung des Ver- 
fahrens erkannt. 

Die Wirkung des Niederschlagungsrechtes der Einzelstaaten 
auf das Verhältnis derselben untereinander steht nicht in Frage. 



Druckfehler. 



Seite 9 Anm. 2 muss der letzte Satz heissen: „Die Begnadigung 
ist eine solche der Verwirklichung eines der Staatszwecke gewidmete 
Thätigkeit." 
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